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Marktplatz

Praxis

Gesuche

Suche PP-Kassensitz PA/TP ab 11/ 
2007 oder später in MZ/WI, Rhein-Main, 
Rhein-Lahn, Südhessen, Pfalz und Umge-
bung. DP R. Scholz, Thorwaldsenanl. 77, 
65195 Wiesbaden;Tel.: 0179-5903297; 
rschz@gmx.de.

Praxis-Verkauf 

KV-Zulassung Freiburg i.Breisgau Pra-
xis (FA f.Psychotherapeutische Medizin) we-
gen Erreichen der Altersgrenze im Laufe des 
Jahres 2007 abzugeben. www.cosis.net/ 
bvvp/ch.php?e=bvvp-Magazin-02/07-146

Reise

Toskana 12 km vom Meer und Sand-
strand ruhig am Rand e. kl. mittelalt. Stadt 
gel. Haus mit Garten und weiter Aussicht 
zu verm. Tel. 0761 405952.

Ferienhäuser und Ferienwohnungen in 
der Toskana Wir vermitteln schöne Ferien-
häuser und Ferienwohnung in der Toskana, 
auch für Gruppen geeignet. Viele Objekte 
mit Pool, Haustiere oft willkommen. Spezi-
alangebot: Urlaub in den Thermen von So-
rano.

Verschiedenes

Supervision zu Hause auf CD speziell 
für Ihr Anliegen persönlich aufgesprochen, 
als Trance-Text fest im Unbewussten veran-
kert, passgenau für Ihre erfolgreiche Arbeit. 
Kosten: 80 € pro Fall. Bitte per e-mail Kon-
takt aufnehmen: walterhofmann@gmx.net

Ich bin für Sie da! – Unterstützung bei 
der Praxisführung und -organisation -Be-
ratung bei der Umstellung der KV-Abrech-
nung auf EDV – Erstellung der KV-Abrech-
nung – Texterfassung nach handschrift-
licher Vorlage oder Band-Diktat, z.B. Kas-
senanträge, Arztbriefe, Gutachten etc. – Te-
lefondienst für psychotherapeutische Pra-
xen – AMK-BÜROSERVICE // Anna-Ma-
ria Koch Am Ebelfeld 259 // 60488 Frank-
furt/Main Telefon/Fax 069 7682493 // 
Mobil 0172 6972273 Mail koch@amk-
bueroservice.de // Internet www.amk-
bueroservice.de 

Kleinanzeigen buchen
Kleinanzeigen bequem buchen mit unserem Online-Anzeigen-
system!

	 Preise
• schnelle Eingangsbestätigung	 • nur 12 � pro Anzeige bis  
• kinderleicht zu bedienen		    150 Zeichen
• faire Preise	 • je weitere 50 Zeichen 6 �
• rund um die Uhr für Sie da	 • echiffre: 10 �
• superschnelle Chiffre	 • und Porto gespart
• Bezahlung per Kreditkarte mit verschlüsseltem Datentransfer

Einfach buchen im WWW: www.bvvp-magazin.de

Chiffre aufgeben: Unser neues echiffre-System bietet Ihnen 
superschnelle Antworten: Einfach Ihre E‑Mail-Adresse angeben, 
die Antworten werden an Ihre E‑Mail gesandt – natürlich ohne 
dass der/die Antwortende von Ihrer Identität oder E‑Mailadres-
se erfährt. 

Chiffre beantworten: Gehen Sie auf wwwbvvp-magazin.de 
und wählen Sie echiffre-Anzeige beantworten und geben Sie die 
echiffre-Nummer  der Anzeige ein, auf die Sie antworten wollen. 
Die Anzeige wird Ihnen angezeigt, Sie geben Ihren Antworttext 
ein, sofort geht eine E-Mail an den Auftraggeber der Anzeige. 
Kein Chiffre-System ist schneller. 
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Neu: einfach 
und sicher per 

Kreditkarte 
bezahlen!
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gestaltung außerhalb des Kollektivvertragssystems der KV treibt, für 
Möglichkeiten?

Wir könnten uns zum Beispiel als Helfer in anderen Versorgungs-
segmenten betätigen, z.B. als Depressionsspezialisten bei Hochri-
sikogruppen wie HI Patienten, angedockt an die kardiologische 
Reha.
Oder wir könnten uns als Kostendämpfer für besonders teure Pati-
enten bei den Krankenkassen anbieten, z.B. für seelisch kranke Pa-
tienten, die sonst häufige stationäre oder fachärztliche Versor-
gung in Anspruch nehmen.
Oder wir könnten uns auf die Durchführung von Präventionspro-
grammen spezialisieren.

Aber ist es das, was wir wollen und was unsere Patienten brauchen? 
Werden wir eine Möglichkeit finden, weiterhin wie heute eine indivi-
duell auf unsere Patienten zugeschnittene kurative Psychotherapie re-
alisieren und auch eine dem individuellen Fall angemessene Entwick-
lungszeit zugestehen zu können? Die Zeitbemessung und Intensität 
der therapeutischen Beziehung, die die Voraussetzung für eine stabi-
le seelische Heilung ist, wird in der Regel dem marktwirtschaftlichen 
Denken unverständlich und fremd bleiben. Die Gefahr, dass dieses Ver-
sorgungssegment dann ausgegrenzt wird, weil es nicht „passt“, dür-
fen wir nicht unterschätzen. 

Der Fortbestand einer guten Psychotherapie wird davon abhän-
gen, ob es uns in den nächsten Jahren gelingt, diese Besonderheiten 
als wichtig und unverzichtbar zu transportieren. Rückenwind haben 
wir durch die steigenden Zahlen psychischer Erkrankungen, Gegen-
wind durch den Konkurrenzkampf ums Geld im Gesundheitssektor, 
unsere unmoderne Unfähigkeit zu beliebiger Beschleunigung und 
durch das seelischen Störungen und ihren Therapeuten immer noch 
anhaftende Stigma.

Mit kollegialen Grüßen
Ihre Birgit Clever 
Vorsitzende bvvp







Vorwort
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Liebe Kolleginnen und 
Kollegen,
es ist gelungen! Die Änderungswünsche der Psychotherapeuten wur-
den tatsächlich alle in unserem Sinn aufgegriffen und stehen nun im 
WSG. Im letzten Heft haben Sie eine ausführliche Dokumentation un-
serer bvvp-Aktivitäten bei den Anhörungen lesen können, und in die-
sem Heft finden Sie von Jürgen Doebert die Zusammenstellung und 
Kommentierung der nun verabschiedeten Gesetze, Wettbewerbstär-
kungsgesetz (WSG) und Vertragsarztrechtsänderungsgesetz (VÄndG) 

Ein sehr erfreulicher Aspekt im letzten halben Jahr war die gu-
te Kooperation mit allen anderen aktiven Verbänden und der Bun-
despsychotherapeutenkammer. So hat der Erfolg jetzt viele Mütter 
und Väter. Alle haben zusammengewirkt, unterschiedliche inhalt-
liche Spektren abgedeckt und ihre Kontakte genutzt. Die ganz we-
sentliche Leistung des bvvp bestand sowohl in der Mitarbeit bei der 
Konkretisierung der Gesetzestexte, in der Lobby-Arbeit bei den Poli-
tikern des Gesundheitsausschusses und in den Anhörungen selbst, in 
denen wir den entscheidenden Forderungen der Psychotherapeuten 
deutlich Gehör verschaffen konnten. Dass sogar noch unsere Forde-
rung aufgenommen wurde, im Basistarif nicht nur die Art und Hö-
he, sondern auch den Umfang der Leistungen denen der GKV anzu-
gleichen, hat uns selbst sehr positiv überrascht und ist ein wichtiger 
Meilenstein in unseren Bemühungen, die Rechte der Versicherten in 
der PKV im Bereich der Psychotherapie zu stärken. Damit kann dem 
fortwährenden Ärgernis entgegengewirkt werden, dass Menschen, 
die einmal psychisch krank waren, kaum eine Chance haben, sich je-
mals noch privat versichern zu können – auch nicht gegen Aufschlag. 
Und einem angemesseneren Leistungsumfang, der eine ausreichende 
Behandlung überhaupt zulässt, sind wir nun auch bei den privaten 
Kassen näher gekommen. 

Aber: Nach dem Gesetz ist vor dem Gesetz. Für unsere Patienten 
und uns Psychotherapeuten ist der vom Gesetz geforderte und ge-
förderte und von anderen Leistungserbringergruppen – insbesonde-
re von den hochspezialisierten Fachärzten – begrüßte wettbewerb-
liche Trend höchstwahrscheinlich ganz kontraproduktiv. 

Psychotherapie wird im Vergleich zu teilweise durchaus standar-
disierbaren fachärztlichen Leistungen immer eine hochindividuelle 
Leistung bleiben, ungeeignet zur Gewinnmaximierung durch ge-
schickten Materialeinkauf mit Kostenreduktion, ungeeignet zur Pra-
xiskostensenkung durch betriebswirtschaftlich sinnvolle koopera-
tive Geräteauslastung und ungeeignet für Einnahmesteigerungen 
über Leistungsverdichtung durch Straffung der Versorgungsabläu-
fe. Psychotherapie wird auch weiterhin ungeeignet sein für Förde-
rungen aus der Industrie und eignet sich nicht für den Wettbewerb 
der Krankenkassen. Kein junger, gesunder Mensch wird sich für eine 
Krankenkasse entscheiden, weil sie ihm eine besonders gute Versor-
gung im Falle psychischer Erkrankung verspricht. Was haben wir in 
einem wettbewerblichen System, das immer mehr Richtung Vertrags-

  Birgit Clever  
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therapeuten möglich, wobei diese selbststän-
dig oder angestellt, mit vollem oder geteiltem 
Versorgungsauftrag tätig sein können.

Kleinarbeit für die 
Selbstverwaltung

Der Gesetzgeber hat relativ grobe Rahmen-
bedingungen für diese neuen Arbeitsbedin-
gungen von Ärzten und Psychotherapeuten im 
Gesetz festgelegt. In Verhandlungen müssen 
nun die KBV und die Krankenkassen die un-
tergesetzlichen Regelungen aushandeln und 
im Bundesmantelvertrag und zum Teil im Be-
darfsplanungsausschluss festlegen. Der Bera-
tende Fachausschuss Psychotherapie kommt 
insofern ins Spiel, als er den Vorstand der KBV 
vor Entscheidungen beraten muss, die die psy-
chotherapeutische Versorgung betreffen. 

Auch das Berufsrecht, für das die Kam-
mern zuständig sind, ist von der neuen Rege-
lung betroffen: in der Muster-Berufsordnung 
ist zum Beispiel festgelegt, dass angestellte 
Ärzte in ihrer fachlichen Entscheidungen von 
niemandem Anweisungen entgegennehmen 
dürfen. Dies führt wiederum dazu, dass ein 
Psychologischer Psychotherapeut möglicher-
weise einen Arzt nicht anstellen dürfte.

Kurieren im Umherziehen

Wir müssen uns also von dem Bild lösen, in 
einer Praxis in der Regel immer denselben 
Arzt vorzufinden. Abrechnungstechnisch für 
die KVen bedeutet dies, dass nun kontrolliert 
werden muss, wie viele seiner Leistungen ein 
Arzt (oder Psychotherapeut) an den jewei-
ligen Orten seiner Tätigkeit erbringt. Dies ist 
besonders reizvoll, wenn man bedenkt, dass 
es in Zukunft auch möglich sein wird, eine 
Zweigpraxis in der Nachbar- KV zu eröffnen. 
Aus diesem Grunde wird es in Zukunft eine 
bundesweite Arztnummer geben, die wir prak-
tisch schon haben, sowie eine Betriebsstät- 
tenummer. Bei der Abrechnung müssen bei-
de Nummern angegeben werden und die An-
zahl der Leistungen sollte die vorgegebenen 
100% nicht überschreiten. 

Aus der Gesundheitspolitik  
und dem Bundesvorstand

Ein neues Jahr und 
zwei Gesetze

Jürgen Doebert

Einleitung 

Der deutsche Staat nimmt seine Aufgabe sehr 
ernst, Kranke in unserem Lande gut zu versor-
gen. Obwohl er bisher die Einzelheiten der Ver-
sorgung den Krankenkassen und den Kassen-
ärztlichen Vereinigungen überließ, muss er die 
Rahmenbedingungen immer wieder neu jus-
tieren. Dies führte schon in den vergangenen 
Jahren dazu, dass in jeder Legislaturperiode 
mindestens ein neues Gesetz erlassen wurde, 
mit dem das Gesundheitssystem reguliert wer-
den sollte. Anlass war in den meisten Fällen, 
dass das Geld nicht ausreichte und immer 
neue Begrenzungen für ärztliche Leistungen, 
für die Leistungen der Krankenhäuser und 
vor allem auch für die Menge der verschrie-
benen Medikamente nötig waren. Diesen Hin-
tergrund hat auch das so genannte Wettbe-
werbsstärkungsgesetz (WSG). Stärkung des 
Wettbewerbs ist nach bestimmten volkswirt-
schaftlichen Theorien gleichzusetzen mit hö-
herer Effektivität also mehr Leistung bei gerin-
geren Kosten. Dieses Gesetz tritt zum 1. April 
2007 in Kraft. Über die Vorgeschichte wurde 
schon in den vergangenen zwei Heften des 
bvvp- Magazins berichtet. Das Gesetz ist ver-

abschiedet, und es soll versucht werden, die 
für alle Psychotherapeuten wichtigsten Punkte 
dieses Gesetzes zusammenzufassen. 

Das andere Gesetz, das bereits zum 
1.1.2007 Kraft trat, hat nicht den oben er-
wähnten Hintergrund, zur Sparsamkeit im 
Gesundheitswesen beizutragen. Es heißt Ver-
tragsarztrechtsänderungsgesetz (VändG) 
und wurde auf Wunsch der niedergelassenen 
Ärzte aufgrund von Planungen der KBV, Be-
schlüssen des Bundesärztetages und heftiger 
Lobbyarbeit schließlich vom Gesetzgeber auf 
den Weg gebracht. Im vorigen Reformgesetz 
waren die so genannten MVZ (Medizinische 
Versorgungs-Zentren), die in vielem an die Po-
likliniken der ehemaligen DDR erinnern, ein-
geführt worden. Sie sind eine Konkurrenz zu 
den niedergelassenen Ärzten, da auch Kran-
kenhäuser solche MVZ gründen können. Auf 
Wunsch der Niedergelassenen sollte nun ei-
ne Situation hergestellt werden, in der – aus-
gedrückt in der bei Ärzten so beliebten phal-
lischen Sprache – MVZ und niedergelassene 
Ärzte mit gleich langen Spießen kämpfen. 
Folgerichtig besteht das VändG aus einer 
Fülle von Regelungen, mit denen die bishe-
rige Zulassungsverordnung und die Bedarf-
splanung neu geregelt werden. Überflüssig 
zu sagen, dass dieses Gesetz, auch wenn es 
sich anscheinend nur um das Arztrecht dreht, 
auch für Psychologische Psychotherapeuten 
und Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten gilt. Und Geld sparen wird es auch 
sicher nicht.

Neue Flexibilität 

Fangen wir mit dem Vertragsarztrechtsände-
rungsgesetz an, da es schon länger in Kraft 
ist. Die wichtigsten Änderungen wurden schon 
im bvvp- Magazin 1/2007 dargestellt. Ärzt-
liche und psychotherapeutische Tätigkeit sol-
len nach dem Motto „Weg vom Festsitzen in 
der Einzelpraxis hin zu neuen Möglichkeiten 
der Kooperation und Praxisgestaltung“ flexi-
bilisiert werden. Ein zentraler neuer Begriff ist 
Berufsausübungsgemeinschaft. In ihr ist die 
fachgruppen-übergreifende und auch überört-
liche Zusammenarbeit von Ärzten oder Psycho-
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Ganze Zulassung – halbe 
Versorgung
Wir hatten im bvvp-Magazin schon darüber 
berichtet, dass ein besonderes Problem dar-
in besteht, dass es in Zukunft nicht nur gan-
ze Arztsitze geben wird, sondern auch geteil-
te. Inzwischen hat sich die rechtliche Lage 
dahingehend geklärt, dass es immer nur eine 
Zulassung geben wird, die auch nicht geteilt 
werden kann, die auch nicht zum Teil zurück-
gegeben werden kann, sondern nur geteilte 
Versorgungsaufträge. Bei der Berechnung der 
Bedarfsplanungssitze in einem Bezirk werden 
dann halbe Versorgungsaufträge auch nur mit 
0,5 gezählt. Die Preisfrage wird sein, welche 
Bedingungen man erfüllen muss, um einen 
ganzen Versorgungsauftrag auszufüllen. Im 
gesamten Bereich der Zulassung wird hierbei 
bisher niemals das real abgerechnete Volumen 
in der gesetzlichen Krankenversicherung her-
angezogen, sondern immer die Zeit des zur 
Verfügungstehens. Diese Zeit ist bei Ärzten 
typischerweise durch die Zeiten ihrer Sprech-
stunde definiert. Das Sozialgericht Karlsruhe 
hatte im letzten Jahr geurteilt, dass ein voller 
Versorgungsauftrag eines Psychotherapeuten 
gegeben sei, wenn dieser 20 Stunden pro Wo-
che der Versorgung zur Verfügung stehe (al-
so in seiner Praxis erreichbar ist.) 

Das ist alles ganz einfach!

Spielen wir einmal durch, was passieren 
kann:

Wenn jemand etwa 20 Stunden in der 
Woche am Telefon erreichbar ist, aber bei 
gleichzeitig sehr geringem Abrechnungsum-
fang immer alle anrufenden potentiellen Pa-
tienten ablehnt, werden Zweifel daran ent-
stehen, ob dieser Arzt oder Psychotherapeut 
tatsächlich der Versorgung gesetzlich Versi-
cherter zur Verfügung steht. Dieser Zweifel 
kann bei Ärzten, Kollegen, der Krankenkasse 
oder auch bei jemandem entstehen, der drin-
gend eine Niederlassungsmöglichkeit sucht. 
Dieser Psychotherapeut müsste dann ange-
schrieben werden und darlegen, wieso er so 
handelt. Erst wenn hier keine Klärung er-
reicht werden kann, könnte der Zulassungs-
ausschuss entscheiden, dieser Person einen 
halben Versorgungsauftrag zu entziehen. 
Dies hätte dann Auswirkungen zum Beispiel 
auf den Umfang seines Regelleistungsvolu-
mens. Aber verkäuflich würde diese entzo-
gene Hälfte nicht, selbst wenn man versu-
chen würde, einem Beschluss des Zulassungs-
ausschusses durch aktives Handeln zuvorzu-
kommen. In den Berechnungen des Zulas-

sungsausschusses würden lediglich 0,5 Ver-
sorgungsaufträge aus der Liste gestrichen. 
Wenn in einem Bedarfsplanungsbezirk zum 
Beispiel 115- prozentige Überversorgung be-
steht, könnte der Entzug von mehreren hal- 
ben Versorgungsaufträgen dazu führen, dass 
die kritische Grenze von 110 Prozent Versor-
gung unterschritten wird: der Versorgungsbe-
zirk „geht auf“, und ein neuer Kollege kann 
zugelassen werden. Dieser kann dann ent-
scheiden, ob er mit einem halben oder ganzen 
Versorgungsauftrag arbeiten will. Solange 
sich aber niemand neu niederlassen will, der 
Bezirk also offen bleibt, könnte jeder von 
denen, dem ein halber Versorgungsauftrag 
weggenommen worden ist, durch Darlegung 
einer veränderten Lebenssituation den Zulas-
sungsausschusses dazu bringen, ihm „seinen“ 
halben Versorgungsauftrag wiederzugeben. 
Sobald der Bedarfsplanung Bereich aber ge-
schlossen ist, bleibt man auf den halben Ver-
sorgungsauftrag eingeschränkt.

Freiheit oder 
Sozialverpflichtung

Mit dem obigen Beispiel ist auch der zentra-
le Pferdefuß all´ der schönen Regelungen an-
gesprochen, auf die sich viele, die ihre Arzt-
praxis auf eine wirtschaftlichere Basis stel-
len wollten, gefreut hatten. Der Pferdefuß ist 
die Bedarfsplanung. All die schönen Möglich-
keiten von Zweigpraxen, der Anstellung von 
Kollegen, die Kooperation an verschiedenen 
Orten finden immer ihre Grenze in der Be-
darfsplanung. Vielen erscheint die Bedarfs-
planung schon lange als ein Widerspruch zu 
der Tatsache, dass Arzt oder Psychotherapeut 
doch freie Berufe seien. Man muss aber be-
denken, dass durch die Bedarfsplanung bis-
her eine flächendeckende Versorgung zumin-
dest mit Ärzten auch in eher unattraktiven Ge-
genden Deutschlands erreicht werden konn-
te. Sowohl die freizügigeren Regelungen der 
Europäischen Union wie auch die neuen Re-
gelungen des VändG werden aber früher 
oder später dazu führen, dass entweder die  
Bedarfsplanung ganz abgeschafft werden 
wird oder aber neue Modelle zur Festlegung 
des Bedarfs geschaffen werden. Mit Letzte-
rem ist die KBV zurzeit beschäftigt.

Ähnlich kompliziert sind die Regelungen 
zur Kombinatorik darüber, wer wen anstel-
len kann. Generell ist zu sagen, dass die Re-
gelung liberaler werden, allerdings sind hier 
noch keineswegs alle Fragen geklärt. Dies gilt 
auch für die Kooperation von ärztlichen Psy-
chotherapeuten, psychologischen Psychothe-

rapeuten und Kinder und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten. Wir werden berichten.

Das Ende einer heiligen Kuh

Aus dem oben gesagten lässt sich auch ab-
leiten, dass die bisherigen Vorschriften zur Er-
reichbarkeit (Präsenzpflicht) liberaler gehand-
habt werden müssen. Ein Arzt, der gerade in 
seiner Zweigpraxis eine kompliziertere Ope-
rationen durchführt, kann nicht notfallmäßig 
in der vorgeschriebenen kurzen Zeit in seiner 
Hauptpraxis erscheinen, wenn dort ein Not-
fall ist. Da man aber sowieso davon ausgeht, 
dass die Einzelpraxis ein Auslaufmodell ist, ist 
dann eben ein anderer Arzt der Berufsausü-
bungsgemeinschaft vor Ort.

Fazit

Ganz im Gegensatz dazu, dass bestimmte ärzt-
liche Gruppierungen große Kampagnen zum 
Ausstieg aus dem KV System machen, steht 
die Anzahl der Interessenten, die sich bei der 
KV nach den Risiken und Chancen der neuen 
Praxisgestaltung im Rahmen der KV erkundi-
gen. Allerdings ist es wohl realistisch, wenn 
man davon ausgeht, dass zunächst Chirurgen 
und hochspezialisierte Fachärzte von der neu-
en Regelung profitieren, während sich für je-
den Psychotherapeuten die Frage stellen wird, 
ob nicht angesichts unserer geringen Hono-
rare der Aufwand für viele der neuen Mög-
lichkeiten viel zu hoch ist.

bvvp plant Info-Veranstaltungen 

Der bvvp wird zum veränderten Ver
tragsarztrecht regionale Informations
veranstaltungen anbieten. Die Termine 
stehen noch nicht fest, da derartige 
Veranstaltungen u. E. erst dann wirklich 
informativ für Sie sind, wenn auch die 
untergesetzlichen Normen, die für Ihre 
Praxisführung relevant sind, definiert 
sind. 

Das Ende von Budget und 
Muschelwährung?

Die Regelungen des anderen Gesetzes, des 
Wettbewerbsstärkungsgesetzes, greifen so-
wohl direkt wie auch eher langfristig indirekt 
in unsere tägliche Arbeit ein. Wie den Zei-
tungen zu entnehmen war, war ein zentraler 
Streitpunkt zwischen Ärzteschaft und Regie-
rung die Frage, ob mit diesem Gesetz die bis-
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herige Budgetierung beendet wird. Die Bud-
getierung, das heißt eine begrenzte Menge 
Geld pro Quartal, zog zwangsläufig die Dar-
stellung der ärztlichen Leistungen in Punkten 
nach sich, da in jedem Quartal und in jeder 
KV für jede Arztgruppe durch den Quotienten 
aus Fallpunktzahl und vorhandenem Geld der 
jeweils gültige Punktwert errechnet werden 
musste. Anders ausgedrückt: unabhängig vom 
Ausmaß der abgerechneten Leistungen beka-
men die Ärzteschaft in der Summe immer die 
gleiche Menge Geld. Ausnahmen davon sind 
Leistungen, die über spezielle Verträge zwi-
schen KV und Krankenkassen ausgehandelt 
worden waren. Auch wenn dies manchmal an-
ders erscheint: auch die genehmigungspflich-
tigen Leistungen der Psychotherapie sind im-
mer Teil der festgelegten Budgets gewesen 
und wurden nicht etwa extra von den Kran-
kenkassen bezahlt. Der Ärger mancher Fach-
ärzte über den festen Punktwert für psycho-
therapeutische Leistungen ist durchaus ver-
ständlich, wenn man sich das ständige Floa-
ten der fachärztlichen Punktwerte vorstellt. 
Nachdem in der letzten Version des Gesetzes 
mehrere Möglichkeiten verankert sind, mit de-
nen die engen Grenzen des Budgets geöffnet 
werden, gab die KBV ihre fundamentale Op-
position gegen dieses Gesetz auf.

Die neuen Regelungen zum Honorar, die 
vor allem in Paragraph 87 des SGB V nieder-
gelegt sind, sind sehr kompliziert. Sie gelten 
ab. 1.1.2009. Das wirklich revolutionär Neue 
ist die Tatsache, dass es keine Honorarvertei-
lung mehr auf der KV Ebene gibt. Stattdessen 
entsteht auf der Bundesebene so etwas wie 
eine Gebührenordnung in Euro. Allerdings 
sind wir immer noch nicht die Punkte und die 
Umrechnung in Euro los. Der Bewertungsaus-
schuss berechnet nun aufgrund bestimmter 
Vorgaben so genannte Orientierungspunkt-
werte, die bundesweit gelten. Diese Punkt-
werte multipliziert mit den Punktzahlen aus 
den jetzigen EBM (in dem noch einige Anpas-
sungen vorgenommen werden) ergeben dann 
die Euro-Gebührenordnung. Und man darf 
es schon verraten: die von der Ärzteschaft 
geforderten 5,11 Cent wird auch dieser Ori-
entierungspunktwert nicht bringen. Ledig-
lich kleine Zu- und Abschläge können auf-
grund regionaler Verhältnisse von den KVen 
mit den Krankenkassen zusätzlich ausgehan-
delt werden.

Der Kampf für das Zauberwort

Dem Zusammenwirken aller Psychothera-
peuten und nicht zuletzt den Aktivitäten des 
bvvp ist es zu verdanken, dass der Gesetzge-

ber im Paragraph 87 des SGB V wiederum ei-
ne Formulierung aufgenommen hat, mit de-
ren Hilfe die bisherige BSG-Rechtsprechung 
auch Eingang in die neue gesetzliche Lage 
findet: “Die Bewertungen für psychothera-
peutische Leistungen haben eine angemes-
sene Höhe der Vergütung je Zeiteinheit zu 
gewährleisten.“ 

Die Angemessenheit ist in der bisherigen 
BSG-Rechtsprechung durch die Vergleichbar-
keit mit den Einkommen von 10 Facharzt-
gruppen definiert. Sie könnte nun durch eine 
entsprechend hohe Punktzahl oder durch die 
erneute Stützung des Punktwertes erreicht 
werden. Da im Gesetz die Rede von mehre-
ren Orientierungspunktwerten ist, wird der 
Bewertungsausschuss vermutlich den zwei-
ten Weg beschreiten und einen bundeswei-
ten Orientierungspunktwert Psychotherapie 
errechnen. Am ferneren Horizont tauchen 
trotz dieses politischen Erfolgs neue Wolken 
auf: im Gesetz in den §§ 73b und 73c sind 
Wege gebahnt, die dazu führen werden, dass 
Hausärzte und auch Fachärzte Verträge mit 
den Krankenkassen abschließen werden, de-
ren Abwicklung dann nicht mehr über die KV 
laufen muss. Die Folge wird sein, dass die in 
der KV auflaufenden Einkommen der Arzt-
gruppen, mit denen unser Einkommen verg-
lichen wird, immer geringer werden. Einnah-
men aus anderen Verträgen konnte das BSG 
damals nicht einbeziehen. 

Als Psychotherapeuten könnten wir dem 
entgegenwirken, indem wir auch selbst ähn-
liche Verträge mit den Krankenkassen ab-
schließen, was sich aber insgesamt als sehr 
schwierig darstellt, da psychisch Kranke und 
Verträge für sie nicht gerade der Hit im Wett-
bewerb der Krankenkassen sein werden. Sol-
che Verträge werden eine große Herausfor-
derung für die Psychotherapeutenverbände, 
da hier nur ganz enge Kooperation verhin-
dern wird, dass die Krankenkassen als mäch-
tige Gruppierung die Psychotherapeuten auf-
ribbeln. 

Der andere Weg, der auch recht schwie-
rig sein dürfte, wäre eine Anpassung der BSG 
Rechtsprechung an die neuen Verhältnisse.

Ein neues Kleid für die 
Mengenbegrenzung

Obwohl es nur in der Begründung zum Gesetz 
erwähnt ist, können wir davon ausgehen, dass 
die antragspflichtigen psychotherapeutischen 
Leistungen weiterhin Einzelleistungen bleiben 
und nicht pauschaliert werden. Es hat offen-
bar allen Politikern eingeleuchtet, dass Pau-
schalen im Bereich der Psychotherapie, in der 

es geringe Fallzahlen und hohe Scheinwerte 
gibt, nicht sinnvoll sind. Logisch gehörte dies 
zusammen mit der ebenfalls im Gesetz fest-
gelegten Tatsache, dass die antragspflichti-
gen Leistungen außerhalb der künftigen Re-
gelleistungsvolumina vergütet werden. Und 
da haben wir sie wieder: die Mengenbegren-
zung! Wie bei allen anderen Ärzten auch un-
terliegen unsere sonstigen Leistungen der 
Mengenbegrenzung. Allerdings erfolgt sie 
nun nicht mehr dadurch, dass der Wert des 
einzelnen Punktes abgewertet wird, wenn es 
zu viele Leistungen gibt, da auf dieser Ebe-
ne nur noch in Euro gerechnet wird. Vielmehr 
werden bestimmte Leistungen einfach nicht 
mehr bezahlt oder nur noch zu einem gerin-
gen Prozentsatz des Eurowertes. Es war im-
mer ein politisches Ziel der Ärzteschaft, mit 
festen Honoraren schließlich darlegen zu kön-
nen, dass das Geld angesichts einer bestimm-
ten Morbidität nicht reicht. Um nachzuwei-
sen, dass die Morbidität in der Bevölkerung 
steigt, hat die KBV ein kompliziertes Berech-
nungssystem entwickelt, den Morbiditätsin-
dex, mit dem veränderte Morbidität berech-
net wird und somit das Risiko für die Morbi-
dität nicht weiterhin bei den Ärzten und Psy-
chotherapeuten bleibt, sondern bei den Kran-
kenkassen landet. 

Noch ein Zauberwort

Im Wettbewerbsstärkungsgesetzes wird auch 
der Wettbewerb zwischen gesetzlichen Kran-
kenkassen und privaten Krankenkassen be-
rührt. Die privaten Krankenkassen müssen 
einen Basistarif einführen, bei dem es keine 
Ausschluss-Prüfungen bei einer bestimmten 
Krankheitsgeschichte oder aktuellen Krank-
heiten gibt. Damit ist der Diskriminierung psy-
chisch Kranker in der privaten Krankenkasse 
ein ziemlich großer Riegel vorgeschoben, auch 
wenn diese Kassen weiterhin bei ihren regu-
lären Tarifen die Möglichkeit zu solchen Aus-
schlüssen haben. 

Die Honorierung der Ärzte und Psychothe-
rapeuten für Patienten in diesem Basistarif 
soll allerdings nur nach dem 1,8 fachen Satz 
der GOÄ/GOP erfolgen. Vermutlich liegt das 
Honorar für Psychotherapie dann etwas un-
ter dem Honorar der gesetzlichen Kranken-
kassen, während es für viele Ärzte und deren 
Leistungen eine wesentlich größere Einbuße 
ist. Wiederum ist es dem entschiedenen Ein-
treten der Psychotherapeuten (siehe Bericht 
aus dem Ärzteblatt im letzten bvvp- Maga-
zin über den Auftritt von Birgit Clever im 
Gesundheitsausschuss) gelungen, durch ein 
winziges Wort im Gesetz einen großen Un-
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terschied herbeizuführen. Der Basistarif soll 
nämlich in seinen Vertragsleistungen „in Art, 
Umfang und Höhe“ den Leistungen der ge-
setzlichen Krankenkassen vergleichbar sein. 
Das Wörtchen „Umfang“ stand in den ers-
ten Entwürfen nicht drin. Nach unserem Ver-
ständnis kann es also im Basistarif nicht mög-
lich sein, die Anzahl psychotherapeutischer 
Sitzungen auf 20 zu beschränken, wie es der 
unhaltbare Zustand bei den meisten priva-
ten Versicherungen ist. Den privaten Kran-
kenversicherungen gefällt der gesamte Basis-
tarif mit all den Kranken, die diese Kassen 
dann aufnehmen müssten, überhaupt nicht. 
Sie haben angekündigt, Verfassungsklage 
gegen das Gesetz einzulegen.

Fazit 2

Uns Psychotherapeuten ist es gelungen, unse-
re Positionen im WSG zu schützen, zum Teil zu 
stärken und zum Teil sogar auszubauen. Wann 
immer wir hören, dass der Bewertungsaus-
schuss etwas für uns Psychotherapeuten fest-
legen soll, sind wir besonders hellhörig. Der 
Gesetzgeber hat hier aber gute Orientierungen 
gesetzt und das BSG wird innerhalb des nächs-
ten Jahres auch noch einmal definieren, was 
eine angemessene Vergütung ist. Freuen wir 
uns an den Erfolgen und beobachten die dun-
klen Wolken am Horizont und deren Verlauf. 
Die Arbeit des bvvp bleibt so wichtig wie in 
den vergangenen Jahren auch!

Jürgen Doebert  
kooptiertes Vorstandsmitglied bvvp

Warum lieben die 
Psychotherapeuten 
die KV mehr als alle 
anderen?

Ergebnisse des Referendums 
der KBV

Obwohl sich der Vorsitzende der Kassenärzt-
liche Bundesvereinigung, Herr Dr. Köhler, be-
müht hatte, im Protestjahr 2006 sich selbst 
und die KBV noch rechtzeitig in die Phalanx 
der protestierenden Ärzteschaft einzureihen, 
war die Interessensvertretung der niedergelas-

senen Ärzte und Psychotherapeuten durch die 
KBV im Rahmen des anstehenden Gesetzge-
bungsverfahrens zum WSG zunehmend in die 
Kritik geraten. Zu angepasst, befanden viele 
Kollegen, sei der Kurs der KBV, gekennzeich-
net durch vorauseilenden Gehorsam und den 
Ausverkauf der eigenen Interessen. Viele wa-
ren sich sicher, dass Köhler selbst der Erfinder 
der Grundzüge der in den ersten Eckpunkten 
zum WSG angekündigten neuen pauschalier-
ten Vergütungssystems sei, das so merkwür-
dig viele Übereinstimmungen mit dem von 
ihm als KBV-Entwicklung präsentierten neu-
en Honorarkonzept als Weiterentwicklung 
des EBM zeigte. Es fanden sich im Gesetz die 
Eier, die Köhler zuvor darin wohl selbst ver-
steckt hatte. Wer sonst hätte das tun können? 
Unwahrscheinlich, dass es die Kassen waren, 
noch unwahrscheinlicher, dass es Ministeri-
albeamte waren, denn die KBV macht ja nun 
bei jeder Gelegenheit geltend, dass maßgeb-
liche Impulse und Ausarbeitungen im Honor-
arbereich ausschließlich von der KBV kämen 
und geleistet werden könnten. 

Aber es fanden sich auch einige faule Eier 
in Köhlers neuem Honorar-Konzept. Die Kol-
legen landauf landab reagierten höchst be-
fremdet, dass er die Honorierung über Qua-
litätszu- und abschläge variieren wollte, in 
die dann jede Menge neuer Überprüfungen 
durch die Kven zur Folge gehabt hätte. Die 
Kollegen reagierten allergisch. Köhler mu-
tierte für viele zum big brother. Man war sich 
der Interessensvertretung durch Herrn Köh-
ler nicht mehr sicher und warf ihm zuneh-
mende Basisferne vor. Manch eine radikali-
sierte Ärzte-Protestgruppe kochte auf dieser 
Dynamik ihr Süppchen. Der Spalt zwischen 
der Ärzteschaft und ihrer Körperschaft wur-
de immer größer. Der Versuch von KBV und 
KVen, sich im Schlepptau der Ärztekammern 
im letzten Moment – aber gehindert durch 
die Einengungen als Körperschaft – noch ge-
schwind an die Spitze der Bewegung zu set-
zen, hat viele Kollegen nicht überzeugt.

Die Geburtstunde des 
Referendums

Auch Herrn Köhler hat dieser Spagat offen-
sichtlich kein großes sportliches Vergnügen be-
reitet, denn er holte sehr schnell zum Befrei-
ungsschlag aus. Ganz unvermittelt wartete er 
mit dem Plan auf, die Vertragsärzte und Psy-
chotherapeuten in einer repräsentativen Mei-
nungsumfrage nach ihrem Wissen und ihren 
Wünschen gegenüber KBV und ihrer jewei-
ligen Landes-KV zu befragen. Die Idee zum 
Referendum war geboren. Aus dem Ergebnis 

wollte Köhler Rückschlüsse bezüglich der wei-
teren Ausrichtung der Körperschaft ableiten 
und die eigene zukünftige Arbeit legitimie-
ren. Haben die Berufsprotestierer recht? Was 
will die schweigende Mehrheit der Ärzte und 
Psychotherapeuten? Sollen KVen und KBV 
verstärkt auf einen Systemausstieg oder auf 
die systemkonforme Arbeit innerhalb der ge-
gebenen Rahmenbedingungen hinsteuern? 
Wollen die Niedergelassenen lieber den frei-
en Markt oder doch das kollektivvertragliche 
System? Lieber die Kostenerstattung oder das 
Sachleistungssystem?

Wer hat die Interpretations- 
hoheit über die Ergebnisse?

Herr Köhler gibt sich jetzt sehr zufrieden mit 
dem Ergebnis des Referendums. Er leitet dar-
aus nämlich den Auftrag ab, nach dem Pro-
testjahr die Energien der KBV und KVen wie-
der verstärkt der systemimmanenten Umset-
zung der jetzt vorliegenden Gesetze zuzufüh-
ren. Zu Hilfe kommen ihm dabei einige in letz-
ter Minute erreichte Veränderungen des Ge-
setzes zugunsten der Ärzteschaft. Kurz zuvor 
hatte die KBV dieses Gesetz noch heftig kri-
tisiert und gar mit Nicht-Umsetzung gedroht. 
Man könnte diesen neuen Umsetzungseifer 
als eine der Meinung der eigenen Mitglie-
dern verpflichtete Flexibilität einordnen: An-
gesichts der Umfrageergebnisse – 73 % der 
Mitglieder bevorzugen auch für die Zukunft 
das heutige kollektivvertragliche System. Nur 
15 % würden ein marktwirtschaftliches Sys-
tem bevorzugen und magere 7% ein staatli-
ches System und 63 % aller Befragten seh-
en als zukunftssichere Interessensvertretung 
weiterhin das KV-System. Man könnte aber 
auch kritisch sagen, dass die KBV erst einen 
unprofessionellen Zick-Zack-Kurs vorlegt und 
diesen jetzt durch eine geschickte Interpreta-
tion des Referendums rechtfertigt

Kein Kompass

Mein Endruck ist, dass die KBV und die KVen 
in ihrer Janusköpfigkeit zwischen Interessens-
vertretung und körperschaftlichen Aufgaben 
selbst immer wieder die Orientierung verlieren, 
sich von inneren und äußeren Drücken hin und 
her werfen lassen und deshalb die manchmal 
starken Worten des Aufbegehrens kurz darauf 
bei den darauf folgenden systemimmanenten 
Anpassungsleistungen zu Worthülsen verkom-
men. Dieses Hin- und Her wird jetzt mit den Er-
gebnissen des Referendums bemäntelt. „Gän-
gigmachen des Gesetzes“ heißt das dann oder 
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„unsere Mitglieder erwarten das von uns“. In 
Wirklichkeit geht es nur darum die peinliche 
Kluft zu schließen, die zwischen den großen 
Worten und dem jetzigen Handeln klafft. Hier 
können sich allerdings KBV und Ärzte-Protest-
ler die Hand reichen.

Nachhaltige Glaubwürdigkeit könnte aber 
nur wiederhergestellt werden mit einer klaren 
und dabei durchaus wertenden Analyse des-
sen, was die KBV und die KVen leisten und 
als Körperschaften auch leisten müssen. Erst 
dann könnte die Ärzteschaft darüber befin-
den, ob sie das, was KBV und KVen können, 
als Interessensvertretung wertschätzten oder 
lieber gegen den derzeit hochgepriesenen 
freien Wettbewerb eintauschen wollen.

Lauter Sieger?

Ein klares Bekenntnis zum vorgegebenen kör-
perschaftlichen Status, der eine Interessens-
vertretung im wettbewerblichen Sinn nur in 
engen Grenzen zulässt, wäre also überfällig. Es 
müsste herausgearbeitet werden, dass die In-
teressensvertretung der Ärzteschaft durch die 
KVen just in der kollektivvertraglichen Absi-
cherung der ärztlichen Tätigkeit besteht. Das 
Bewusstsein, dass dies ein großer Wert an sich 
ist, ist vielen Ärzten inzwischen abhanden ge-
kommen – und offenbar vor allen vielen von 
denen, die berufspolitisch den Ton angeben. 
Hier müssten KBV und KVen sehr viel mehr Öf-
fentlichkeitsarbeit nach innen betreiben, an-
statt auch immer in das Hohelied des freien 
Wettbewerbs einzustimmen, aus dem sie die 
Ärzteschaft vor einigen Jahrzehntchen geret-
tet haben. Haben denn alle vergessen, dass 
jeder Arzt vor der Etablierung der KVen im 
Konfirmandenanzug einzeln zu den Kassen 
pilgern musste, um einen Vertrag zu bekom-
men – oder auch nicht? Haben sich die Kol-
legen, die sich so sehr für den freien Wettbe-
werb stark machen, wirklich klargemacht, dass 
sie sich damit erneut erst so richtig in die Ar-
me der Krankenkassen werfen und in die Ab-
hängigkeit begeben würden? Trügt eventuell 
die Hoffnung, selbst natürlich als Sieger aus 
dem Wettbewerb hervorzugehen und dass 
allenfalls die anderen Kollegen die Verlierer 
sein könnten? Oder dass niemand der Verlie-
rer wäre, weil wir einem erneuten Ärztemangel 
entgegengehen und die Ärzte dann die Prei-
se und die Bedingungen diktieren könnten? 
Kommt das Paradies sicher mit dem Ende der 
Bedarfsplanung und lässt uns wieder zu wirk-
lich freien Ärzten werden oder könnte es sein, 
dass das Festhalten am Sachleistungs- und 
Kollektivvertragssystem die realistische An-

erkennung des Umstands ist, dass dies trotz 
allem die besten Rahmenbedingungen für die 
Freiberuflichkeit sind?

Realismus

Selbst überzeugte Propagandisten des Syste-
mausstiegs, die noch im Sommer die Ärzte-
schaft kurz vor dem Durchbruch sahen, im 
Herbst den Startschuss zum Systemausstieg 
dann vorsichtshalber schon mal auf das Früh-
jahr 2007 verlegten und inzwischen von min-
destens 2-3 weiteren Jahren reden, die die 
Kollegen noch bräuchten, bis sie reif für die-
sen Schritt seien, scheinen realisiert zu haben, 
dass es eine Balance gibt zwischen aufrühre-
rischem Freiheitsstreben und dem Sicherheits-
bedürfnis für die eigene Existenz. Gerade in 
Deutschland darf man das Sicherheitsbedürf-
nis als handlungsleitendes Motiv nicht unter-
schätzen. Es ist ein immanenter Bestandteil 
unseres Charakters, unterstützt und verstärkt 
durch die Tatsache, dass mit einem Durch-
schnittsalter der Ärzte von 51 Jahren die im 
Laufe des Lebens erworbenen liquiditätsein-
engenden Verpflichtungen im Durchschnitt 
ziemlich hoch sein dürften. Wenn man dann 
noch bedenkt, dass sich – wenn überhaupt – 
nur das Versorgungsangebot hochspezialisier-
ter Fachärzte wirklich gut für den freien Wett-
bewerb eignet, das der Hausärzte schon we-
sentlich schlechter und das der Psychothera-
peuten am allerwenigsten, dann versteht man, 
wieso diese drei Gruppen auch entsprechend 
zum KV-System äußern.

Die Grenzen des Wettbewerbs

Die Psychotherapeuten halten der KV am 
deutlichsten die Stange. Klar! Wer glaubt 
denn auch ernsthaft, dass irgendeine Kran-
kenkasse im Wettbewerb sich einen Gefallen 
damit tun würde, mit einer besonders guten 
Versorgung psychischer Erkrankungen zu wer-
ben! Da hilft auch alle Einsicht angesichts der 
eine deutliche Sprache sprechenden Kran-
kenkassenreports nichts. Psychische Erkran-
kungen machen zwar einen immer größeren 
Teil der Erkrankungen aus, es werden immer 
mehr Arbeitsunfähigkeitstage deshalb aus-
gelöst, aber werben kann man deshalb noch 
lange nicht damit! Auch die Pharma- und Ge-
räteindustrie interessiert sich höchstens für ei-
nen winzigen Ausschnitt psychischer Erkran-
kungen, das Gros ist marktwirtschaftlich völ-
lig uninteressant.

Man kann nur hoffen, dass die Politik 
noch rechtzeitig ein Einsehen hat und ver-

steht, dass nicht alle Versorgungsbereiche 
markttauglich sind, dass die Modewunder-
waffe Markt überhaupt nicht in der Lage ist, 
Gesundheitsversorgung in einer modernen, 
europäischen Industrienation human und 
ressourcenorientiert zu organisieren. Auch 
die Hausärzte würden sich ja gar nicht dem 
Wettbewerb stellen. Sie würden ein Kartell 
bilden, was ihnen aufgrund ihrer Homoge-
nität einigermaßen leicht fällt und damit im 
Grunde die Grundstruktur der jetzigen KVen 
replizieren in Bezug auf eine einheitliche In-
teressensvertretung und kollektive Vertrags-
gestaltung ihrer Mitglieder. 

Die Grenzen der Macht

Demgegenüber stellt sich doch ernsthaft 
die Frage, ob unsere Patienten und wir 
mit einem einigermaßen interessensausglei-
chendem (darum aber auch kontrollierendem) 
KV-System nicht besser beraten sind, als mit 
einer wettbewerblichen, zersplitterten und 
gnadenlos konkurrierenden Facharztland-
schaft, einem Hausarztkartell und einer ir-
gendwie atomisierten psychotherapeutischen 
Versorgung. 

Dies würde aber voraussetzen, dass die 
Protagonisten in den KVen anerkennen müss-
ten, eben nicht alles zu können, nicht jeden 
und wenn auch noch so legitimen Wunsch 
der Ärzteschaft erfüllen und nicht jede For-
derung durchsetzen zu können – d.h. am 
Politikhimmel keine Götter in Weiß zu sein. 
Sie müssten die Beschränkung des eigenen 
Handlungsspielraum selbst erst einmal an-
erkennen, dann auch noch transparent ma-
chen, und sie müssten ihre Macht mit den 
Verbänden teilen. Der Vorteil wäre, dass sich 
die KVen mit dem Verzicht, eine nicht vorhan-
dene Macht zu proklamieren, auch entlasten 
würden, sich sehr viel mehr auf ein handwerk-
lich gutes Verwaltungsgeschäft konzentrie-
ren könnten, ohne sich dauernd Versagen in 
der Interessensvertretung nachsagen lassen 
zu müssen. 

Birgit Clever
Vorsitzende bvvp
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Der materielle 
Niedergang der am-
bulanten Psychiatrie

Teil 2

Uwe Bannert

Nach den zurückliegenden Entwicklungen 
im letzten Heft beschreibt der Autor im Fol-
genden die gegenwärtige Lage und die er-
kennbaren Folgewirkungen auf die nähere 
Zukunft. Nach einer zusammenfassenden 
Gesamtschau wird der Versuch einer stra-
tegischen Positionierung unternommen.

8. Neben den oben beschriebenen Tendenzen 
machen jüngste Verschiebungen es dem nie-
dergelassenen Facharzt für Psychiatrie und 
Psychotherapie anders als anderen Fach-
gruppen zusätzlich schwer, individuelle Aus-
wege zu finden, weil die Anforderungen an 
ihn steigen:

HÄ überweisen zunehmend mehr Pati-
enten an die Psychiater. Mehr Patienten 
kommen weiterhin direkt zum Psychiater, oh-
ne lästigen und in schweren Krankheitsfäl-
len überfordernden Umweg über den Haus-
arzt. Von einem Fallzahl-Rückgang nach der 
Einführung der Kassengebühren 2005 wie 
in anderen Fachgruppen war bei den Psych-
iatern nichts zu spüren. Ihre Fallzahlen nah-
men zu. Fatalerweise sanken parallel da-
zu bei gedeckeltem Gesamtbudget und li-
mitierter Arbeitszeit die durchschnittlichen 
Fallwerte in Punkten wie in Geld. Diese ent-
werteten durchschnittlichen Fallwerte wer-
den in Zukunft jedoch noch von erheblicher 
Bedeutung im innerärztlichen Verteilungs-
wettstreit werden.

Gründe zur Verschiebung von Patienten 
hin zu den Psychiatern mögen die teuren Me-
dikamenten-Innovationen in unserem Fach-
gebiet sein, die ein HA nicht mehr verschrei-
ben kann. Noch stärker mögen Anreize wir-
ken, vermehrte Zuwendung an die Gesunden 
bzw. noch nicht chronisch Kranken aufzubrin-
gen. In diesem zynischen Sinne wirken Fall-
pauschalen und Fallwertbegrenzungen so-
wie Sonderprogramme für Chroniker und zur 
Prävention. Chronisch Kranke sind nur dann 
wirtschaftlich und somit privilegiert, wenn 
ein DMP-Programm mit seinen allerdings nur 
der Bürokratie gewidmeten Pauschalen lockt. 
Psychisch Kranke bleiben für HÄ immer un-
wirtschaftlich wegen ihres hohen Zeitbedarfs 
und ihrer hohen Medikamentenkosten.

Auch der Rationalisierungsdruck auf die 
psychiatrischen Krankenhäuser trägt dazu 
bei, den Nachfragedruck auf die Psychia-
ter zu erhöhen. Krankenhäuser können auch 
aufgrund deutlichen Fortschritts in den am-
bulanten Behandlungsweisen schneller auf 
die ambulanten „Angebote“ zurückverwei-
sen. Sie haben mit den Medikamenteninno-
vationen, die dies ermöglichen, anders als 
die niedergelassenen Psychiater jedoch kei-
ne Probleme: Im Zuge der Markteinführung 
neuer Medikamente werden diese kostenlos 
zur Anwendung und Verbreitung zur Verfü-
gung gestellt. Diese Praxis sollte in Mangel-
zeiten aber nicht verteufelt werden, sichert 
sie doch wenigstens den stationären Pati-
enten eine zeitgemäße und fachlich hoch ste-
hende Medikamentenbehandlung. 

Mit diesem Verlagerungsdruck aus dem 
hausärztlichen und stationären Bereich her-
aus ist die Fachgruppe der Psychiater kollek-
tiv in einem unlösbaren Konflikt verstrickt. 
Kosteneinsparungen und Einkommensstei-
gerungen extrabudgetär sind nur durch Ver-
lagerung der Arbeitszeit auf Gutachtentätig-
keit, Lehrtätigkeit oder eben auch Antrags-
psychotherapie möglich. Dies bedeutet einen 
Abbau der Präsenz in der defizitären Versor-
ger- und „Weichensteller“-Praxis. Gehen aber 
ganze Praxen der steigenden Patientennach-
frage verloren, steigt der Druck auf die ver-
bliebenen Praxen...usw., bis die Versorgung 
auf ein Niveau weit unterhalb des wissen-
schaftlich wie praktisch Möglichen zurück-
fällt. Besser haben es dann nur diejenigen, 
die an einem lokalen Fragment wie einem 
Modellprojekt teilnehmen können.

Parallel geht dies mit einer weiter wach-
senden psychiatrischen Morbidität einher, 
mit weiter wachsenden Möglichkeiten auch 
der Versorgung zunehmend älterer Patienten 
mit psychischen Problemen und einer ganz 
allgemein sich dynamisch entwickelnden 

Fachkunde Psychiatrie. Weil dies sich aber 
nicht in gesonderten und als Investition ver-
handelbaren Apparaten und Geräten zeigt, 
sondern „nur“ in anderer Erbringung der oh-
nehin schon nicht bezahlten Arbeitszeit oder 
in der zusätzlichen Verordnung eben noch 
mal verschärft mit Regress bewehrter neu-
er Medikamente, so trägt deren „wirtschaft-
liches“ d.h. unterfinanziertes Anwendungsri-
siko allein der Psychiater.

Es wundert bei alledem nicht , dass die 
Psychiatrischen Krankenhäuser nach den 
boomenden 80-er und 90-er Jahren seit ei-
niger Zeit Nachwuchsprobleme wie viele an-
dere Fachgruppen auch haben und dass die 
Abgabe von Praxen an einen Nachfolger, 
heute ja meist noch Praxen für Nervenheil-
kunde, am ehesten noch an einen reinen Neu-
rologen gelingt. Neben den immer schlech-
teren materiellen Perspektiven verschreckt 
den Nachwuchs auch die zunehmende Bü-
rokratisierung und Überregulierung, die ge-
rade in Psychiatriepraxen besonders absurd, 
überflüssig und kontraproduktiv erscheint. 
Als Beispiele seien Kassengebühr und Fort-
bildungspunkte, zuletzt QM und Berichts-
pflicht, demnächst das E-Rezept und Fach-
arztprüfungen auf Zeit genannt. Man schaue 
sich einmal die Stellenanzeigen oder die An-
zeigen abgabewilliger Kolleginnen und Kol-
legen in den Ärzteblättern daraufhin an, wie 
sich all das auswirkt.

Dennoch stehen den psychiatrischen 
Krankenhäusern immer noch weitaus besse-
re Möglichkeiten offen als den niedergelas-
senen Psychiatern. Mit den Psychiatrischen 
Institutsambulanzen (PIA), die ohne Bedarf-
sprüfung von jedem psychiatrischen Kran-
kenhaus gegründet werden können, stehen 
die Krankenhäuser außer Konkurrenz: unbe-
lastet von Medikamentenbudgets und oh-
ne Budgets bzw. mit Fallpauschalen ausge-
stattet, die ein Vielfaches derer im ambu-
lanten Bereich betragen, können die PIAs 
komfortabel und weitgehend unkontrolliert 
hinsichtlich Wirtschaftlichkeit und Berechti-
gung auch in den ambulanten Bereich hin-
ein wirtschaften. So sehr die PIAs mithelfen, 
den schwerer psychiatrisch Kranken über-
haupt noch eine zeitgemäße Behandlung 
zu sichern, so sehr erbittert es, dass den nie-
dergelassenen Psychiatern diese Mittel ver-
wehrt werden. An eine zeitgemäße sozial-
psychiatrische Versorgung mit komplemen-
tären Angeboten ist mangels Sozialpsych-
iatrievereinbarung analog der im Kinder- 
und Jugendlichen-Bereich überhaupt nicht 
zu denken. Wenn die psychiatrischen Kran-
kenhäuser wieder mehr Fachpersonal zur Ver-
fügung haben, werden sie mit dem aktuellen 
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politischen Rückenwind die schon längst vor-
handenen rechtlichen Möglichkeiten weiter 
ausreizen, ohne dass die niedergelassenen 
Psychiater mithalten können.

9. Es gibt auch erhebliche Probleme in Fol-
ge der innerärztlichen   Honorarverteilungs-
schwierigkeiten, die allerdings nicht nur haus-
gemacht sind.

In den meisten KVen ist die meist sehr 
kleine Fachgruppe der Psychiater in einer ge-
meinsamen Statistik mit den Nervenärzten 
und Neurologen geführt. Gemeinsame Sta-
tistiken mit den Nervenärzten mit ihren häu-
fig auch rein neurologisch-diagnostischen 
Fällen (Ausschlussdiagnostik Kopfschmerz 
und Schwindel) ohne dann Notwendigkeit 
zu dauerhafter Behandlung oder wiederhol-
ten therapeutischen Gesprächen oder Lang-
zeitverordnung von Medikamenten verzer-
ren aber den Blick auf die ambulante psych-
iatrische Behandlungsrealität. Es erscheint 
dann als normale gängige Praxis, dass ein 
Arzt 500 bis 800 Patienten mit 1 bis 2 Kon-
takten im Quartal wirtschaftlich, zweckmä-
ßig und ausreichend versorgt, dies natürlich 
bei entsprechend niedrigen Fallpauschalen. 
Der real existierende Einzelpsychiater ver-
sinkt vor solchen Zahlen verschämt im Bo-
den und fragt sich, wo er mit seinen erlern-
ten und zeitgemäßen Behandlungsstandards 
eigentlich verkehrt liegt.

Gemildert wird die allgemeine materiel-
le Schieflage dort, wo im Rahmen des Nord-
Süd-Gefälles generell bessere Punktwerte zur 
Verteilung vorliegen wie z. B. in Bayern und 
Baden-Württemberg. Verschärft wird die La-
ge dort, wo 1992 frisch geschlossene Struk-
turverträge zwischen lokaler KV und lokalen 
Krankenkassen wie in SH durch die Seehofer-
gesetzgebung rückwirkend außer Kraft ge-
setzt wurden. Dieses Nord-Süd-Gefälle ist so-
mit in der Größenordnung von 0,5 Ct Punkt-
wert auch ein Relikt der die eigene süddeut-
sche Klientel durch Stichtagsregelung deut-
lich bevorzugenden Seehofergesetzgebung 
von 1992 und nicht nur eine Folge der deut-
lich geringeren Arbeitslosigkeit im Süden 
und der deshalb zunächst häufig im Süden 
neu gegründeten „Briefkasten“-Krankenkas-
sen. Das Ost-West-Gefälle kommt noch hin-
zu, doch kann hier auf die vielfältigen loka-
len Entwicklungen nicht erschöpfend einge-
gangen werden. 

Der noch neue EBM 2000+ ist für un-
ser Fachgebiet trotz aller enthaltenen Feh-
ler überwiegend positiv zu bewerten. Es gibt 
wieder Ziffern für den Einbezug von Angehö-
rigen, für sozialpsychiatrische Verlinkung mit 
komplementärer Betreuung und insbesonde-

re neu erstmals Quartals-Pauschalen für die 
Betreuung von chronisch Kranken, ähnlich 
wie bei den Hausärzten. Diese Quartalspau-
schalen wurden inzwischen sogar nochmals 
deutlich ausgeweitet. Dies mag als bislang 
einzigartiges Bekenntnis der Spitzenverbän-
de gewertet werden, eine Nachbesserung für 
ein durch chronische Unterbewertung akut 
bedrohtes Fachgebiet vorzunehmen. 

Das sog. KBV-Tool sollte alle bislang nach 
EBM 96 abrechenbaren Ziffern eines Fach-
gebietes umrechnen in die entsprechenden 
Ziffern des EBM 2000+. Dieses „Vorhersa-
ge“-Tool prognostizierte für die Psychiater 
die Punktmengenverbesserungen und da-
mit die relative Maßzahl für Einkommensver-
besserungen zum Durchschnitt der übrigen 
Fachgruppen auf 14 %.. Dabei wurden aber 
die Punktmehrmengen für die Konsultati-
onskomplexe 21215 (ehemals Ziff. 2, z.B. te-
lef. Kontakt) schlicht vergessen, weil es sie 
in unserem Fachgebiet seltsamerweise vor-
her nicht gab. Dieser Fehler macht etwa 4-5 
% zu niedrig kalkulierten Punktzahlzuwachs 
aus. Auch die oben erwähnten erheblichen 
Nachbesserungen bei den sog. Betreuungs-
leistungen waren im KBV-Tool natürlich noch 
nicht enthalten und sind uns bei der Umstel-
lung nicht außerhalb der jeweiligen lokal un-
terschiedlichen HVM-Budgets on-top zuge-
standen worden. Wir dürfen davon ausgehen, 
dass die KBV eine relative Besserstellung un-
seres Fachgebietes um 20 % kalkulierte und 
durchaus auch intendiert. Dies hätte uns von 
den uns mittlerweile fehlenden 50 % wieder 
an den Durchschnitt von etwa 30 % Fehlbe-
trag aller Mittel im Gesundheitswesen her-
angeführt. Dies hätte für uns alle zumindest 
eine einstweilige Sicherstellung unseres mü-
hevollen Praxisalltags für die nächsten Jah-
re bedeuten können. Hiervon ist in den al-
lermeisten KVen wenig bei den Psychiatern 
angekommen.

Dies liegt an den Honorarverteilungs-
maßstäben (HVM) in lokaler KV- Verant-
wortung. Erklärtes Ziel all dieser HVM ist es, 
Honorarumverteilung bei gedeckeltem Ge-
samtbudget zwischen den Fachgruppen bzw. 
zwischen den Ärzten auf Grund von Leis-
tungsmengensteigerungen zu verhindern. Ei-
ne solche relative Leistungsmengensteige-
rung von 15 % bis 20 % gewährte aber der 
EBM 2000+ dem Grunde nach den Psychia-
tern. Ihre Umrechnung in Geld zu vereiteln, 
ist aus Sicht einer lokalen KV jedoch funk-
tional: Es ist leichter, einen Burg-Frieden al-
ler Fachgruppen zu bewahren, wenn eine 
KV niemandem etwas wegnimmt und dabei 
eher den zu kurz oder zu spät Gekommenen 
etwas verweigert, als wenn sie den erkenn-

bar Bedürftigen und damit auch berufspoli-
tisch Schwachen etwas auf Kosten der gut 
aufgestellten und etablierten und saturier-
ten Fachgruppen zubilligt. 

Beispielhaft für die vielfältigen Möglich-
keiten in dieser Hinsicht sei erwähnt, dass 
in SH im gegenwärtigen HVM geregelt wird, 
dass alle gewollten Umverteilungseffekte des 
EBM 2000+ nur mit einem Drittel ihrer im 
sog. KBV-Tool prognostizierten Größenord-
nung berücksichtigt werden. Damit lagen 
in SH die zugestandenen durchschnittlichen 
Verbesserungen für die Psychiater mit rd. 4,5 
% nur etwa in der Größenordnung der jähr-
lichen Honorarverluste im Facharztsektor. 
Sie verschwinden als Problem unauffällig im 
allgemeinen Getöse der Gesetzgebungshek-
tik und den damit verbundenen berufspoli-
tischen Aufgeregtheiten der letzten Jahre.

 
10. Die aktuellen Pläne der Politik wie die 
der KBV für die nächste Zukunft werden die 
Probleme für unsere kleine Fachgruppe wei-
ter verschärfen.

Mit fragmentierten und modischen „Ge-
sundheitsangeboten“ werden die von wei-
terer sozialer Verelendung bedrohten psych-
iatrischen Patienten wenig anfangen kön-
nen. Sie können schon heute kaum die An-
fahrtskosten, Praxisgebühren und Medika-
mentenzuzahlungen aufbringen. Sie „verzich-
ten“ deshalb nicht ganz selten auf eine aus-
reichende Behandlung, die schon in der Ver-
gangenheit störungsbedingt überhaupt nur 
ambivalent akzeptiert wurde. Der Psychiater 
steht vor der Erwartung, hier „als natürlicher 
Anwalt der Kranken“ (bzw.Armen,Virchow) 
buchstäblich mit Medikamentenproben, per-
sönlicher Fürsorge und ständiger Umsonst-
leistung einzuspringen. Er tut sich angesichts 
der besonders intimen und persönlichen Leis-
tungserbringung mit einer vielfach propa-
gierten quasi gewerkschaftlichen Protest-
haltung besonders schwer und droht in der 
persönlichen Überforderung zu Schaden zu 
kommen. Technischer ausgerichtete Fachge-
biete können die ökonomisch notwendige 
innere Distanzierung vom Patienten leich-
teren Herzens vollziehen als ausgerechnet 
ein Psychiater, der wie ein Psychotherapeut 
ausschließlich mit und in der personalen Be-
gegnung arbeitet.

Mit einem zukünftigen Euro-EBM oder Eu-
ro-HVM der KBV oder der lokalen KV für dann 
noch weiter reduzierte und schon jetzt unzu-
reichende Leistungsmengen ist den Psychia-
tern nicht geholfen. Sie hätten dann zwar ei-
ne weitere Rechtfertigung für eine Vermin-
derung ihrer Leistungen und somit für ih-
ren Rückzug aus einer zeitgemäßen Versor-
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gung. Doch haben Psychiater anders als an-
dere Fachgruppen keine Angebote für in ih-
rem Fachgebiet noch Gesunde. Mit einer wei-
ter verminderten Geldmenge bei anders als in 
anderen Fachgruppen weiter steigenden Fall-
zahlen ohne Chancen auf Igelleistungen oder 
Präventionsleistungen kann der niedergelas-
sene Psychiater mit seinen tendenziell sinken-
den Fallwerten aus der Vergangenheit noch 
weniger als jetzt schon kaum existieren. Die 
Pläne der KBV, diese durchschnittlichen aus 
all den beschriebenen Gründen gesunkenen 
Fallwerte für die Zukunft einzufrieren und al-
lenfalls Fallzahlsteigerungen wie in den al-
ten und schon überwunden geglaubten Pra-
xisbudgets zuzulassen, werden die Psychia-
ter wieder einmal besonders benachteiligen. 
Der Wettlauf auf relativ gesunde Fälle kann 
von den Psychiatern nur verloren werden.Kein 
Gesunder geht schon mal vorsorglich und oh-
ne akute Not zum Psychiater, um seinen Geis-
teszustand überprüfen zu lassen.

Für die von einigen Berufsverbänden und 
insbesondere den Genossenschaften enga-
giert vertretene Kostenerstattung reichen die 
uns dann gesetzlich nur zugestandenen GOÄ-
einfach-Sätze nicht aus. Die GOÄ ist einzig in 
unserem Fach seit 1988 komplett unverän-
dert geblieben, ohne dass Analogleistungen 
oder neue Technikleistungen berücksichtigt 
werden mussten. Erst ein durchschnittlicher 
Steigerungsfaktor von 1,9 erreicht in unserem 
Fachgebiet überhaupt Kassenniveau, was we-
der Politiker noch Patienten wissen. Gebüh-
rensätze in der Kostenerstattung oder im Ba-
sistarif nach EBM 2000+ zu 5,1 Ct. und nicht 
budgetiert, Vorschläge worüber andere Fach-
gebiete empört die Nase rümpfen., wären für 
unser Fachgebiet hingegen schon sehr vor-
teilhaft. Leider wird ein größerer Teil unserer 
Patienten als der anderer Fachgruppen schon 
mit der bürokratischen Abwicklung der Kos-
tenerstattung überfordert sein. Mancher Pa-
tient in seiner sozialen Not wird auch einer 
Versuchung zur Unterschlagung der von der 
Versicherung erstatteten Beträge nicht wi-
derstehen können, wie schon jetzt etwa 5% 
unserer Privatpatienten. 

Die oben beschriebene einseitige Förde-
rung der Krankenhäuser zu Lasten der Nie-
dergelassenen wird in den aktuellen Geset-
zesvorlagen weiter ausgebaut und auf alle 
Fachgruppen ausgedehnt. Wegen der extre-
men wettbewerblichen Schieflage können die 
niedergelassenen Psychiater die Zwickmühle 
nicht auflösen: einen Wettbewerb in zeitge-
mäßer psychiatrischer Versorgung können sie 
sich mangels Finanzierung nicht leisten, und 
bei einem Verzicht und teilweisen Rückzug 
aus der nur defizitär möglichen Versorgung 

chronisch Kranker liefern sie die Rechtferti-
gung für die weitere politische und materielle 
Förderung der Krankenhäuser bzw. der Psych-
iatrischen Institutsambulanzen (PIAs).

11. Fassen wir zusammen: 
Die junge Gruppe der niedergelassenen 

Psychiater wird 1991 von der Deckelungsme-
dizin erwischt, noch bevor sie sich zu einem 
stabilen Durchschnitt aller Fachgruppen ent-
wickeln konnte. Sie wird außerdem behindert 
von wirtschaftlichen und innerärztlichen Be-
nachteiligungen, denen Gesprächsleistungen 
immer schon unterworfen waren. 

Anfangs werden die Probleme maskiert 
durch die gemeinsamen Fachgruppentöp-
fe mit den überwiegend psychotherapeu-
tisch orientierten Psychiatern unter den Be-
dingungen der Praxisbudgets nach 1996. 
Doch schon damals können Psychiater nicht 
wie andere Fachgruppen wie etwa auch die 
neurologisch ausgerichteten Fachkollegen 
mit Angeboten zur verbesserten Diagnostik 
die Fallzahlen steigern, vermehrt privatärzt-
lich ausgerichtete Angebote machen oder 
gar Igel-Leistungen anbieten.

Geschwächt durch diese ungünstige Start-
lage muss die Fachgruppe der Psychiater En-
de der 90-er Jahre besondere Probleme ra-
santen medikamentösen Fortschritts und 
steigender Nachfrage bewältigen. Außer-
dem muß sie die Integration zweier neuer 
und unmittelbar benachbarter Fachgruppen 
(Psychotherapeutische Mediziner, Psycho-
logische Psychotherapeuten) in die ambu-
lante Versorgung mit ihren Wachstums- und 
Abgrenzungsbedürfnissen verkraften. Un-
ter sich verschärfenden ökonomischen Eng-
pässen tragen die niedergelassenen Psych-
iater als Fachgruppe 1999 einen Hauptteil 
auch der materiellen Integrationsleistung für 
die Psychologischen Psychotherapeuten mit. 
Die allgemeinen und alle Arztgruppen be-
treffenden gesundheitspolitischen Themen 
überstrahlen jedoch alle scheinbar kleinen 
Probleme kleiner Fachgruppen, so dass die 
noch leise Stimme des sich erst als Anglie-
derung an den Nervenarztverband sich for-
mierenden psychiatrischen Berufsverbandes 
zunächst ungehört bleibt.

So nochmals geschwächt startet die Fach-
gruppe der niedergelassenen Psychiater in 
die kollektiven Probleme aller Fachärzte nach 
der Hausarzt-Facharzt-Trennung 2000. Ohne 
wie diese über ausreichende Ausweichstrate-
gien (Prävention, Igel, Privatpatienten, dele-
gierbare Technik) zu verfügen, stehen sie wei-
ter steigendem Nachfragedruck gegenüber. 

Innerhalb der sich 2003 auflösenden eh-
renamtlichen KV-Welt und sich zwangsweise 

in hauptamtlich geleitete KVen umwandeln-
den Selbstverwaltungsstrukturen gelingen 
den Psychiatern lediglich in südlichen KV-
Regionen einige Verbesserungen auf dem 
innerärztlichen Verhandlungsweg. Dort fal-
len Zugeständnisse den KVen etwas leich-
ter, weil sie schon seit Seehofers Zeiten über 
wenigstens 10 % höhere Kassenpauscha-
len verfügen als der Rest der Bundesländer. 
Auch Krankenkassen können etwas großzü-
giger verhandeln, haben sie dort doch weni-
ger Arbeitslose mitzuversichern.

Das Elend der sich meist ebenfalls in 
zunehmender materieller Not befindlichen 
chronischen Psychiatriepatienten und die 
gewachsenen methodischen und psycho-
pharmakologischen Behandlungsmöglich-
keiten verleiten die mit mittlerweile bis zu 
50 % Unterdeckung Not leidenden Psychi-
ater dennoch zum Verbleib in unwirtschaft-
lichen Praxisbedingungen auch dort, wo als 
Ausweg eine vergleichsweise konfliktärme-
re und kalkulierbarere Psychotherapiepraxis 
in Betracht käme.

Dieses Ausharren in unserer psychia-
trischen Versorgungsverantwortlichkeit   
können wir uns zur Ehre anrechnen lassen. 
Gleichzeitig sollten wir auf jedes berufspo-
litische Mäkeln an der ambulanten Psycho-
therapie als vermeintliche Konkurrenz oder 
Ursache der Misere verzichten. Sie hat es 
mittlerweile tatsächlich leichter als die am-
bulante Psychiatrie, doch ist sie allenfalls 
mit 3-5 % an den uns fehlenden 50 % be-
teiligt. Immerhin ist Psychotherapie ein zen-
traler Bestandteil unseres Fachgebietes und 
ein für uns alle noch vorhandener individu-
eller Notausgang.

Verzerrungen in den meisten lokalen 
HVM der KVen lassen die positiven Ansät-
ze des EBM 2000+ mit gewollten Umsatz-
steigerungen von rd. 15-20 % bei den Psych-
iatern nicht ankommen.. Der EBM 2000+ 
kalkuliert die Arbeit eines Psychiaters mit 
höherem zeitlichen Aufwand am einzelnen 
Patienten als den bei Nervenärzten, kann 
diese Punktmengen aber nicht in die lo-
kal gewachsenen Mischstatistiken der loka-
len HVM hineindrücken. Die Arbeit des in-
zwischen selbstbewussteren Psychiaterver-
bandes hat somit auf Bundesebene durch-
aus Früchte getragen, (mangels ähnlich en-
gagierter Untergliederungen ?) auf Landes-
KV-Ebene jedoch deutlich weniger.

Jetzt droht zusätzlich, dass den Psychi-
atern ihre ungerechtfertigt schlechten Fall-
werte als bundesweiter Durchschnitt vorge-
geben werden. Diese schlechten Fallpau-
schalen sind Resultat all dieser Entwicklun-
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gen und zementieren diese mehrfachen Ent-
wertungen für die Zukunft. Weil die Punkt-
werte für diese kleinen Leistungsmengen 
möglicherweise ganz gut sind, maskieren sie 
die stattgehabte Enteignung eines ganzen 
Fachgebietes. Wenn für das Erlittene dann 
keine Argumente und erinnerte Geschich-
te mehr zur Verfügung stehen, gibt es nicht 
einmal die Chance einer wirksamen Gegen-
wehr.

Die politisch gewollte Abwicklung der am-
bulanten fachärztlichen Versorgung in der 
Fläche ist gerade bei den Psychiatern schon 
sehr weitgehend vorbereitet. Die Kranken-
häuser mit ihren Institutsambulanzen, ih-
ren aufsuchenden Diensten, ihren Ermäch-
tigungen bis hin zu quasi Vollzeitpraxenund 
nicht zuletzt ihren bislang unbegrenzten 
Medikamenten können all das bieten, was 
uns Niedergelassenen zum Schaden der Pa-
tienten verwehrt wird. Und so zeichnet sich 
ab, dass der erlittene Niedergang der ambu-
lanten Psychiatrie nicht bloß zufällig gesche-
hen ist, sondern methodisch und systema-
tisch auf Verschlechterung der ambulanten 
Versorgung durch freiberuflich Niedergelas-
sene aus ist und wir Psychiater vielleicht die 
zuerst erledigte Zielgruppe sein werden.

12. Ausblick und strategische 
Positionierung: 

Gegenüber Entwicklungen und Plänen zu 
bloß mediengerechten lokalen und zeitlich 
beschränkten Projekten müssen wir skep-
tisch bleiben. Solange diese Projekte unter 
dem absurden und volkswirtschaftlich zwei-
felhaften Diktat der Kostenneutralität von 
den Fachärzten selbst gegen finanziert wer-
den müssen oder diese Modelle häufiger 
auch nur bloßer Etikettenschwindel mit An-
geboten für vergleichsweise Gesunde sind, 
können sie den drohenden Niedergang der 
ambulanten Psychiatrie nicht aufhalten, al-
lenfalls individuell oder lokal verzögern.

Bessere Versorgung erfordert wie über-
all deutlich mehr Geld. In unserem Fach-
gebiet besteht jetzt ein besonders großer 
Nachholbedarf. Weder das Niveau der letz-
ten Jahre und noch weniger das der Gegen-
wart entspricht dem, was unsere Fachgrup-
pe heute leisten kann. Wenn wir Psychiater 
uns der Nachfrage und dem Fortschritt ent-
sprechend entfalten dürfen, haben wir mit 
der von uns gelebten und in einem freiheit-
lichen Gesundheitswesen unverzichtbaren 
persönlichen Arzt-Patienten-Beziehung und 
der wohnortnahen Präsenz uneinholbare Vor-
teile. Man male sich nur einmal die posi-
tiven Möglichkeiten einer Sozialpsychiatrie-
vereinbarung analog der der Kinder-und-

Jugend-Psychiater aus. Diese dann berufs-
gruppenübergreifend in einem noch über-
sichtlichen „neurologisch-psychiatrisch-psy-
chosomatisch-psychotherapeutisch-rehabili-
tativ“ arbeitenden MVZ oder Verbund oder 
wie auch immer in eigener Regie umgesetzt 
– und der erlernte Beruf könnte endlich wie-
der Spaß bringen!

Die Chancen, die in einer politisch ini-
tiierten Chaotisierung des Gesundheitswe-
sens liegen, müssen wir Psychiater deshalb 
unbedingt nutzen. Einstellung von Praxisas-
sistenten auf Honorarbasis, Eröffnung einer 
Zweigpraxis in einer anderen fachfremden 
Praxis als überörtliche Praxisgemeinschaft 
an einem unterversorgten Ort für z.B. einen 
Tag in der Woche, Teilanstellung auf Honor-
arbasis bis hinunter zu einer Drittel-Stelle in 
Beratungsstellen, Psychiatrischen Tageskli-
niken oder Institutsambulanzen, auch ge-
meinsame MVZ mit Psychiatrischen oder Psy-
chosomatischen Krankenhäusern brauchen 
nicht länger ein Tabu zu sein. Der Verkauf 
einer halben Zulassung im Tausch mit einer 
halben Anstellung auf Honorarbasis in einer 
stationären oder ambulant nicht gedeckel-
ten Einrichtung (PIA) kann die Lösung sein. 
Ein solcher Tausch ermöglicht dem Kranken-
haus die Expansion in die Peripherie und ret-
tet dem Niedergelassenen seine Existenz, in-
dem er die halben Praxiskosten los ist, eine 
gesicherte Einnahme hat und außerdem vom 
niedrigen halben Niveau aus ein prozentu-
al dynamischeres Wachstum in die regional 
unterschiedlichen Zuwachsregeln einfließen 
lässt. Wenn er dann noch ungedeckelt Psy-
chotherapie zusätzlich abrechnen kann, wä-
re sowohl die psychiatrische Versorgung am 
Ort erheblich gebessert als auch die eigene 
materielle Lage wieder komfortabel.

Natürlich sind dies allenfalls lokale und 
temporäre Mandelbäumchen im Sinne der 
Chaostheorie ohne dauerhafte Sicherheit 
und Berechenbarkeit. Doch gerade in die 
Kunst des polypragmatischen Offenhaltens 
möglichst vielfältiger gleichzeitiger Optionen 
ohne endgültige Weichenstellung dürften 
Psychiater aufgrund ihrer beruflichen Sozi-
alisation besonders eintrainiert sein. Berufs-
gruppenübergreifendes Arbeiten unter Ein-
satz gänzlich unterschiedlicher Behandlungs-
weisen in unterschiedlicher Umgebung und 
in unterschiedlichen Settings gehören zu den 
Stationen unseres Werdeganges. Da kommt 
uns zugute, dass wir selbst schon unsere voll-
ständige Ausrüstung sind und noch nicht 
einmal an einen konstanten oder besonders 
störungsfreien therapeutischen Raum ge-
bunden sind. 

Eines dürfen wir aber auf keinen Fall: pa-

ralysiert erstarren und in alter Manier ein-
fach weitermachen wie bisher. Als Einzel-
ne in einer Einzelpraxis können wir den po-
litischen Einschlägen nicht flexibel auswei-
chen. Im zukünftigen Chaos undirigierbarer 
Vielfalt werden wir wendiger reagieren kön-
nen, als es der Politik in ihrem dogmatischen 
Denken vorstellbar erscheint. Vorraussetzung 
ist, dass wir Allianzen schließen, die mehr un-
ser Fachgebiet als Ganzes und weniger das 
Versorgungssegment umfassen. Als Manager 
unserer Möglichkeiten und in der Verantwor-
tung unseren Patienten gegenüber bleiben 
wir freiberuflich im alten ehrenden Sinne, und 
im partiellen Angestelltenverhältnis entlas-
ten wir uns von unternehmerischen Risiken 
und bürokratischen Lasten. Unser Werkzeug 
haben wir immer bei uns, Räumlichkeiten und 
Patienten gibt es überall, und Psychiater sind 
ein knapper werdendes Gut.

Uwe Bannert, 
Bad Segeberg,

Facharzt für Psychiatrie und 
Psychotherapie

	Facharzt für Psychotherapeutische Medizin

Mitglied des Bundesvorstands des BVDP
Mitglied des Landesvorstands des BVP-SH,
langjährig in vielen Gremien der KV-SH ge-
wählt und engagiert, in Ärztekammer und 
Ärztegenossenschaft auf Landesebene ak-
tiv.
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Gedichte

Jürgen Kerstiens

VORFRÜHLINGSSONNTAG
IN DER STADT

die Herzen und die Jacken öffnen sich

zart singen Reifen auf Asphalt
durchs halboffne Fenster 

das bisher der Frost versiegelt

’s wird Frühling bald

in den Gesichtern ist ein frohes Leuchten
die Menschen sind nun 

von verborgner Kraft getrieben
und Kinderkehlen künden’s  

fröhlich krähend  
in den Höfen

aus der Ferne tönt schon scheu 
Motorradknattern

der Schrott des Winters wird jetzt 
weggeräumt

und zaghaft öffnen Knospen sich

’s ist nicht mehr kalt

’s wird Frühling bald

FRÜHLING

 Der Frühling rennt in schnellem Lauf
wie ein Fohlen durch die Gärten

er sucht Gefährten
findet sie zuhauf

er springt und wiehert 
jubelt bockt und singt

nun um die Wette
mit Meisen Krokus Amseln

 blauem Himmel und Narzissen
und freut sich seiner ungebärd’gen Kraft

die er so lang hat 
missen müssen
in des Winters 

eisig starrer Haft

Maro-Verlag Augsburg
ISBN 978-3-87512-803-1

143 Seiten
12,80 Euro 

erhältlich im Buchhandel
und bei Amazon

Aus der Gesundheitspolitik und dem Bundesvorstand

Jürgen Kerstiens – ich bin trotz 
meines norddeutsch klingenden 
Namens ein echter Bayer. Mit 1,93 
Metern über Normalnull und über 
130 Kilogramm Lebendgewicht bin 
ich sogar ein recht urig-stierhaftes 
Exemplar dieses Alpenvolkes. 

Ich wurde 1946 in Kaufbeuren als 
Resultat der Tatsache geboren, daß 
es meiner schwäbisch-bayerischen 
Mutter gelungen war, einen wasch-
echten Westfalen einzufangen. 

Aufgewachsen bin ich dann fast „auf 
der Alm“, nämlich in Lindenberg im 
Allgäu. Dies hat bei mir eine lebens-
lange Aversion gegen alles allzu Natur-
hafte nach sich gezogen, was auch 
in meinen Gedichten zu spüren ist. 

Zunächst begann ich Physik zu  
studieren, landete dann aber bei  
„Naturwissenschaften-light“ 
– das heißt bei der Medizin. 

Da mir diese aber nicht sehr lag, drehte 
ich bei meiner ursprünglichen Liebe, 
der Physik, ein paar Buchstaben herum 
und kam so zur „Psychik“, Abteilung 
Psychoanalyse, wo ich wieder meiner 
Lust, wie in der Grundlagenwissenschaft 
der Physik inneren Gegebenheiten 
nachzuspüren, nachgehen konnte. 

Allerdings war dies nun ein beziehungs-
haftes Nachspüren innerer Gegeben-
heiten lebendiger Menschen und nicht 
ein Erforschen der Gesetze toter Materie. 

In beiden Fällen handelt es sich jedoch 
um stringente Logik von seltener  
Schönheit.

  Anzeige

Diese Vorliebe versuche ich auch in 
meiner Lyrik umzusetzen – allerdings oft 
mit einem gehörigen Augenzwinkern.

Ich arbeitete dann zunächst lange 
in München in der Suizidprophy-
laxe, bevor ich mich dort „hin-
ter der Couch niederließ“.

Später habe ich dann mehrere Jahre 
im Bundesvorstand des bvvp mit-
gearbeitet und dafür zu sorgen ver-
sucht, daß dort der Ernst der Ange-
legenheiten in den Sitzungen nicht 
die Lebendigkeit niederbügelte.

Zur Zeit wirke ich als reaktivierter Old-
timer im Vorstand des bvvp-Bayern mit.

Bei meinen eher Rübezahl-Obelix-
artigen anatomischen Gegebenheiten 
war mir die „holde Zartheit sel’gen 
Dichtens“ nicht unbedingt in die 
Wiege gelegt. Aber vielleicht ist es ja 
gerade dieser Gegensatz, der – zusam-
men mit der mir eingeborenen Nord-
Süd-Spannung – meine Gedichte so 
lebendig macht. Sie sind manchmal 
tiefgründig, manchmal skurril, manch-
mal verhalten – meist „rilkt“ und 
„buscht“ es in ihnen gleichzeitig.

Das Büchlein ist ein Querschnitt durch 
meine Gedichte der letzten 10 Jahre. 

Es enthält es auch einige fremdspra-
chige Gedichte (französisch, spanisch, 
bayrisch, englisch, italienisch) – wohl 
ebenfalls ein Ausdruck meiner Tendenz 
(oder meiner inneren Notwendigkeit?), 
Fremd-Gegensätzliches zu vereinen.
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Vordenker

Am 08.03.07 traf sich erstmals eine kleine 
Gruppe von Mitgliedern des Beratenden Fach-
ausschusses der KBV. Die Gruppe aus zwei 
ärztlichen, drei Psychologischen Psychothera-
peuten und einem KJP hat sich zum Ziel ge-
setzt, möglichst früh ein Konzept an die KBV 
heranzutragen, in welcher Weise die gesetz-
lichen Regelungen des GKV-WSG durch die 
KBV in die Entscheidungsgremien eingege-

Letzte Meldungen

Der Zauberlehrling – neues von 
der Berichtspflicht

Gerade wurde die Verknüpfung von Arztbe-
richten mit dem Honorar für die Leistungen 
von Kap. 35.1 und 35.2 (kurz „Berichtspflicht“ 
genannt) auf hohen Druck eines hohen KBV-
Verwalters eingeführt. Die KVen haben sich 
daran gemacht, den Psychotherapeuten zu 
vermitteln, wie sie das handhaben werden. In 
der Regel unbürokratisch: wenn kein Bericht 
abgerechnet wird, dann hat sich vermutlich 
der Patient geweigert oder hat keinen Haus-
arzt. In den Kven, wo das nicht so ist, sollte 
man eine solche Regelung mit Hinweis auf 
andere KVen herbeiführen. 

Aber kaum haben es alle kapiert und ist 
viel Papier beschrieben und verschickt wor-
den, wird jenem hohen Verwalter der Ärger 
mit der neuen Regelung zu viel und er möchte 
die Rücknahme erreichen. Inzwischen haben 
aber Hausärzte und Krankenkassen Gefallen 
dran gefunden, was man verstehen kann: die 
Hausärzte verstehen sich als Arzt des Ver-
trauens für den Patienten und möchten da-
her am liebsten alles wissen. Die Krankenkas-
sen sehen die Gefahr einer generellen Aus-
höhlung der Berichtspflicht, haben sich aber 
eine Verbesserung der Kommunikation un-
ter den Ärzten auf die Fahne geschrieben. Ir-
gendwie muss der richtige Zauberer aus dem 
Haus sein, denn nun kriegt man den Berichte-
Besen nicht mehr in die Ecke. 

Dennoch: die Fragestellung kreist noch in 
den Gremien. Die KVen sehen einen hohen 
Prüfaufwand mit wenig Gewinn, viele Fach-
ärzte sehen in dem ausufernden Berichten 
selbst ein Datenschutzproblem, die Gynä-
kologen müssen jetzt auch für die psycho-
somatische Grundversorgung an den Haus-
arzt berichten, die ganze Sache kostet ziem-
lich viel Geld, es wird noch mehr Papier ver-
sandt und der Schutz der versandten Berichte 
in den Registraturen der Hausarztpraxen ist 
nicht sichergestellt. 

Also: der Besen tanzt noch eine Weile, die 
Suche nach dem Zauberwörtlein ist im Gan-
ge. Berichten Sie also nur, wenn es sinnvoll 
ist. Dafür brauchen Sie dann aber eine schrift-
liche Einverständniserklärung des Patienten. 
Und ansonsten lassen Sie es und schreiben in 
Ihre Akten: „Patient wünscht keinen Bericht“. 
So lassen Sie den Besen tanzen und gehen 
einfach in ein anderes Zimmer.

Jürgen Doebert
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Aus der Gesundheitspolitik und dem Bundesvorstand

ben werden soll. Die Teilnehmer, zu denen 
für den bvvp Jürgen Doebert gehört, wollen 
sich auf Vorschläge und Forderungen eini-
gen, die dann gemeinsam vertreten werden 
können. Durch rechtzeitige Diskussion soll 
vermeiden werden, dass im entscheidenden 
Moment Verbände-Egoismen die Geschlos-
senheit aller Psychotherapeuten stören. Das 
Ergebnis ist ein Katalog an Themen, der jetzt 
unter den Psychotherapeuten-Vertretern wei-
ter abgestimmt wird. 
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Aus den Regionalverbänden

Mecklenburg-
Vorpommern
7. Psychotherapeutentriathlon 
 in Güstrow

Am 11.08.2007 finden die nunmehr 7. Meis-
terschaften der ärztlichen und psychologi-
schen Psychotherapeuten im Triathlon statt. 
(700 m Schwimmen, 20 km Fahrrad, 5 km 
Laufen). Austragungsort ist wieder Güstrow 
(Mecklenburg/Vorpommern). Der Wettkampf 
hat Volkssportcharakter. Alle sportbegeister-
ten ärztlichen und psychologischen Psycho-
therapeuten sind herzlich eingeladen. Nähe-
re Informationen unter:

www.psycho-flitzer.de oder bei  
Christoph Hübener, Haselstraße 2,  
18273 Güstrow, 
Tel.: 038457 219019,  
e-mail: Chhuebener@t-online.de

Christop Hübener
bvvp Regionalverband Mecklenburg-

Vorpommern 

Aus den Regionalverbänden

Baden-Württemberg

Vernetzung einmal anders

Der Zusammenschluss der vier Regionalver-
bände Südbaden, Südwürttemberg, Nordba-
den und Nordwürttemberg (wir berichteten) 
soll in diesem Jahr als eingetragener Verein 
(e.V.) über die Bühne gehen. Außerdem lau-
fen die Vorbereitungen für die Vernetzung der 
Geschäftsstellen auf Hochtouren.

Noch vor der notwendig gewordenen und 
mittlerweile für gut befundenen organisato-
rischen Vernetzung auf Verbandsebene wur-
de durch die Kollegin Regine Trostel, Tübin-
gen und den Kollegen Josef Hohmann, Het-
tingen (beide Südwürttemberg) die Idee der 
zwischenmenschlich-kollegialen Vernetzung 
geboren. Wie könnte dies besser möglich sein 
als im Freizeitbereich durch ein sportliches 
Miteinander. An dieser Stelle ein herzliches 
Danke an die Beiden.

So trafen sich über das Wochenende 2./3. 
Februar 2007 Kolleginnen und Kollegen , teil-
weise mit Partnern und Kindern aus allen 4 
Regionen im Montafon zum Skilaufen.

In gemütlicher Atmosphäre im Berggast-
hof Grabs fanden persönliches Kennenlernen, 
interessante fachliche Gespräche sowie Aus-
gelassenheit und Humor ihren Raum. Es wur-
de wohltuend viel gelacht. 

Je nach Temperament und Zutrauen fan-
den sich zum Skilaufen am Golm kleine Grup-
pen zusammen. Trotz der allgemein geringen 
Schneelage waren die Verhältnisse befriedi-
gend und auch hierbei die Stimmung gut.

Geplant ist für 2008 in der ersten Januar-
woche für Familien aus dem bvvp-BaWü di-
rekt im Berggasthof Golm für fünf Tage er-
neut eine Skiwoche anzubieten. Josef Hoh-
mann und Regine Trostel haben 45 Plätze be-
reits vorreserviert. Auch zwei Wochenenden 
sind geplant, nämlich vom 1.2.08–3.2.08 und 
7.3.08 und 9.3.08. Selbstverständlich sind 
auch berg- und skibegeisterte Kolleginnen 
und Kollegen aus allen anderen Landesver-

bänden des bvvp nicht nur willkommen, son-
dern herzlich eingeladen.

Anmeldungen bitte spätestens bis Ende 
Mai an die Organisatoren:

Regine, Tel.: 07071-49170, 
email: praxis@trostel-psychotherapie.net
Fax: 07071-49192 und 
Josef, Tel.: 07574-4727, 
email: j_hohmann@gmx.de, 
Fax: 07574-829

Wir stellen auch auf den Bundesdelegierten-
versammlungen immer wieder fest wie wich-
tig die persönlichen Gespräche am Abend für 
die Atmosphäre und die bundesweit recht gut 
funktionierende Vernetzung sind. Nicht zu-
letzt brauchen wir den Kontakt untereinander 
für eine Kontinuität in die Zukunft.

Helga Ströhle
Vorsitzende Nordwürttemberg 

Sprechergruppe bvvp-BaWü 
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Soziale Krise
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Ortwin Löwa

Liebe bvvp-Mitglieder, liebe 
LeserInnen des Schwerpunktes,

Einfach abgehängt, so heißt  ein Bericht über die Armut in Deutsch-
land, verfasst von Nadja Klinger und Jens König ( Rowohlt Berlin, Sep-
tember 2006 ).

Darin wird die Analyse der heutigen sozialen Krise wir folgt be-
schrieben: Wissenschaftler sprechen von „prekären“, also heiklen, un-
sicheren Beschäftigungsverhältnissen. Sie sehen das Proletariat ver-
schwinden und das „Prekariat“ die historische Bühne betreten. Man-
che erkennen in dieser Entwicklung den neuen Geist des Kapitalis-
mus schlechthin: Die permanente Verunsicherung aller Lebensbe-
reiche. Der verstorbene französische Soziologe Pierre Bourdieu be-
zeichnete sie als „Teil einer neuen Herrschaftsform“. Seine berühmte 
flammende Rede, die er im Dezember 1997 auf einem Kongress in 
Grenoble hielt, stand unter der Überschrift: „Prekariat ist überall“ 
„Sie ist zu jedem Augenblick in allen Köpfen präsent“, sagte Bourdi-
eu. „Weder dem Bewusstsein noch dem Unterbewusstsein lässt sie 
jemals Ruhe. Die objektive Unsicherheit bewirkt eine allgemeine sub-
jektive Unsicherheit, welche heutzutage mitten in einer hochentwi-
ckelten Volkswirtschaft sämtliche Arbeitnehmer einschließlich der-
jenigen in Mitleidenschaft zieht, die gar nicht oder noch nicht direkt 
von ihr betroffen sind.“

Wir haben nachgeforscht, wie sich diese Theorie in der Wirklich-
keit abspielt. Rüdiger Hagelberg ist den Themen „Kinderarmut in 
Deutschland“ und „Armut in einer armen reichen Stadt“, seiner Hei-
matstadt Hamburg nämlich, gewissermaßen exemplarisch nachge-
gangen. Wir informieren über das Arche – Projekt, das  bedürftige 
Kinder versorgt. Der Politologe Bernhard Vogel vom Hamburger Ins-
titut für Sozialforschung erläutert, warum Aufsteiger sich nicht um 

Schwerpunkt

„die da unten“ kümmern. Was sich in den Schulen abspielt, beschreibt 
der Lübecker Psychologe Norbert Hartmann. 

Und die  Studienrätin Gerda Fellberg, lange Jahre in der Sozialar-
beit tätig fragt, was der Einzelne in dieser Lage tun könnte. 

Anmerkung am Rande: Etwa 300 000 Menschen sind in Deutsch-
land ohne Krankenversicherung. Organisationen wie die Malteser hel-
fen ehrenamtlich besonders Flüchtlingen aus der „Dritten Welt“, die 
illegal unter uns leben.

Dazu ein Interview mit „Brot für die Welt“ zum Vergleich der Ar-
men in den Industrienationen mit den Hungernden in der Entwick-
lungsländern.

Ist die Situation für die gesellschaftlich zu “Überflüssigen“ dekla-
rierten  Menschen hoffnungslos? 

Unser Glossar am Ende des Heft-Schwerpunktes kann noch ein-
mal dazu beitragen, einige verwirrende Begriffe und Zahlen aus der 
Thematik der „Sozialen Krise“ hervorzuheben und zu verdeutlichen 
und damit unsere Schwerpunkt-Beiträge abzurunden. 

Grundsatzfrage: An welche Instanz sollten Appelle gerichtet wer-
den?

Nun, die Verantwortung an staatliche Instanzen zu delegieren, 
im Sinne der klassischen sozialen Versorgung, wäre zu einfach. Ge-
braucht sind kommunikative Netzwerke zur Überwindung des indi-
viduellen Egoismus und zur Stärkung von mitmenschlicher Solidari-
tät. Nach dem Motto von Erich Kästner: Es gibt nichts Gutes, außer 
man tut es. Deshalb lohnt es sich, Projekte wie zum Beispiel die Ar-
che, die Malteser oder die vielen Kirchengemeinden zu unterstützen, 
die sich selbstlos und effektiv um die Hilfesuchenden in ihrem Nah-
bereich kümmern.

Dass wir (und engagierte KollegenInnen) schließlich auch wieder 
einiges für Sie gelesen haben, soll am Ende meiner Einleitung nicht 
unerwähnt bleiben. Wir empfehlen u.a. zwei interessante neue Bü-
cher zur Psychotherapie-Theorie.

Ortwin Löwa

Warum geht das eigentlich nicht?
Gerda Fellberg, Studienrätin, hat eine lange Geschichte in der So-
zialarbeit hinter sich: Sie kümmerte sich in den sechziger Jahren 
um die Hamburger Rocker in einem Jugendzentrum der Eimsbüt-
teler Apostelkirche. Die Katastrophe wurde bundesweit publik, als 
Hells Angels einen der ehrenamtlichen Helfer, Jörg König, ermor-
deten. Jetzt leitet sie in dem Verein „Jugendsozialarbeit Apostelkir-
che“ eine Werkstatt, in der vor allem junge Frauen in den Umgang 
mit Drucken und Buchbinden eingeführt werden. Auch ältere Frau-
en haben hier eine Zuflucht. Bei ihnen geht es um die Sehnsucht 
nach Kontakt und das dadurch entstehende Bestreben, eine Iden-
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tität in einer Gemeinschaft zu finden. Gerda Fellbergs Aufruf be-
ruht auf jahrzehntelanger Erfahrung.

Die Wirtschaft boomt, die Arbeitslosigkeit bleibt hoch. Klar ist, dass 
viele Tausende auch in Zukunft keine bezahlte Arbeit finden werden. 
Sie sind überflüssig.

Als in Frankreich die Vorstädte brannten, ist viel über „überflüs-
sig“ geredet worden. Aber auch bei uns sind keine Lehren gezogen 
worden. Was machen wir mit all den Menschen, die langfristig keine 
bezahlte Arbeit finden werden?

Es ist Zeit, wegzukommen von dem Gerede und Gefeilsche: „Hartz 
IV ist zuviel (Abstandgebot), es ist zu wenig (Armutsdebatte)“. Man 
kann damit überleben, aber ein Leben daraus zu entwickeln ist 
schwer. Auch berufstätige Menschen und Studenten haben oft nicht 
mehr Geld zur Verfügung. Trotzdem geht es ihnen besser, denn sie 
werden gebraucht. Sie leisten etwas und können Zukunftspläne ma-
chen. Sie sind am Leben beteiligt. Es geht eben nicht nur um Armut 
im Portemonnaie, sondern vor allem um Armut im Kopf. Wer nicht 
gebraucht wird, richtet sich ein im Elend, wird krank, rutscht schnell 
an den rechten Rand. 

Für mich ist BETEILIGUNG das notwendige Stichwort in der Ge-
genwart und  für die Zukunft. Warum geht es eigentlich nicht, die 
„Überflüssigen“ dauerhaft zu beteiligen? Warum füttert man sie ab 
und überlässt sie sich selbst? Und das schlechte Gewissen erfindet 
dann so erstaunliche Worte wie „Prekariat“.

Wir brauchen diese Menschen doch. Jede Schule, jedes Altenheim, 
jede Behinderteneinrichtung, Kindergarten, Kirchengemeinde, jeder 
Park und jeder Sportverein und viele andere mehr, können Menschen 
gebrauchen, die das tun, was mittlerweile Luxus ist und in knappen 
Etats und Pflegesätzen nicht enthalten ist. 

Wie wäre es mit einem Fahrradwart in der Schule? Er passt auf, 
dass die Räder nicht geklaut werden, hilft beim Reparieren, kontrol-
liert das Licht. 

Das Parkpflegeteam hütet seinen Park, sammelt auf, was hinge-
schmissen wurde, verteilt Hundkottüten und zeigt, wo die Mülleimer 
sind. Fegt Laub und wird sicherlich viel Lob von denen bekommen, 
die sich freuen, wenn es schön im Park ist.

Altenhelfer unterstützen das Pflegepersonal, können vorlesen 
oder zuhören, gehen spazieren, schneiden dem Kanarienvogel die 
Krallen.

Kinderhelfer gehen den Erzieherinnen zur Hand und in der Schu-
le helfen sie dem Hausmeister,  oder in Kantine und im Unterricht. 
Wäre es nicht ein Segen, Erwachsene zu haben, die sich um die Kin-
der kümmern, die es in der Stunde nicht mehr aushalten und rausge-
flogen sind? Für Lehrer wäre es eine Entlastung zu wissen, dass die 
Kinder nicht unbeaufsichtigt im Flur herumgeistern.

Mit kreativer Phantasie und der Bereitschaft, diejenigen, die kei-
ne Berufsarbeit haben, am beruflichen Leben zu beteiligen, lassen 
sich viele Einsatzstellen schaffen. Und auch Bedenkenträger sollten 
nicht immer nur die Gegenargumente zusammentragen, sondern ad-
dieren, was dafür spricht:

Es spricht dafür, dass Menschen etwas leisten für das was sie be-
kommen und nicht nur alimentiert werden. Es spricht dafür, dass die 
Gesellschaft etwas bekommt, für das was sie gibt.

Es spricht dafür, dass Menschen Arbeitserfahrung sammeln, ihre 
Stärken entwickeln und an ihren Schwächen arbeiten können. 

Es spricht dafür, dass die, die Arbeit haben Austausch haben mit 
denen, die herausgefallen sind und Vorurteil und Realität abglei-
chen können.

Es spricht dafür, dass das Leben eine Ordnung bekommt. 

Das alles gibt aber nur Sinn, wenn diese gesellschaftlich nütz-
liche Arbeit auf Dauer angelegt ist. Maßnahmen, die nach 10 Mona-
ten vorbei sind, bringen nichts außer Frust auf beiden Seiten. Kaum 
hat sich der Mensch eingearbeitet, muss er wieder weg und sich hin-
ten anstellen für die nächste Maßnahme. Was soll das? Warum kön-
nen die Menschen nicht aussuchen aus einem Strauß von Angebo-
ten und dann bleiben? Der eine oder die andere wird vielleicht einen 
richtigen Arbeitsplatz finden, viele werden dort bleiben – müssen –, 
wo sie nützlich und wertvoll und nicht überflüssig sind. 

Ich bezweifle, dass dadurch reguläre Arbeitsplätze vernichtet wer-
den. Abgesehen davon lassen sich dagegen sicherlich auch Kontroll-
systeme entwickeln. Für die Hartz-IV-Empfänger gibt es doch reich-
lich Kontrollen, warum nicht auch für die andere Seite. 

Noch einmal: Menschen richten sich ein in materieller Knappheit 
und geistiger Armut. Engels hat das Lumpenproletariat genannt. Ihre 
Kinder lernen, dass man ohne Arbeit existieren kann und werden aus-
gespuckt von einer Gesellschaft, in der gilt: „there is no free lunch“. 
Sie sind als Kinder schon um ihr Leben betrogen. Sie sind überflüs-
sig. Sie sind Sprengstoff. 

 Gerda Fellberg

Krise und Umbau der sozialen 
Sicherungssysteme –  
was steckt dahinter?

Dr. phil. Hans-Peter Brenner, Psychologischer Psychotherapeut, bvvp 
Rheinland-Pfalz

Ein etwas ratlos klingender Morgenkommentator von WDR 5 sprach 
im vergangenen Herbst auf dem Höhepunkt der Auseinandersetzung 
um die  Gesundheitsreform von „Turbulenzen“, bei denen er das Gefühl 
bekomme, alles gehe „drunter und drüber“.  Steckt nicht doch System 
in dem „Chaos“ und eine Logik, die durchaus „irdischen“ Gesetzmäßig-
keiten folgt? In diesem Artikel soll der Versuch unternommen werden, 
diese Gesetzmäßigkeiten zu analysieren und zu begreifen.

Uns allen ist die Frage nach dem Interesse sehr vertraut, auch 
wenn sie unmodern scheint: : „Wem nutzt das Chaos? Wer braucht 
die Verwirrung?“

Betrachten wir ein paar systematische „Fäden“, die in diesem Ge-
wirr  auszumachen sind. 

Ethik und Ökonomie
Mit dem Ruf nach allgemein „mehr Wettbewerb im Gesundheitswe-
sen“ und besonders im System der Gesetzlichen Krankenkassen be-
steht  die Gefahr einer zunehmenden Ökonomisierung der therapeu-
tischen Beziehung in einer gesellschaftlichen Sphäre , in der die „Ethik 
des Monetarismus“ zumindest in einem „sozialstaatlich“ verfassten 
Staat bislang zwar auch schon immer bestanden hatte, in welcher 
aber ärztliches und psychotherapeutisches Handeln doch auch im-
mer noch stark – oder sogar überwiegend (?) – von ethischen Stan-
dards geleitet war.

Durch das  Aufbrechen des bis heute noch wenigstens teilweise 
vor dem reinen Marktprinzip geschützten öffentlich-rechtlichen Ge-
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sundheitssektors verändert sich der Charakter der Beziehung zwi-
schen Patienten (den „Kunden“) und Ärzten und Psychotherapeuten 
( den „Leistungserbringern“). Im Hintergrund wirkt hier das Finanz- 
und Versicherungskapital, das im öffentlichen Gesundheitswesen mit 
seinen über 230 Mrd. Euro Jahresumsatz zunehmend lukrative Inves-
titions- und Gewinnchancen  sieht.  

Auch Teile der wertkonservative Ärzte sind besorgt über diese Ten-
denzen, da sie durch die Wettbewerbsnomenklatur eine radikale Ver-
änderung der Arzt-Patient-Beziehung befürchten. 

Eine lange Entwicklung
Johannes Vöcking, Vorstandsvorsitzender der BARMER Ersatzkasse, 
ist nicht irgendwer in der deutschen Gesundheitslandschaft. Solch 
ein Verbandsfunktionär kommt kaum per Zufall an diesen hohen Füh-
rungsposten. Sein  früherer Job als Staatssekretär unter dem langjäh-
rigen Gesundheitsminister Norbert Blüm und natürlich sein entspre-
chendes Parteibuch werden ihm bei seiner Karriere nicht im Weg ge-
standen haben. „Linkslastigkeit“ wird man ihm kaum vorwerfen kön-
nen.

Doch Vöcking sorgte im letzten Herbst für unerwartete Überra-
schungen. 

Er versetzte vor allem deshalb in Erstaunen, weil er nicht einfach 
das zu erwartende Argumentationsmuster von Kassenfunktionären 
gegenüber der „Reform“ herunterbetete. Nein, Vöcking bewertete die 
Entwicklung im Gesundheitswesen von einem  übergeordneten ord-
nungspolitischen Gesichtspunkt. 

Am 7. Oktober 2006 fand er in einem Interview mit dem Deutsch-
landfunk dafür diese Argumente:  „... meine große Sorge ist, dass da-
mit (mit dem Gesetzentwurf) eher verbunden ist ein Systemwechsel, 
der vor der Tür steht. Insofern beziehe ich mich nachdrücklich auf die 
Äußerungen von Herrn Pofalla, dem Generalsekretär der Union, der 
mit einem Schreiben vom 5. Oktober seine Funktionäre in Bund und 
Ländern unterrichtet hat, und dort die Siege der Union feiert. 

Es sei gelungen, zum Beispiel die Gesundheitskosten von den Ar-
beitskosten abzukoppeln und insbesondere auch die private Kran-
kenversicherung zu schonen. Das ist für mich eindeutig insofern eine 
Politik mit Tarnkappe. Da steht außen drauf neue soziale Marktwirt-
schaft, aber innen drin mehr und mehr Kapitalismus.

Und meine Sorge ist, wir kriegen eine Zweiklassengesellschaft. Was 
Herr Pofalla feiert, ist im Grunde das Einfrieren der Beteiligung des 
Arbeitgebers, Einfrieren des Bundeszuschusses und ganz am Ende 
soll stehen eine zunehmende Privatisierung der Finanzierung und ei-
ne Privatisierung des Krankheitsrisikos. Und das ist die völlig falsche 
Anlage des Fonds.“

Es geht also laut Vöcking um „mehr und mehr Kapitalismus“, um 
einen „Systemwechsel“ im Gesundheitswesen zu Gunsten der Unter-
nehmerseite und der Privatkassen. Und in der Tat: Im WSG ist fest-
gelegt, dass die Beiträge zur Krankenversicherung nicht mehr halbe-
halbe zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern aufgeteilt bleiben. 
Vielmehr sollen die Arbeitnehmer 0,9% mehr als die Arbeitgeber zah-
len. Auch die Praxisgebühr wird nur von den Patienten bezahlt! Das 
ist Umverteilung von unten nach oben.

Vielleicht hat der ehemalige Staatsekretär Norbert Blüms bei sei-
nen Ausführungen  an das Interview seines ehemaligen Chefs ge-
dacht, das dieser  am 18. August 2003 der Linkspartei PDS-Zeitung 
„Neues Deutschland“ gegeben hatte. Seine Ausführungen zum Legi-
timationscharakter von Sozialpolitik sprengen die üblichen Dimensi-
onen gut kalkulierter publizistischer Selbstdarstellung. 

Auf die Frage, ob wir sozialpolitisch „wirklich vor dem Abgrund 

stehen“, erklärte Blüm:  „So lange ich mich entsinnen kann, haben 
wir immer an Abgründen gestanden. Das scheint das sozialpolitische 
Schicksal zu sein. Allerdings, solange der Ost-West-Gegensatz noch 
am Leben war, da hatte es die Sozialpolitik ein bisschen leichter, weil 
der Sozialstaat auch eine Legitimationsgrundlage unseres Systems 
war, mit dem wir unsere Überlegenheit bewiesen haben. Wir haben 
ja keine reine Markwirtschaft. Allerdings wird das Soziale in jüngster 
Zeit zusehends zum Stiefkind.“ N. Blüm knüpft damit  an dem an, was 
der erste Bundeskanzler, Konrad Adenauer, einst im Bundestag der 
staunenden Parlamentsöffentlichkeit mitzuteilen wusste. 

In der Tradition seines Vor-Vor-Vorgängers, des „eisernen Kanzlers“ 
Otto von Bismarck, und dessen Kampf gegen „systemgefährdende“ 
Strömungen in der Arbeiterbewegung  erklärte Adenauer 1962: „Es 
sind inzwischen Stimmen laut geworden ... es seien auf sozialem Ge-
biet zu große Aufwendungen gemacht worden. Nun, ich bin der Auf-
fassung, daß bei der Lage, in der das deutsche Volk sich damals be-
fand, bei der drohenden Gefahr des Kommunismus, es besser war, zu-
viel als zuwenig zu tun.“ (Deutscher Bundestag, 4. Wahlperiode, Ste-
nographischer Bericht, Bonn 39. Sitzung vom 9.10.1962, S. 1633.)

Sozial- und Gesundheitspolitik als Mittel der 
sozialen Beruhigung

Sozial- und Gesundheitspolitik war und ist also offenbar jeweils einge-
bettet in ein strategisches Konzept, das weit über das  Tagesgeschäft 
hinausreicht: nämlich der sozialpolitischen Beruhigung der Bevölke-
rung, die sich nicht länger mit den „Brotkrumen vom Tische der Rei-
chen“ (B. Brecht) abspeisen lässt. 

Wenn man die Verschlechterungen für die Arbeitnehmer in der 
neuen Gesetzgebung addiert,  könnte man meinen, dass die „Ge-
fahr des Kommunismus“ - vor der Adenauer noch glaubte warnen zu 
müssen- seit 1989/90 (zumindest derzeit) nicht mehr als virulent  in 
Deutschland empfunden wird, so deutlich ist die Abkehr von bishe-
rigen Sozialstaatsprinzipien erkennbar. Dennoch scheint ein gewisses 
politisches „Restrisiko“ zu bestehen, das sich als Scheu vor noch wei-
tergehenden Angriffen auf die Kassenmitglieder auswirkte, so dass 
der Leistungskatalog der GKV nicht noch weiter  eingeschränkt und 
sogar neue Leistungen eingeführt wurden. In den Vordergrund rücken 
aber trotzdem seit Mitte der 90er Jahre wieder die kurzfristigen, auf 
Kostensenkung gerichteten Orientierungen, die mit aktuellen kon-
junkturellen Einbrüchen, dem „demographischen Faktor“ oder mit 
den „Zwängen des Weltmarktes“ begründet werden.

Vor lauter Gerede über Chaos und Verwirrung im Gesetzgebungs-
verfahren gehen also schnell die Elemente der sozialen Umverteilung 
der Belastungen im Gesundheitswesen unter. 

Dies ist aber die eigentliche „Systematik“ und sozialpolitisch 
fragwürdige Weichenstellung, die mit dieser „Reform“ vorgenom-
men wird.

 Hans-Peter Brenner

Besuchen Sie auch die bvvp-Homepage
www.bvvp.de

Während das bvvp-Magazin „fürs Grundsätzliche“ 
zuständig ist, finden Sie dort die  

aktuelle Berichterstattung.
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Kinderarmut in Deutschland  oder 
Die „Infantilisierung“ der Armut

Das Prekariat
Was das „Prekariat“ ist, wissen Sie schon.

Dieser phantasievolle, ursprünglich in Hamburg entstandene Be-
griff ist inzwischen globalisiert: Das „Prekariat“, das sind die armen 
Kinder und Jugendlichen in Deutschland. Sozialhilfe, Bezüge nach 
dem ALG II (Hartz IV) und Sozialgeld sind das, was „Zum Leben zu 
wenig...“ ist, wie der Titel einer Studie des Paritätischen Wohlfahrts-
verbandes zur Armut in Deutschland lautet.

Nach einer Definition der EU beginnt Armut bei 50 % des durch-
schnittlichen Haushaltseinkommens eines Landes, bei 40 % und we-
niger herrscht „strenge Armut“, aber bereits bei 60% beginnt der „ar-
mutsnahe“ oder „von Armut bedrohte Bereich“. Für Kinder und Ju-
gendliche bedeutet dies, dass ihr sozialer Status entscheidend von 
dem der Eltern abhängt.

Wie Definitionen von „Armut“ so divergieren auch Zahlen über ar-
me Kinder und Jugendliche in einiger Schwankungsbreite: Einer Stu-
die des Kinderschutzbundes zu Folge lebten 2005 in der gesamten 
Bundesrepublik 16 % aller Kinder und Jugendlichen (ca. 2,4 Mio.) 
auf Armutsniveau. Die Dokumentation der Freien Wohlfahrtsverbän-
de „Fehlt Ihnen etwas? Beratung kann helfen“ von 2005 spricht von 
18,6 % (mehr als 2,5 Mio.) armer Kinder in Deutschland. Nach einer 
Zahl des UN-Kinderhilfswerkes Unicef schließlich wächst in Deutsch-
land jedes 10. Kind (ca. 1,5 Mio.) in relativer Armut auf. Die Unicef-
Studie sagt aber auch, dass die Kinderarmut in Deutschland in den 
letzten 10 Jahren um über 20 % und damit mehr als in anderen In-
dustriestaaten zugenommen hat. Die stärkste Zunahme sei bei den 
Kindern unter 7 Jahren festzustellen, was Armutsforscher inzwischen 
von einer „Infantilisierung“ der Armut sprechen lässt. 

Die Kinderarmut ist lt. einer Studie der ehemaligen Hamburger So-
zialdezernentin Ursel Becher (8/2005) mit über 20 % in einer deut-
schen Stadt nahezu am höchsten, von der man es nicht erwarten 
würde: in Hamburg. Nur in Bremen und Berlin sei sie höher. Sie aber 
würden als „arme Städte“ gelten, Hamburg dagegen als reich. (Dazu 
mehr in einem „Hamburg-Report“ in diesem Heft.)

Gesundheit und Krankheit im „Prekariat“
Der aktuellen „Bella-Studie“ des Robert-Koch-Institutes zu Folge leiden 
ca. 22 % der Kinder und Jugendlichen in Deutschland an psychischen 
Auffälligkeiten, davon etwa zwei Drittel (14 %) an manifesten psy-
chischen Erkrankungen. (Depression, Angst, u.a.). Erstaunlicherweise 
erwähnt die Studie bei den Risikofaktoren Familienkonflikte, Alleiner-
ziehung u.a. aber Armut nicht, obwohl später folgende Zahl präsentiert 
wird: Psychische Auffälligkeiten finden sich in der sog. „Oberschicht“ zu 
16,4 %, der „Mittelschicht“ zu 21 % und der „Unterschicht“ zu 31,3 % 
aller Kinder und Jugendlicher der jeweiligen „Schicht“. In der „Unter-
schicht“ ist also jeder dritte Heranwachsende psychisch auffällig, ge-
fährdet oder krank, in der „Oberschicht“ nur jeder sechste.

Die „Ärztezeitung“ 3.07 bestätigte diese Zahlen unter Berufung 
auf Frau Professor Herpertz-Dahlmann, Präsidentin der Deutschen 
Gesellschaft für Kinder- und Jugendpsychiatrie, die zwei Hauptgrün-
de für diese Misere benannt hat: ein konfliktreiches Familienklima 
und einen niedrigen sozioökonomischen Status.  

20–30% aller in Deutschland lebenden Kinder und Jugendlichen 
gelten als psychisch gefährdet. Behandelt werden aber nur ca. 48 %. 
Vermutlich sind dies nicht vorwiegend die armen Kinder. Die DNP 
1/07 nannte mit ca. 5 Mio. diagnose- und ca. 2 Mio. behandlungs-
bedürftigen Kindern ähnliche Zahlen, stellte sie den BehandlernInnen 
aus dem Fach Kinder-und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie gegen-
über und konstatierte ein krasses Missverhältnis: Ca. 4500 Behandle-
rinnen und Behandler aus dem KJP-Bereich gäbe es in Deutschland 
also ca. 500–600 (hypothetische) Fälle pro KJP lerIn. 

Aber ist die Behandlung von psychisch durch Armut erkrankten 
Kindern überhaupt die Domäne der KJP? Dies erwies sich als eine un-
beantwortete Frage. Der Gründer und Vorsitzende des Vereins „Ar-
mut und Gesundheit in Deutschland“ Prof. Gerhard Trabert (siehe 
Kasten) befürwortete eher sog. „aufsuchende Programme“ der Prä-
vention und Resilienz „vor Ort“ und forderte allem voran eine Verbes-
serung der finanziellen Ausstattung armer Familien. Das Fach KJP 
dagegen erwähnte er nicht. 

Der Deutsche Kinderschutzbund
54 Jahre gibt es den Deutschen Kinderschutzbund (DKSB), die „Lobby 
für Kinder“, so das Logo. „Gemeinsam für die Zukunft aller Kinder!“, 
ein weiteres Motto, ist Anspruch und Appell zugleich.

Der Verband setzt sich für die Rechte von Kindern und Jugend-
lichen und eine kinderfreundliche Gesellschaft, für eine kinderge-
rechte Umwelt, die Förderung der Kindesentwicklung, den Schutz der 
Kinder vor Ausgrenzung, Diskriminierung und Gewalt, für soziale Ge-
rechtigkeit, kindliche Mitbeteiligung an allen sie betreffenden Pla-
nungen und Maßnahmen, für die Umsetzung des UN-Übereinkom-
mens über die Rechte des Kindes und für kinderfreundliches Han-
deln der einzelnen Menschen und Gruppen ein. (Gekürzter Auszug 
aus der Satzung des DKSB) Der DKSB hat 650 hauptamtliche und 
250 qualifizierte ehrenamtliche Mitglieder.

Ich bin mit Uwe Hinrichs, dem Geschäftsführer der DKSB-Ge-
schäftsstelle des Landesverbandes Hamburg verabredet. Ein Ter-
min war nicht leicht zu bekommen, in den letzten Wochen war alles 
„dicht“; u.a. wegen einer großen Pressekonferenz zum Thema „Fami-
lienpaten“, ein Projekt in Hamburg, das dem KSB sehr am Herzen 
liegt. Dazu später mehr.

Nachdem mein Anliegen geklärt und das „bvvp-Magazin“ vorge-
stellt ist, erfahre ich viel über die Arbeit, die Erfolge aber auch über 
die Grenzen des KSB und seinen Hamburger Landesverband: 

Um die Dramatik der Lage von Kindern zu verdeutlichen, benutzt 
Herr Hinrichs gern einen Vergleich: „So wie wir die jetzige Klimaver-
änderung weit vorher hervorgerufen haben, so haben wir auch Ar-

Rüdiger Hagelberg
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mut gesät und sind noch immer dabei. Was ist denn in 10 Jahren mit 
den jungen Menschen ohne Hauptschulabschluss – in Hamburg im 
letzten Jahr 3600 von 18000 Schulabgängern?“ 

Hartz IV habe eine ganz neue Dimension von Armut der Familien 
und damit vor allem der Kinder bewirkt, sagt Hinrichs. „Stellen Sie 
sich die Familien vor, die plötzlich aus ihrer angeblich zu großen Woh-
nung heraus müssen. Die ziehen in ein neues Umfeld, verlieren ihre 
sozialen Bezüge, ihre Freunde, Nachbarn usw., da sind dann schon die 
anderen, die auch umziehen mussten, und so entstehen Zusammen-
ballungen von Benachteiligten oder schließlich Gettos ohne normale 
Durchmischung. In Hamburg müssen mehrere Tausend der Hartz IV-
Empfänger umziehen! Zusätzlich verschulden sich auch noch viele, 
weil sie sich auch mal was leisten wollen.“ Es sei aber nicht nur das 
Geld, das fehle, der „Kreislauf von Armut“ entwickele sich in einem 
ganzen System von Beeinträchtigung und knappen Mitteln. 

Das Argument, das man oft höre, dass Armut häufig selbst-ver-
schuldet sei, mache ihn wütend. „Eine Gesellschaft, die Armut sät, 
kann sich doch nicht später hinstellen und sagen, selbst schuld! Kin-
der, die arm aufwachsen, nicht genügend gefördert werden, nicht die 
gleichen Bildungschancen haben, später keine Arbeit kriegen, sich 

bald auch schämen und verstecken, die haben oft gar keinen Antrieb 
und kein Selbstbewusstsein mehr, unsere Angebote zu nutzen oder 
Anträge zu stellen oder sich aus der ganzen Misere heraus zu arbei-
ten. Was für Erwachsene sollen denn aus diesen Kindern werden – 
außer dass man sie ja wohl schwerlich daran hindern kann, selbst 
Kinder zu kriegen, und dann geht alles von vorn los.“

Ich frage, womit und wie der KSB versucht, in diesen „Teufelskreis“ 
einzugreifen. Dazu gäbe es eine Fülle von Einrichtungen, Maßnahmen 
und schließlich auch „guten Ideen“, aber: „Nur mal ein Beispiel, wie 
schwer manche gut gemeinten Angebote zu verwirklichen sind: Eine 
Hamburger Zahnarztpraxis behandelt arme Leute einmal im Monat 
umsonst. Da wollten wir eine Frau aus Lurup (gehört zu den ärmeren 
Hamburger Stadtteilen) mit ihren Kindern hin schicken, die hatten 
das dringend nötig. Und dann kommt die Frau gar nicht an, verfährt 
sich mit der S-Bahn, und wir erfahren, die war noch nie in ihrem Leben 
aus Lurup rausgekommen! Also, die sog. „Komm-Struktur“ funktionie-
re nicht bei benachteiligten Menschen, eine „Vor Ort“-Unterstützung 
ist aussichtsreicher. Der Hartz IV-Empfänger beispielsweise muss sich  
überlegen, ob er mal eben 5 Euro für die U-Bahn übrig hat.“

Aber es gibt auch bewährte Projekte des KSB: „Beim Bildungs-
system müssen wir ansetzen“, sagt Hinrichs, „ deshalb haben wir 
als erster Verein in Deutschland mit Erfolg gefordert, dass es ei-
ne offizielle Berichterstattung über die Bildungssituation der Ham-
burger Kinder und Jugendlichen gibt. Das ist schon ein kleiner Er-
folg. Es geht ja nicht nur darum, in Einzelfällen zu helfen, wir brau-
chen Multiplikatoren, Hilfe zur Selbsthilfe – ich kann es nicht mehr 
hören, aber es stimmt doch, die Langzeitprognose gilt es zu verbes-
sern, Potentiale müssen wiedergeweckt und Strukturen geschaffen 
werden. Wir haben deshalb einen „Pädagogischen Mittagstisch“ mit 
Lehrern und Erziehern, 70 vergleichbare Einrichtungen gibt es in 
Deutschland. Wir haben Elternkurse – Motto: „Starke Eltern – star-
ke Kinder“, Schwangerschaftsberatungen, über die ganze Stadt ver-
teilte Kinderschutzzentren, wir haben das Projekt „Enemene-mu, hey 
ich will zur U“ ins Leben gerufen, damit endlich mal die Vorsorgeun-
tersuchungen für Kinder sicherer gestellt werden. (Den bunten Fly-
er dazu gibt es auch auf türkisch.).“ Es ginge um die Hauptaufgabe 
des KSB, die Beseitigung der Kindeswohlgefährdung (niedergelegt 
im SGB VIIIa), aber auch um eine vorbeugend funktionierende Ver-
besserungs-Infrastruktur. 

Was ist mit den medizinischen Probleme armer Kinder, frage ich. 
Die seien unübersehbar groß; vor allem wegen Fehlernährung, Über-
gewicht, Bewegungsmangel: „Balancieren, rückwärts laufen u.a., 
viele unserer Kinder können das gar nicht mehr,“ erklärt Herr Hin-
richs. „Deshalb haben unsere Kinder-und Jugendzentren Bewegungs-
räume, wo sie ganz neu, auch unter Anleitung, lernen können, sich 
zu bewegen, zu greifen, zu begreifen.“ Ich kriege einen bunten Ord-
ner mit dem Titel „Rundum willkommen, Hilfreiches für den Start ins 
Leben“. Er enthält wichtige Prospekte, Formblättern, Adressen u.a. in 
guter, übersichtlicher Ordnung. Hinrichs:  „Darauf sind wir stolz, das 
kriegt jede junge Mutter in Hamburg nach der Entbindung. Von An-
fang an soll es diese Begleitung des gerade geborenen Kindes und 
seiner Familie geben. Und zur persönlichen Begleitung haben wir das 
neue System der „Familiepaten“ eingeführt. Wir setzen große Hoff-
nungen darauf.“ Herr Hinrichs lobt im übrigen die KinderärzteInnen, 
die engagiert dabei seien. Aber auch ihre Beteiligung müsse besser 
organisiert werden. A l l e  ÄrzteInnen müssten bei einem Sicherheits-
netz mitwirken, schon die Gynäkologen, die Allgemeinmediziner usw.. 
Überall und immer wieder Beratung, Begleitung oder soziale Betreu-
ung, darauf komme es an.

Ich frage zum Abschluss, ob es dem KSB nach der so negativ wir-

Macht Kinderarmut krank?

Von Armut betroffene Bevölkerungsgruppen – Kinder zwischen 
0 und 15 Jahren, Familien mit alleinerziehende Müttern oder mit 
mehr als drei Kindern, Arbeits- oder Wohnungslose, ausländische 
Mitbürger u.a. –  haben ein signifikant erhöhtes Erkrankungs- und 
Sterberisiko.
Die Sozialhilfequote liegt bei Minderjährigen doppelt so hoch wie 
bei der Gesamtbevölkerung (ca. 3,5 % zu 6,6 %)  
In ärmeren Schichten ist bereits die Zahl der Früh- und Mangel
geburten signifikant erhöht. Obwohl über 30 % dieser Kinder spä-
ter Lernstörungen, Verhaltensauffälligkeiten oder Intelligenzminde-
rung aufweisen, erhalten sie häufig eine unzureichende oder gar 
keine Frühförderung.
Die Kinder-und Jugendgesundheitsstudien (KIGGS und Shell Ju-
gendstudie, beide 2006) verzeichnen eine erhöhte Anzahl von Ess-
störungen, Adipositas und Mangel an körperlicher Aktivität bei ar-
men Kindern.
Ca. 700000 minderjährige Kinder in Deutschland arbeiten. Zuneh-
mend geschieht das unfreiwillig, um die finanzielle Basis der Fa-
milie zu unterstützen.  
Kinder aus sozial unterprivilegierten Bereichen sind häufiger an 
Unfällen (einschl. tödlichem Ausgang) beteiligt. 
Die Kindersterblichkeit ist nach einer internationalen Studie in ar-
men Bevölkerungsgruppen doppelt so hoch  wie in wohlhabenden 
und am höchsten dort, wo beide Eltern arbeitslos sind!
Die Quote gravierender Gewaltanwendung liegt bei Familien mit 
Sozialhilfe bei 24 %, bei anderen Familien bei 14,6 %.
Kinder aus armen Familien haben einen schlechteren Gesund
heitszustand. Somatische Beschwerden (Kopf-, Rücken-, Magen-
schmerzen, Nervosität) sind genauso kennzeichnend wie eine be-
einträchtigte psychische Gesundheit (Aggressivität, Unruhe oder 
Antriebsarmut u.v.m.) 
Die bisherige „Komm“-Struktur der (mittelschicht-orientierten) me-
dizinischen Versorgung ist für sozial benachteiligte Menschen ei-
ne „Zugangsbarriere“. Notwendig sind „niederschwellig angelegte 
medizinische Versorgungsangebote ‚vor Ort‘“.

Auszüge aus einem Artikel „Macht Armut krank?“ von Prof. Gerhard Trabert – 
veröffentlicht in „Forum Sozialarbeit + Gesundheit 1/2007 Seite 11–16. Die 
veröffentlichten Zahlen dort sind leider nicht mehr ganz aktuell.
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kenden Einführung von Hartz IV gelingt, die Kinderarmut wieder zu-
rück zu drängen, ob es allmählich „wieder besser“ wird. „Wir haben 
Einzelerfolge,“ antwortet Hinrichs, „und wir wissen nicht, wie die Si-
tuation ohne unsere Arbeit wäre. Aber dass wir gewissermaßen „auf 
breiter Front“ Fortschritte machen, glaube ich eher nicht. Wie beim 
Klima eben! Wissen Sie“, setzt er fort, „in unserer Gesellschaft ha-
ben wir unsere Kinder und ihre Probleme gar nicht mehr vor Augen 
und gar nicht mehr im Blick, was mit der nächsten Generation ist.“ 
Und sagt dann eine Zahl, bei der mir wirklich der Atem stockt: „Nur in 
e i n e m  von  z e h n  Hamburger Haushalten gibt es noch Kinder!“ 

Rüdiger Hagelberg

Arme reiche Stadt Hamburg

Soziale Krise in einer als reich geltenden Stadt

Mindestens acht Prozent der Menschen in Deutschland muss man 
zur heutigen „Unterschicht“ zählen. (z.B. FAZ vom 16.10.06 u.a. Quel-
len) Die „neue Unterschicht“, ein von der Politik ungeliebter Begriff, 
das bedeutet der FAZ zu Folge gesellschaftlicher Abstieg, finanzielle 
Unsicherheit, schlechtere Bildungschancen, höheres Erkrankungsrisi-
ko u.v.m. Während im Westen Deutschlands die „Unterschicht“  4 % 
betragen soll, liegt sie im Osten bei 20 %. Nach dieser Rechnung ge-
hörten 80000 von 2 Millionen Hamburgern zur „Unterschicht“.

Ausgerechnet in Hamburg, das als eine der schönsten und reichs-
ten Städte Deutschlands gilt, ist Armut ein gegenwärtiges, ungelös-
tes, ja wachsendes Problem; denn sogar weit mehr als 80000 Men-
schen gelten hier nach einer genaueren Rechnung als arm. Es ist vor 
allem die Arbeitslosigkeit vieler, die in den deutschen Statistiken über 
soziale Benachteiligung ganz neue Dimensionen eröffnet hat – so 

auch in Hamburg. Deshalb ist die „ARGE“, die Arbeitsgemeinschaft 
der Stadt Hamburg und der Agentur für Arbeit, die entscheidende 
Auskunft-Geberin über Benachteiligten-Zahlen in der Hansestadt. 

Danach waren im Januar 2007:  144071 „erwerbsfähige Hilfsbe-
dürftige“ (15 bis 65 Jahre alt) in Hamburg ALG II – Empfänger (sog. 
Hartz IV) und 54038 „nicht erwerbsfähige Hilfsbedürftige“ (zumeist 
die Kinder unter 15 oder aus anderen Gründen nicht Erwerbsfähige) 
Sozialgeld-Empfänger. 

In diesen Zahlen sind die Sozialhilfeempfänger (ca. 3%), die Ob-
dachlosen oder die „Illegalen“  noch nicht enthalten. Und es kommen 
„verdeckt Arme“ dazu, ein Anteil von Menschen, die aus unterschied-
lichen Gründen die ihnen eigentlich zustehende Sozialhilfe nicht be-
ziehen: nach unterschiedlichen Schätzungen noch mal 1-2 % der Ge-
samtbevölkerung.  Alles in allem leben damit in Hamburg in Wahr-
heit nahezu 300 000 Menschen in relativer Armut, wenn man die 
Armutsdefinitionen der EU oder der UN zu Grunde legt.

Nicht nur objektive Maßstäbe definieren Armut sondern auch sub-
jektive Empfindungen, wenn sich Menschen in der Nachbarschaft an-
derer nicht deren gebräuchlichen Konsum erlauben können. Im wohl-
habenden Hamburg mögen derartige Unterschiede und Vergleichs-
möglichkeiten besonders zugespitzt sein. Das optimistische Motto 
des modernen Hamburg von der „wachsenden Stadt“ indes ist nach 
Meinung vieler, die beruflich oder sozial engagiert genauer hingu-
cken, mehrdeutig: Die Armut, so heißt es, wächst mit. Armut in Ham-
burg gäbe es nicht trotz sondern wegen des Reichtums der Stadt.

Zwei Phänomene kennzeichnen Hamburgs Armutsproblem in be-
sonderem Maß: Ihre sog. „Infantilisierung“ (dazu ein Interview mit 
Miriam Opresnik vom Hamburger Abendblatt in diesem Heft) und 
„Gettoisierung“:

In der Januarausgabe 2007 des Hamburger Straßenmagazins 
„Hinz und Kunzt“ wird die „Gettoisierung“ benachteiligter Hamburge-
rInnen in einem Stadtteil-Vergleich –  z.B. im Vergleich des Stadtteils 
Billstedt ( ein großer Stadtteil mit ca. 70000 Einwohnern) mit dem 
kleinen Stadtteil Nienstedten (ca. 7000 Einwohner) –  belegt: Hartz 
IV-Empfänger:  24 % zu 0,8 %, somit über 15000 zu 60; Sozialwoh-
nungen: 13000 zu 0; Grundschulen mit soz. Belastungen nach KESS-
Sozialindex: 9 zu 0; niedergelassene ÄrzteInnen je 1000 Einwohn.: 
1,22 zu 3; PsychotherapeutenInnen: leider keine Angaben. 

„Hinz und Kunzt“ spricht von „Zwei Welten in einer Stadt“ und 
registriert 10 arme und 10 reiche Stadtteile in Hamburg. Zur unter-
schiedlichen „Ärztedichte“ habe die KV Hamburg bestätigt, dass 
Fachärzte wegen ihrer hohen Betriebskosten in reichere Stadtteile 
strebten, weil sie dort mehr Privatpatienten vermuteten. Wahrschein-
lich funktioniert dort auch das „Igeln“ besser. Allerdings, der (po-
tentiell) kränkere Teil der Bevölkerung befindet sich in den ärme-
ren Stadtteilen. 

Derartigen „Bestandsaufnahmen“ wird oft mit einer gewissen Be-
rechtigung entgegen gehalten, diese Unterschiede gäbe es in Städ-
ten aller Industriestaaten, es gäbe sie schon immer, und sie bildeten 
eben das „normale soziale Gefälle“ ab, das man in nicht-sozialisti-
schen Gesellschaftssystemen finde. Eine solche Argumentation be-
schönigt allerdings die Dynamik  der Verarmung. Sie nimmt zu, „Get-
toisierung“ wie auch „Infantilisierung“ von Armut wachsen nach Aus-
sage aller, die sich um dieses Problem kümmern.  Möglicherweise 
wird man bald zusätzlich von „Senioisierung“ der Armut sprechen 
müssen, wenn  man die mittelfristig unsichere Wohlstandsprogno-
se der zukünftigen RentnerInnen bedenkt. Auch heute schon gibt es 
viele arme RentnerInnen.

� Rüdiger Hagelberg

Der Paritätische Wohlfahrtsverband

Der PARITÄTische ist ein sozialer Verband, der sich dem Gedan-
ken der Gleichheit – der Parität – verpflichtet fühlt. In der der-
zeitigen „tiefen Krise“ der Industriegesellschaft mit Massenar-
beitslosigkeit, Armut und Wohnungsnot sieht er die „soziale Ba-
lance“ gestört. 
Der Paritätische nimmt die Sozialhilfestatistik als Indikator für Ar-
mut und rückt von dem „relativen Armutskonzept“ wie dem „Net-
toäquivalenzeinkommen“ als Armutskriterium etwas ab. Sozial-
hilfe lasse zur Zeit die gesellschaftliche Teilhabe „auf wenigstens 
bescheidenstem Niveau“ nicht zu. Der Paritätische wird so zum 
„Anwalt“ der Ärmsten einschl. der „verdeckt Armen“, die aus unter-
schiedlichen Gründen nicht einmal ihre Sozialhilfe ausschöpfen.
Mit der von der Hamburger Presse geförderten jährlichen Bera-
tungsaktion „Fehlt Ihnen etwas? Beratung kann helfen!“ geht der 
Paritätische mit anderen Wohlfahrtsverbänden aktiv auf die Be-
nachteiligten zu. Es kommt dabei auf die Intensivierung der Ein-
zelfall-Unterstützung aber auch auf die Einschätzung der Gesamt-
situation mit Hilfe der Statistik an.
Der Paritätische bestätigt die Hamburger Hilfsbedürftigen-Zah-
len der ARGE (die Leistungsempfänger nach SGB II: ALG II und 
Sozialgeld). Sie seien in Hamburg in den letzten eineinhalb Jah-
ren um über 9 % angestiegen.

Aus: Fehlt Ihnen etwas? Beratung kann helfen!“ (2006) und persönlichen 
Informationen durch den Paritätischen.
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Eindrücke aus der Hamburger 
Armutszone

Das Projekt „Neue Wohnung“

In Hamburg gibt es ca. 6000 Obdachlose: in Notunterkünften 
(über)leben ca. 3000 bis 4000 und auf der Straße 1500 bis 2000. 
Dazu kommt eine unbekannte Zahl „Illegaler“. Das 1994 gegründete 
Notwohnprojekt für Obdachlose „Neue Wohnung GmbH“ stellt ca. 60 
Einzelwohnungen in vier unterschiedlichen Einrichtungen (Container 
und Wohnhäuser) zur Verfügung. Diese auf den ersten Blick geringe 
Zahl (im Gegensatz z.B. zum „Pflegen und Wohnen“ mit Sammelunter-
künften) liegt an den vier Grundsätzen des Projektes: „Ein Mensch-ein 
Raum“ – zur Wiederherstellung der Privatsphäre; „Überschaubarkeit“ 
gegen die Anonymität in der Stadtstruktur; nur zwei Aufnahmebedin-
gungen (Wohnungslosigkeit, kein Konsum harter Drogen) und Betei-
ligung der Bewohner an der Gestaltung des Projektes. Die Grundsät-
ze sollen „zu einer Umkehr der Verelendungsbiografien“ beizutragen. 
Das Projekt wird privat von der Behrens-Stiftung, der Ambulanten Hil-
fe Hamburg e.V. und der Kirchengemeinde „St. Johannis“ getragen .

Ich besuche Michael Struck, den Mitbegründer und Leiter des Pro-
jektes, in einem seiner „Container-Dörfer“ an einem U-Bahnhof mit-
ten in der Stadt. Herr Struck, Endfünfziger, ergraut in seinem jahre-
langen „Daseinskampf-Job“, steckt offenbar noch immer engagiert 
bis zum Hals in Arbeit. Nach der Intention meines Besuches gefragt 
sage ich, ich wolle Eindrücke von Armut in Hamburg – immer auch 
unter medizinisch-therapeutischen Aspekten –  wiedergeben. Damit 
scheint er zufrieden.

Das Projekt habe das Ziel, „aus dem Hilfssystem Herausgefallene 
zurück zu bringen“. Dazu seien vor allem „Wohnung und Beratung 
als Angebot, nicht als Pflicht“ notwendig.

„In unserem Wohnprojekt leben zur Zeit ca. 50 Obdachlose, in 
den hiesigen Containern 18. Jeder hat hier seine eigenen vier Wän-
de. Auf der Straße liegen bisweilen mehrere Leute dicht beieinan-
der, allein schon zum gegenseitigen Schutz, aber kaum haben sie ein 
Dach über dem Kopf, wollen sie für sich sein. Sie finden sich schwer 
zurecht. Wir führen hier einen Kampf gegen das Leben auf der Stra-
ße, einen „Freund“ haben sie ja immer, die „Platte“, wir  müssen bes-
ser sein als die Platte.“

Durch die Veränderung der Sozialgesetzgebung werden die 18 
bis 25 Jährigen, die nicht mehr im Elternhaus leben (wollen), aber 
ihren eigenen Lebensunterhalt (noch) nicht bestreiten können, auf 
die Straße gedrängt. Eigener Wohnraum steht ihnen nicht mehr zu. 
Herr Struck beklagt, dass der Anteil an jungen Obdachlosen wächst. 
In den hiesigen Containern sind zur Zeit 4 von 18 Bewohnern unter 
25, das gab es früher nie. 

Wir gehen durch das „Dorf“ mit seinen Containern, dem Gemein-
schaftsraum mit Küche, wo die Bewohner ihr Essen kochen, und ei-
ner Waschküche. Herr Struck macht mich mit einem der Bewohner be-
kannt, ich sehe mir eine warme, nicht ungemütliche Behausung von 
innen an. 14 Jahre hat Herr N. „Platte gemacht“, nun hofft er, bald 
eine Wohnung zu bekommen. Begleitet wird er von seinem Hund. 
„Viele haben Hunde,“ erzählt Herr Struck, „zum Schutz aber auch gut 
geeignet zum Betteln“.

Die Weiterleitung in eine bezahlbare Wohnung ist Ziel aber auch 
Problem des Projektes. Ca. 400 Bewohnern sind in den vergangenen 

10 Jahren hier „durchgegangen“, dabei nur 5 % Frauen. Etwa 60 % 
haben in eine eigene Wohnung umziehen können, ca. 20 % gingen 
auf die Straße zurück. Die durchschnittliche Wohndauer im Projekt 
beträgt etwa 9 Monate. 

Mit einem solchen  Ergebnis ist der Projektleiter nicht zufrieden: 
„Wir sind eigentlich die Erfüllungsgehilfen einer zunehmend repres-
siven Sozialpolitik. Sind wir wirklich segensreich oder nur Subhilfe? 
Der Obdachlose braucht Wohnung, und diese Situation hier soll nur 
Übergang sein. Aber damit schaffen wir auch eine Absenkung der 
Zumutbarkeit. Glaubhaft ist unsere Arbeit nur, wenn wir bezahlbare 
Wohnungen auch wirklich kriegen.“

Besonders belastend findet er eine durch die Verknappung von so-
zialem Wohnraum eingeführte Einteilung der Wohnungslosen in drei 
Kategorien von „Eignung“.  Er nennt es „Selektion“. Leben oder Tod? 
Während wir durch die Anlage gehen, erzählt er, im letzten Jahr seien 
hier sieben Menschen gestorben – oft sei der Alkohol schuld, aber die 
gesamte gesundheitliche Situation sei katastrophal.

Es gäbe einige Hilfseinrichtungen, heißt es später, den „Caritas-
Bus“, eine „Krankenstube“, die „Psychiatrische Hilfe auf der Straße“ 
durch engagierte Psychiater, eine Ärztin im „PikAs“ (einer in Ham-
burg wohl bekannten Obdachlosen-Unterkunft) u.a. Am wichtigs-
ten seien die Ärzte im Stadtteil, einige engagierten sich nach ersten 
beiderseitigen „Berührungsängsten“ sehr. „Die Ärzte haben im Stu-
dium nicht gelernt, die Lebenslage von Menschen in Armut zu ver-
stehen, aber auch die Armen, die Obdachlosen, müssen erst mal ler-
nen, dass sie die ganzen Beeinträchtigungen, die vielen Schmerzen, 
nicht aushalten müssen.“ 

Nicht mit allen Ärzten gibt es gute Erfahrungen. „Da sagt doch 
eine Neurologin zu dem Klienten, sie wolle ihm erst mal Blut abneh-
men, um die Leberwerte zu kontrollieren. Mit dem Trinken müsse er 
aufhören! Im Prinzip stimmt das ja, aber so kann man doch keinen 
Erstkontakt machen.“ Im übrigen hätten durchaus nicht alle Ob-
dachlosen langjährige Karrieren mit Alkohol und Mittellosigkeit hin-
ter sich. Mancher sei in den letzten Jahren auch durch Konkurse u.a. 
über Nacht von der Selbständigkeit in die Wohnungslosigkeit gefal-
len und müsse nun sehen, wie er wieder auf die Beine käme. 

Es gäbe Verbesserungen, weil die meisten Obdachlosen heute 
versichert seien. Gerade dort hatte ich viele Nicht-Versicherte, von 
denen es bundesweit ca. 300000 geben soll, vermutet. „Nein,“ sagt 
Herr Struck, „versichert sind sie nahezu alle, dafür sorgen wir schon.“ 
Auch die qualifizierte Entgiftung und die psychiatrische Begleitung 
der Entwöhnung klappten heute besser. Aber, etwas Grundlegendes 
ändere man damit kaum. Eine Wohnung müssten sie haben, das be-
tont dieser erfahrene Sozialarbeiter immer wieder, dann haben sie 
ihren Stadtteil, ihre Nachbarschaft, ihren Arzt u.v.m.. 

„Der seelische Behandlungsbedarf ist immens, aber dafür ist kaum 
jemand da. Wenn die Obdachlosen bei uns zur Ruhe kommen, wenn 
allmählich alles aus ihren Geschichten wieder hoch kommt, wenn wir 

Die Hamburger Tafel

Unter Mitarbeit von ca. 100 Helfern bringt die Hamburger Tafel 
das „zusammen, was zusammen gehört“: Überschüssige Lebens-
mittel auf der einen und bedürftige HamburgerInnen auf der an-
deren Seite. Von montags bis freitags sind sechs Lieferwagen un-
terwegs, um die Lebensmittel abzuholen und an die sozialen Ein-
richtungen zu verteilen. Dort werden Mahlzeiten direkt zubereitet 
oder Lebensmittel weiter verteilt. Mehrere tausend Menschen pro-
fitieren in Hamburg täglich von der Tafel.
Mittlerweile gibt es in Deutschland über 600 Tafeln. 
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den Bedarf formulieren, Widerstände kanalisieren und so Vertrauen 
schaffen – dann haben wir nichts mehr zu bieten. Gesprächszusam-
menhänge jenseits von Sucht und Obdachlosigkeit gibt es nicht. Im-
mer geht es wieder in das normale, niedergelassene Versorgungssys-
tem – und immer wieder zu neuem Frust.“  Dies als letzte Antwort auf 
meine vorsichtige Frage nach Psychotherapie für Obdachlose.

Rüdiger Hagelberg

Interview 1: Miriam Opresnik

Miriam Opresnik

Hamburger Abendblatt 
Kinderarmut in Hamburg

Miriam Opresnik ist seit Oktober 2005 Redakteurin in der Lokalre-
daktion des „Hamburger Abendblattes“, der renommierten Tages-
zeitung für Hamburg und Norddeutschland. Einer ihrer Themen-
schwerpunkte ist die sozialkritische Berichterstattung. 2005 und 
2006 hat sie mehrere Artikel und Reportagen über Armut von Ham-
burger Kindern geschrieben und dazu beigetragen, dass dieses bis 
dahin wenig beachtete soziale Problem Hamburgs öffentlich wurde. 
Ich danke Frau Opresnik für zahlreiche Informationen, Anregungen 
und Kontakte bei meiner Arbeit an diesem Thema . Für ihre Bericht-
erstattung wurde die Journalistin 2006 mit dem  2. Preis des World 
Vision Journalistenpreises „Zukunft der Kinder“ ausgezeichnet.

1. Wie sind Sie auf die Thematik „Kinderarmut in Hamburg“ ge-
kommen?

Durch eine Bemerkung des Hamburger Spendenparlaments bin 
ich auf die zunehmende Not von Kindern in Hamburg aufmerk-
sam geworden. Das Spendenparlament setzt sich seit Jahren für 
die Belange von Obdachlosen und sozial benachteiligen Gruppen 
in der Stadt ein, hat in letzter Zeit aber auch immer mehr Projekte 
für Kinder unterstützt. Daher habe ich mich gefragt, ob diese Ent-
wicklung auf einen Anstieg der Anzahl armer Kinder in Hamburg 
zurückzuführen ist – und ob andere Organisationen wie die Ham-
burger Tafel, der Deutsche Kinderschutzbund, das Rote Kreuz oder 
Jugendeinrichtungen ähnliche Tendenzen verzeichnen. 

2. Welches sind die wichtigsten Merkmale der Kinderarmut in 
Hamburg? 

Als wichtigstes Merkmal für Kinderarmut gilt im Allgemeinen die 
Zahl der Kinder, die Sozialgeld nach SGB II beziehen oder auf So-
zialhilfeniveau leben. 

Wir haben uns in unserer Artikelreihe zum Thema „Kinderar-
mut in Hamburg“ in erster Linie auf  Zahlen der Arbeitsgemein-
schaft „team.arbeit.hamburg“ gestützt, die für die Umsetzung 
der Hartz IV Reformen in der Hansestadt zuständig ist, sowie auf 
Schätzungen und Studien  des Kinderschutzbundes, des Paritä-
tischen Wohlfahrtsverbandes sowie Unicef.

Nach Angaben von „team.arbeit.hamburg“  haben im Juni ver-
gangenen Jahres  51 985 Kinder und Jugendliche unter 15 Jahren 
Sozialgeld nach SGB II (Hartz IV) erhalten und gelten damit laut 
einer Definition des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes als arm. 
Das sind 23 Prozent der 225 724 unter 15-Jährigen in der Hanse-
stadt. Im Juli 2005 lag die Zahl der Sozialgeld-Bezieher unter 15 
Jahren noch bei 46 753, im Oktober bei 49 190. Das heißt: Fast 
jedes vierte Kind in der Hansestadt gilt als arm, und die Kinder-
armut nimmt offenbar rasch zu.

Der Paritätische Wohlfahrtsverband hat 2005 auf Grundlage 
der Sozialgeld-Bezieher eine bundesweite Kinderarmuts-Statistik 
erstellt, in der Hamburg auf dem sechsten Rang lag – noch vor 
Brandenburg und Thüringen – und weit über dem Bundesdurch-
schnitt von 13,4 Prozent (das sind rund 1,5 Millionen Kinder). Bun-
desweit wächst rund jedes zehnte Kind in einer Familie auf, die 
mit weniger als 50 Prozent des Durchschnittseinkommens aus-
kommen muss. Das sind rund 1,5 Millionen Kinder und Jugendli-
che unter 18 Jahren.

Besonders betroffen sind nach einer Unicef-Studie Kinder Al-
leinerziehender. Sie sind deutlich häufiger arm als Kinder, die mit 
Vater und Mutter aufwachsen. In Zahlen heißt das:

Fast 40 Prozent der Alleinerziehenden mit Kindern sind laut 
Unicef relativ arm. Kinder von Alleinerziehenden sind jedoch nicht 
nur häufiger arm, sondern bleiben es auch über längere Zeiträu-
me. Ihre Chance, der Armut zu entkommen, liegt nach Angaben 
des Kinderhilfswerks deutlich niedriger als bei allen anderen un-
tersuchten Bevölkerungsgruppen.

Zudem hat die Studie ergeben, dass Kinderarmut in Deutsch-
land schneller steigt als die Armutsrate im Durchschnitt der Be-
völkerung. Während Anfang der 90er Jahre Kinder und Erwach-
sene im gleichen Ausmaß von relativer Armut betroffen waren, 
haben sich diese Proportionen seit 1994 verändert: Kinder sind 
heutzutage deutlich häufiger arm als Erwachsene.

Zusätzlich zu den Zahlen haben wir uns auf Erfahrungsberichte 
von verschiedenen Einrichtungen gestützt. Wie zum Beispiel von 
der Hamburger Tafel, die immer mehr Bedürftige mit Lebensmit-
teln versorgt, dem Roten Kreuz, das in vielen Kleiderkammern kei-
ne Kindersachen mehr hat, weil alles schon vergriffen ist. Oder 
dem Kindertreff Oldenfelde, einer Anlaufstelle für Kinder aus sozi-
al schwachen Familien, bei dem schon Stunden vor der offiziellen 
Eröffnung Kinder auf Einlass und ein Mittagessen warten.

3. Können Sie ein besonders charakteristisches Einzelschicksal als 
Beispiel für den „Kreislauf der Armut“ schildern?

Besonders bewegt hat uns die Geschichte einer Familie aus Rahls-
tedt. Die Mutter (40) stammt aus einfachen Verhältnissen. Sie 
hat als Jugendliche mehrere Ausbildungen abgebrochen und ist 
mit 19 Jahren schwanger geworden. Sie wollte eine eigene kleine 
Familie haben und hatte sich vorgenommen, alles besser zu ma-
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chen und ihrem Sohn eine bessere Zukunft zu ermöglichen, als 
sie sie hatte. Doch dann wiederholt sich das „Schicksal“. Mit 16 
schmeißt der Sohn die Schule und wird Vater. Heute ist er Anfang 
20 und lebt von Hartz IV – so wie seine Mutter und sein Sohn. Es 
ist unwahrscheinlich, dass einer von ihnen den Kreislauf der Ar-
mut durchbrechen wird. Hauptgrund dafür sind nach Angaben 
von Experten die schlechten Bildungschancen – und die damit 
verbundenen schlechten Möglichkeiten, einen Ausbildungs- oder 
Arbeitsplatz zu erhalten. 

Laut der Pisa-Studie haben Kinder wohlhabender Eltern eine 
viermal größere Chance, das Gymnasium zu besuchen, als Kinder 
aus armen Familien. Das Problem: Kindern aus schlechten Fami-
lien wird oftmals einfach zu wenig zugetraut. Zudem wird viel-
fach vorausgesetzt, dass Eltern ihre Kinder schulisch unterstüt-
zen – doch das können viele Eltern nicht, weil sie selbst oftmals 
schon Bildungsdefizite haben. 

4. Wie waren die Reaktionen auf Ihr Engagement für die armen 
Hamburger Kinder nach Ihren Artikeln?

Die Reaktionen unserer Leser waren überwältigend. Wir haben 
dutzende von Anrufen und Emails von Menschen bekommen, die 
den Kindern helfen wollten. Viele haben Geld oder Spielsachen 
gespendet, andere ihre Zeit. Einige Beispiele: Ein Malermeister 
hat den Kindertreff Oldenfelde kostenlos renoviert, ein Friseur-
Geschäft Weihnachtsgeschenke organisiert, eine Musiklehrerin 
Unterricht für die Kinder angeboten und eine Stiftung die Kos-
ten für warmes Mittagessen übernommen. Die Hilfsbereitschaft 
war so groß, dass wir nach wenigen Tagen zusammen mit dem 
Kinderschutzbund eine Hotline geschaltet haben, um die Hilfs-
angebote besser zu koordinieren. Damit wollten wir verhindern, 
dass eine Einrichtung mit Hilfe überschwemmt wird, während an-
dere weiter zu wenig haben. 

Vereinzelt gab es allerdings auch negative Reaktionen von Le-

sern. Viele haben kritisiert, dass man nicht von „armen“ Kindern 
sprechen kann, weil ihrer Meinung nach in unserem Staat jeder 
Mensch genug Geld zum Leben erhält. Ein weiterer Kritikpunkt 
war, dass viele Eltern zwar behaupten, zu wenige Geld zu haben, 
auf der anderen Seite aber genug Geld haben, um Zigaretten und 
Alkohol kaufen zu können.

Wir haben, soweit das möglich war, das Gespräch mit diesen 
Lesern gesucht. Denn unabhängig davon, wer die Schuld an der 
Situation der Kinder hat – ob Staat oder Eltern – die Kinder selbst 
können es nicht ändern. Sie brauchen unsere Hilfe. Da ist jeder 
einzelne von uns gefragt. Oder, so ein Sprichwort: „Fünf Minuten 
Hilfe sind besser als zehn Minuten Mitleid“. 

5.  Welche „Infrastruktur der Abhilfen“ gegen Armut gibt es Ham-
burg?

Es gibt das aus der Diakonie entstandene, schon erwähnte „Ham-
burger Spendenparlament“, ein einmal jährlich statt findendes Zu-
sammentreffen von Förderern und Spendern, die über Unterstüt-
zungsprojekte und Mittelvergabe befinden. Wichtig ist natürlich 
der Kinderschutzbund mit seiner Infrastruktur und vielen Aktivi-
täten „vor Ort“. Die „Hamburger Tafel“ kommt auch aus der Diako-
nie und versorgt Bedürftige mit Lebensmitteln, das „Rote Kreuz“ 
organisiert Kleiderspenden. Nicht zu vergessen sind der Paritä-
tische Wohlfahrtsverband oder das Diakonische Werk.

Der Kinderschutzbund hat jetzt ein sog. „Patensystem“ einge-
führt, bei dem es um Begleitung und Beratung von armen Fami-
lien, beginnend mit der Geburt eines Kindes, geht. Wir unterstüt-
zen diese Idee sehr.  

6. Reicht das? Was müsste grundsätzlicher getan werden? Könnten 
Medizin oder Psychotherapie dazu beitragen?

Nein, das reicht insgesamt nicht. Es hilft aber zu lindern. Armut 
muss mehr von den Ursachen her bekämpft werden. Deshalb sind 
gerade die Kinder wichtig, die eine Hoffnung auf ein anderes Er-
wachsenenleben haben sollten, als sie es bei den Eltern sehen. Am 
allerwichtigsten ist die Verbesserung ihrer Bildungschancen.

Die Leiterin des Diakonischen Werkes, Frau Landespastorin 
Stoltenberg, hat in einem Interview in dieser Zeitung (01.11.05) 
einen „Kraftakt“ in der Kinder- und Jugendpolitik gefordert. Es 
müsse in Hamburg endlich einen  Armuts- und Reichtumsbericht 
geben, damit die Ursachen für die große Armut unter Kindern er-
kennbarer würden. Die Kinderarmut mache uns die Brisanz der 
sozialen Veränderungen deutlich. Mehr Betreuungsplätze für al-
le Kinder, auch schon für die ganz kleinen, wären ein geeignetes 
Mittel, um armen Kindern die Chance zu geben, den Kreislauf der 
Armut schon früh zu durchbrechen.

Zur medizinischen Versorgung: Sie ist bei armen Menschen na-
türlich besonders wichtig, weil ihre Gesundheit mehr gefährdet ist 
als bei normal Situierten. Ob Psychotherapie zu einer grundsätz-
lichen Besserung der Lage von armen Familien – etwa durch Be-
handlung der psychischen Folgen von Armut oder durch Förde-
rung von Motivation und Selbstwertgefühl – beitragen könnte, 
will ich nicht beurteilen. Bei medizinischen und psychotherapeu-
tischen Versorgungsangeboten ist aber zu bedenken, dass vor 
allem Information und Beratung, die konkrete Unterstützung „vor 
Ort“,  erfolgversprechend sind.

Die Fragen stellte Rüdiger Hagelberg.

Die Arche und die Friedenskirche

Am 1. März 2005 starb die 7-jährige Jessica durch Verhungern. 
Die Familie wohnte im Bereich der Friedenskirche in Jenfeld, einem 
der Hamburger „Problem“-Stadtteile. Das in Berlin-Hellersdorf 10 
Jahre zuvor gegründete christliche Kinder-und Jugendwerk „Ar-
che“ weitete sich darauf hin, wie der Initiator, Friedenskirchen-
Pastor Thies Hagge, es ausdrückt, nach Hamburg aus. Die „Ar-
che in der Friedenskirche“ ist daraus geworden, eine offene Stät-
te für Kinder und Jugendliche, die nach der Schule einen Platz 
für Mittagessen, Hausaufgaben und schließlich für gemeinsame 
Freizeit finden. Große festliche und kirchliche Zusammenkünfte, 
bisweilen mit der ganzen Familie, kommen dazu.  
Bis zu 100 Kinder kommen täglich von 13:00–18:00 Uhr in die 
Arche, die sich als „Ergänzung“ zum bisweilen schwierigen Eltern-
haus versteht, nicht als deren Ersatz. Tatsache aber ist, dass El-
tern in vielen Belangen nicht für ihre Kinder da sind – eine im-
mer wieder erschütternde Erkenntnis des Teams von haupt – und 
ehrenamtlichen MitarbeiternInnen. In der von Hermann Francke, 
Hinrich Wichern u.a. begründeten christlichen Glaubens- und 
Handelnstradition tätig zu sein, scheint bitter nötig: Wachsender 
Kinderarmut und Verwahrlosung, mancher bedrohlichen häus-
lichen Situation, mancher anderer kindlicher Not will die Arche 
behutsam aber mit wachem Blick entgegen wirken – den Worten 
entsprechend, die von Christus überliefert sind: „Lasst die Kinder 
zu mir kommen und wehret ihnen nicht!“
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Noch einmal: Armut in 
Deutschland
Ich möchte –die von mir behandelte Armuts-Thematik abschließend– 
sechs Merkmale der Armut in Deutschland hervor heben:
1.  Armut entsteht vor allem bei zwei Risikogruppen, den (Lang- 
zeit) Arbeitslosen und den Alleinerziehenden. Mit der Zahl der Arbeits-
losen wächst oder fällt die Zahl der Armen. Kinderarmut wächst da-
gegen kontinuierlich. Bei den Alleinerziehenden (80% Frauen, 20% 
Männer) sind die Frauen Armuts-gefährdet (über 50% arbeitslos) die 
Männer nicht (nicht arbeitslos!).
2.  Armut ist nicht selbst-verschuldet, auch wenn sie Merkmale eige-
ner Verantwortlichkeit aufweist. So wie die Masse der Arbeitslosen 
nicht wegen Antriebs- oder Lustlosigkeit arbeitslos ist, so ist sie auch 
nicht deshalb arm. Arbeitnehmer fallen den Gesetzen der Globalisie-
rung zum Opfer, wenn sie plötzlich nicht mehr „rentabel“ sind. Das er-
leben wir nahezu täglich. Während ungeheure Geld- und Wohlstands-
ströme auf der nördlichen Halbkugel hin und her wabern, bedienen 
sich die, die daran sitzen, und kommen die zu kurz, an denen die Strö-
me weit vorbei fließen.  
3.  Armut wird versteckt, Arme verstecken sich. Arbeitslosigkeit und ihr 
öffentlich gemachtes Elend wie in der Weimarer Zeit 1923 oder 1932 
sehen wir kaum. Die Mechanismen des (Sich) Versteckens sind viel-
fältig. Gettoisierung gehört ebenso dazu wie das reichhaltige „Schö-
ner Schein“-Angebot der virtuellen Medien. Die ehemalige Hambur-
ger Sozialdezernentin Ursel Becher hat ihrem Bericht über Kinderar-
mut den bezeichnenden Titel gegeben:  „die im Dunkeln sieht man 
nicht“.  (August 2005)

Von offizieller Seite wird Armut in Hamburg vorwiegend negiert 
oder verschwiegen. Die Stadt verweigert die Erstellung eines Ar-
mutsberichtes, was von anderen Bundesländern, den hiesigen Wohl-
fahrtsverbänden und den Medien kritisiert wird. Der Kollege Peter-
sen von der Hamburger SPD schließlich – vermutlich zur Zeit auch 
mit (für ihn) Wichtigerem beschäftigt –  beantwortete keine diesbe-
zügliche Fragen.

Dagegen wurde in der Studie des Paritätischen Wohlfahrtsver-
bandes „Zum Leben zu wenig ...“ vom 19.05.2006 aufgelistet, dass 
der geltende Regelsatz für ALG II – EmpfängerInnen und andere von 
345 Euro mindestens auf 415 Euro angehoben werden müsste, da-
mit „tatsächlich der Bedarf des notwendigen Lebensunterhaltes....
gedeckt werden könnte.“
4.  Es gibt den „(Teufels-)Kreislauf der Armut“. Kinder armer Eltern wer-
den wieder arme Eltern und so fort. Dazu hat Frau Opresnik im obigen 
Interview ein eindruckvolles Beispiel geschildert. „Einkommensarmut“ 
und „Bildungsarmut“ potenzieren sich. 
5.  Armutsbekämpfung wird teuer, weil es den von Armut Betroffenen 
zunächst an Geld fehlt. Die Folgekosten aber (z.B. die Kosten für die 
Behandlung von Gesundheitsschäden u.v.m.) werden, wenn nichts ge-
schieht, um ein Vielfaches höher sein. 
6.  Denn Armut macht krank. Der medizinische Aspekt von Armut 
am Schluss und etwas ausführlicher: Krankheit und Gesundheitsge-
fährdung sind in ärmeren Schichten überrepräsentiert, nicht aber die 
Medizin.

Nach dem Gesundheitsbericht des Robert Koch Institutes „Ge-
sundheit in Deutschland“ vom Juli 2006 sei in den letzten Jahren 
zwar der allgemeine Lebensstandard ständig gestiegen, gleichzei-

tig hätten aber auch Ungleichheit und Armutsrisiken „tendenziell 
zugenommen“.

13,5 % (nahezu 11 Mio.) der Bevölkerung (1993 noch 11,7 %) 
seien derzeit erhöhten Armutsrisiken ausgesetzt, die Kinder und Ju-
gendlichen etwas mehr, die Älteren etwas weniger. Ca. 50 % der Ar-
beitslosen litten an gesundheitlichen Beschwerden – gegenüber 30 
% der Erwerbstätigen. Arbeitslose wiesen doppelt soviel Kranken-
haustage auf wie Erwerbstätige. 

Die Erkrankungswahrscheinlichkeit ist in der „Unterschicht“ dop-
pelt so hoch wie in der „Mittel- und Oberschicht“. Zweifellos liegt di-
es auch an dem dortigen weniger „vernünftigen“ Gesundheitsverhal-
ten, siehe Rauchen, Übergewicht, Alkohol. 

In dem Bericht wird als unklar bezeichnet, ob auch die gesund-
heitliche Versorgung von armen Menschen in einem Gesundheits-
system, das theoretisch keine Unterschiede macht, schlechter ist. Es 
wird in Rechnung gestellt, dass die 10 Euro Zahlung und andere Zu-
zahlungen aber auch die zunehmenden „direkten Käufe von medizi-
nischen Leistungen“ zu einem Ungleichgewicht geführt haben.

Einer Statistik der Gmünder Ersatzkasse aus dem Jahr 2000 zu 
Folge zeigen die Krankenhaustage im Vergleich von arbeitslosen 
und erwerbstätigen Männern wie Frauen ein weites Überwiegen 
der psychischen und Verhaltensstörungen bei Arbeitslosen beider 
Geschlechter: zum Beispiel bei arbeitslosen Männern 900 Fälle zu 
durchschnittlich 150 Fällen bei anderen Erkrankungen. Auch bei al-
lein erziehenden Müttern stehen nach einer anderen Statistik die psy-
chischen Erkrankungen mit 25 % im oberen, bei verheirateten Müt-
tern mit 11 % im unteren Drittel.

Damit sind wir nach der Beschäftigung mit einer mehr gesell-
schaftlichen als Psychotherapie-bezogenen Thematik und einiger ih-
rer globalen, nationalen und lokalen Aspekte schließlich doch noch 
bei der Psychotherapie angekommen. Gemeint sind einmal nicht die 
PsychotherapeutenInnen als „Prekariat“ in der Ärzteschaft sondern 
unsere Rolle als BehandlerInnen von psychischen Erkrankungen. Ich 
habe mich während der Bearbeitung des Themas „Armut“, das in un-
serer Gesellschaft so viel präsenter ist, als ich annahm, immer wie-
der gefragt, was für eine Zuständigkeit uns PsychotherapeutenInnen 
eigentlich dabei zukommt. Ist nicht von psychischer Erkrankung als 
Folge von Armut die Rede? Oder vom „Kreislauf der Armut“, in dem 
Arme – allein gelassen – offenbar unreflektiert oder unbewusst im-
mer wieder Arme erzeugen?  Wie sind z.B. in Armut aufwachsende 
Kinder – in Abweichung von der von dem Hamburger Psychoanaly-
tiker Michael Klöpper  in seinem neuen Buch so anschaulich darge-
stellten gelungenen Reifung (Rezension in diesem Heft) – wirklich 
geprägt? Armut wird uns und unsere Behandlungskonzepte mögli-
cherweise künftig mehr als zur Zeit beschäftigen. Darauf ist mit al-
ler Vorsicht und aller Unkenntnis dessen, was dort schon geschieht, 
hinzuweisen.

Rüdiger Hagelberg

Bevor Ihnen Hören und Sehen vergeht

empfiehlt der Verlag die beiliegenden Prospekte 
Ihrer geschätzen Aufmerksamkeit:

–	 Hogrefe Verlag
–	 Hypnosezentrum Süd (Teilauflage)
–	 Milton Erickson Institut Saarbrücken 

(Teilauflage)
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Interview 2: Berthold Vogel
Berthold Vogel ist  wissenschaftlicher Mitarbeiter im Arbeitsbereich 
„Die Gesellschaft der Bundesrepublik“ im Hamburger Institut für 
Sozialforschung. Sein Arbeitsschwerpunkt ist
Politische Soziologie sozialer Ungleichheit, Wandel der Arbeitswelt, 
Theorie und Empirie des Wohlfahrtsstaates. Wir fragten ihn nach 
der sozialwissenschaftlichen Analyse des „Prekariats“.

Berthold Vogel

1. Die Statistik über Einkommensverhältnisse, Sozialhilfeempfän-
ger, Vermögensverteilung usw. spricht deutliche Worte. Wieso ist 
es so kompliziert, dies auch in soziologischen Begriffen auszu-
drücken?

Die Statistik ist das eine, die gesellschaftliche Wirklichkeit das 
andere. Die Soziologie hat als erklärende, interpretierende und 
oft auch ernüchternde Wissenschaft die Aufgabe, der Komple-
xität, Vielfalt und Ungleichheit gesellschaftlicher Strukturen, Er-
fahrungen und Mentalitäten gerecht zu werden. Es gibt daher ei-
ne wohl begründete Schwierigkeit mit „deutlichen“ Begriffen. Die 
Klassifikationen und Begriffe der Statistik sind Abbildungen von 
Wirklichkeitsausschnitten – statistische Konstruktionen des Sozi-
alen. Die Klarheit der Zahlen ist hilfreich, um weitergehende Fra-
gen zu stellen.

Zudem bemüht sich die Soziologie nach meiner Auffassung 
durchaus, wachsende Ungleichheiten, Verarmungsprozesse oder 
sich vertiefende soziale Spaltungen auf den Begriff zu bringen. 
Das leisten der trennscharfe Begriff der „sozialen Ausgrenzung“ 
ebenso wie der mehrdeutige Begriff des „prekären Wohlstands“. 
Während der Ausgrenzungsbegriff auf die Verfestigung sozialer 
Randlagen durch Armut und Langzeitarbeitslosigkeit hinweist, 
markiert der Begriff des prekären Wohlstands sehr gut die neuen 
sozialen Spannungen in der Mitte der Gesellschaft.

2. Als vor über 40 Jahren nach Georg Pichts Mahnung über die 
„Bildungskatastrophe“ eine Bildungsoffensive einsetzte, um mit 
der Ausschöpfung der „Bildungsreserve“ die Durchlässigkeit der 
gesellschaftlichen „Schichten“ zu ermöglichen, war der Aufstieg 
von der „Unterschicht“ durchaus eine akzeptierte Wortwahl. War-
um jetzt die Aufregung über diesen Begriff?

Weil es heute im Unterschied zu Georg Pichts Zeiten nicht mehr 
um Fragen der Aufstiegsermöglichung geht, sondern um Abstiegs-
vermeidung. „Unterschicht“ ist in einer mittelklassedominierten 
Gesellschaft zu einer Angstvokabel geworden. Wenn heute die Re-

de auf das soziale „Unten“ kommt, dann rücken Bedrohungsängs-
te in den Vordergrund. Die Gesellschaft ist arm an Emanzipations-
hoffnungen geworden. In der Aufregung um den „Unterschichtbe-
griff“ spiegelt sich ein soziales und politisches Abwehrverhalten 
der um Wohlstandserhalt ringenden Mittelstandsgesellschaft.

3. Was hat sich seit der Zeit geändert, als es selbstverständlich war, 
dass der Staat die sozial Benachteiligten befähigen musste, über 
die Sozialsysteme am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen?

Zunächst haben sich die fiskalischen, arbeitsgesellschaftlichen, 
demographischen Grundlagen des Wohlfahrtsstaates in grundle-
gender Weise verändert. Aber mindestens ebenso wichtig scheint 
mir zu sein, dass auch die sozialmoralischen Grundlagen des Wohl-
fahrtsstaates schwinden. Deutschland ist in besonderer Weise ei-
ne Aufsteigergesellschaft, und Aufsteiger haben die (nachvoll-
ziehbare) Eigenschaft, nicht mehr hinter sich zu blicken, sowie die 
Neigung, ihre soziale Leistung des Aufstiegs sich selbst zurech-
nen zu wollen. Einiges spricht dafür, dass sich die größten Kriti-
ker des Wohlfahrtsstaates gerade unter denen finden, die in der 
Vergangenheit am meisten von seinen Aktivitäten und Leistun-
gen profitieren konnten.

4. Welche Rolle spielt der „Mittelstand“ zwischen Ausgegrenz-
ten und Elite?

Eine zentrale Rolle. Der Mitte kommt in allen „Gesellschaftsbil-
dern“ der politischen und soziologischen Ideengeschichte die Rol-
le der ausgleichenden Kraft zu. Wir dürfen dabei freilich nicht 
übersehen, dass die Mitte der Gesellschaft auch immer ein beson-
ders dynamisches Konfliktfeld ist. Vielleicht könnte man formu-
lieren: Die Mitte der Gesellschaft gewährleistet Stabilität durch 
Konflikt.

5. Die gesellschaftliche Schieflage, die die Soziologie nüchtern be-
schreibt, ist doch auch eine Herausforderung, dies im Sinne sozialer 
Gerechtigkeit zu ändern. Welche Instanz käme dafür in Frage?

Grundsätzlich würde ich nach wie vor sagen: der Wohlfahrtsstaat 
und seine Instanzen der öffentlichen Dienste. Eine Politik des so-
zialen Ausgleichs und der Chancenermöglichung kann nur eine 
wohlfahrtsstaatlich orientierte sein. Dabei dürfen wir nach mei-
ner Auffassung freilich nicht die im wahrsten Sinne des Wortes 
segensreiche Wirkung der beiden großen christlichen Kirchen und 
ihrer Sozialverbände übersehen. Gerade in den Kirchen und ihren 
karitativen wie diakonischen Einrichtungen findet sich eine hohe 
Zahl engagierter Personen, die sich ausdrücklich den Menschen 
zuwenden und Unterstützung gewähren, die unter Ausgrenzungs-
druck stehen oder sich bereits in einer verfestigten Außenseiter-
position befinden. Insofern bestätigt sich hier wieder einmal die 
These, dass der moderne Staat von normativen Voraussetzungen 
lebt, die er selbst nicht schaffen kann. Kurzum, die ernüchternden 
Diagnosen der Soziologie bedürfen des wertgebundenen Engage-
ments derer, die sich in ihrem Dienst und Amt dem Mitmenschen 
und dem Gemeinwohl verpflichtet sehen.

6. Politiker wie Gerhard Schröder haben ihre Karriere als „Aufstei-
ger“ begonnen. Haben sie mit den heutigen „Sozialreformen“ ihre 
Herkunft vergessen oder verdrängt?

Es ist ein weit verbreiteter Irrtum zu glauben, dass Aufsteiger be-
sonders solidarische, empfindsame und mitfühlende Menschen 
seien – denn sie wüssten, wie es ist, wenn man „unten“ ist. Das 
Gegenteil ist eher der Fall. Solidarität und Barmherzigkeit sind kei-
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ne Tugenden sozialer Mobilität, weder derer, die absteigen, noch 
derer, die aufsteigen. Aufsteiger haben gelernt, sich zu behaup-
ten und sich zu Lasten anderer durchzusetzen. Aufsteiger haben 
deswegen keinen schlechten Charakter, aber sie haben im Lau-
fe ihrer Kletterei einen spezifischen Habitus der buchstäblichen 
Rücksichtslosigkeit entwickelt. Denn wer immer nur zurückblickt, 
der kommt nie nach oben. Die Bereitschaft zur Solidarität hat ihre 
Quellen unter denen, die sozial stabil und immobil sind. Das neoli-
berale Lob der Flexibilität und Mobilität ist daher in der Regel das 
Lob der ellenbogenbewaffneten Selbstbehauptung.

Die Fragen stellte Ortwin Löwa

Interview 3: Norbert Hartmann

Norbert Hartmann leitet die Schulpsychologische Beratung der 
Hansestadt Lübeck. Bei Ihm wird das Problem des Prekariats amt-
lich akut.

1. Sind Armut und prekäre soziale Verhältnisse ursächlich für Stö-
rungen bei SchülerInnen?

Psychische Störungen entwickeln sich in der Regel multifaktori-
ell und begünstigen in erheblichen Ausmaß die Entstehung psy-
chischer Störungen. Hier beherrscht die Not das Leben und be-
einflusst die psychische Entwicklung. Leben in prekären sozialen 
Verhältnissen geht einher mit dem Ausbleiben von Anerkennungs-
möglichkeiten, sowohl innerfamiliär als auch gesellschaftlich und 
behindert den Aufbau von Selbstwert, der für eine gute Entwick-
lung so wichtig ist. 

2. Kann man gestörtes Verhalten in der Schule quantifizieren? Al-
so Häufigkeit von Suchtmitteln – Alkohol, Nikotin, Drogen, bzw. 
Gewalt, Gang Bang etc. 

Es gibt zahlreiche Untersuchungen zur Gewalt an Schulen, im Kern 
mit der Aussage, eine geringe Zunahme an körperlicher Gewalt, 
eine erhebliche Zunahme an verbaler Gewalt  (Mobbing, Beleidi-
gungen, Umgangsformen etc.) Hier spiegelt sich eine „Verrohung“ 
im gesellschaftlichen Umgang (Wertezerfall), diese allgemeine 
„Anspannung“ (innerlich und äußerlich) führt natürlich auch zu 
„Entladungen“ in der Schule. Drogenkonsum legal und illegal fin-
det im Verborgenen statt und lässt sich daher nur schwer quanti-
fizieren. Schulen neigen dazu – aus der Befürchtung vor einer Be-
schädigung des „guten Rufs“ heraus – Drogenprobleme zu baga-
tellisieren oder zu verleugnen. 

3. Gibt es soziale Traumatisierung, die sich nicht offen aggres-
siv ausdrückt, sondern sich eher in Depression (Suizid) nieder-
schlägt?

Ich würde in diesem Kontext nicht von Traumatisierung spre-
chen. Es gibt aufgrund problematischer sozialer Situationen Ge-
fühle von Ausweglosigkeit, Perspektivlosigkeit und als Folge da-
von Resignation , die in Verzweiflung mit offenem Ausgang mün-
den kann. Depressionen können eine Folge sein. Zu einem Sui-
zid müssen weitere Faktoren hinzukommen, jedoch können suizi-
dale Gedanken entstehen, etwa in der Vorstellung der Sinnlosig-
keit eines solchen Lebens. 

4. Ist das pädagogische Instrumentarium der Schule der Situa- 
tion gewachsen?

Schulen können heutzutage gar nicht anders, als sich der „Entla-
dungen“ der gesellschaftlichen Verhältnisse und familiären Um-
stände zu stellen. Diese spiegeln sich in ihrem Hause, dranghaft 
in einer Weise, so dass sie mit diesen umgehen müssen. 

Optimal ausgestattet ist die Schule wohl nie, aber hier wird das 
pädagogische Handeln durch den Zwang der Not bestimmt. Da 
wird unzulänglich improvisiert durch fehlende psychologische und 
auch sozialpädagogische Kompetenz, meist das Beste versucht, 
in der Regel mehr oder weniger gut eingestellt auf das, was Lehr-
kräften entgegentritt. 

Veränderte Unterrichtskonzepte, die teilweise bereits prakti-
ziert werden, in Schleswig-Holstein durch die unterrichtliche Ori-
entierung am einzelnen Schüler im neuen Schulgesetz gesetzlich 
verankert (“individuelle Förderung“), Fortbildung und Supervision, 
können bei der Bewältigung dessen, was Schulen heute zu leis-
ten haben, hilfreich sein. 

5. Kann eine schulpsychologische Hilfestellung mehr sein als Ein-
zelfallhilfe, d.h. auch in die Familie hineinreichen?

Schulpsychologie hat sich von der Hilfe für den einzelnen Schü-
ler, die einzelne Schülerin, zum Unterstützungssystem für Schu-
len weiterentwickelt. Auftauchende Schwierigkeiten werden in ih-
rem sozialen Entstehungskontext betrachtet (systemisch) und be-
rücksichtigt in der jeweiligen Intervention die relevanten Personen 
bzw. Subsysteme, auch in der Suche nach Ressourcen. Damit ope-
riert Schulpsychologie in einem sozialen Kontext, innerhalb des-
sen auch Familien – direkt oder indirekt – berührt werden.  Jedoch 
– auch das muss gesehen werden – „erdrückt“ die Macht sozialer 
Gegebenheiten durchaus so manche Intervention oder verunmög-
licht sie gar. Des weiteren führt die geringe personelle Ausstat-
tung des Schulpsychologischen Dienstes (im Durchschnitt 1 Schul-
psychologe für 10.000 SchülerInnen in Schleswig-Holstein) an en-
ge Grenzen des Machbaren und Wünschenswerten. 

6. Welche Forderungen haben Sie als Psychologe zur Entlastung 
der Schulen?

Schulen sollten verstärkt angereichert werden mit psycholo-
gischem und sozialpädagogischem know-how, dazu zählt multi-
professionelle Zusammenarbeit vor Ort. Ferner Reduzierung von 
bürokratischen Tätigkeiten, die Möglichkeit von Fortbildung und 
Supervision zumindest teilweise in der Dienstzeit.

Etwas global das Schaffen von gesellschaftlichen Verhältnis-
sen, die Familien begünstigen, verstärkt Erziehungsaufgaben für 
ihre Kinder übernehmen zu können. Aber das ist in der heutigen 
Welt – und besonders für die sozial am Rande Lebenden, aber 
auch nicht nur für diese – nur ein frommer Wunsch. 

Die Fragen stellte Ortwin Löwa
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Interview 4:  
Cornelia Füllkrug-Weitzel
Pfarrerin Cornelia Füllkrug-Weitzel kam vom Berliner Missionswerk 
zu „Brot für die Welt“. Dort war sie zuständig für die Inlandsarbeit 
und stellvertretende Direktorin. Mit den Themen internationale Ent-
wicklungsarbeit, Menschenrechte und Gerechtigkeit befasst sie sich 
haupt- bzw. ehrenamtlich schon seit ihrem Studium. Wir haben sie 
nach der Armut in der Dritten Welt und den Bezügen zwischen In-
dustrienationen und Entwicklungsländern gefragt.

1. Die Armutsgrenze wird in der EU nach einem komplizierten 
Schlüssel als 60 Prozent unter dem mittleren Einkommen berech-
net. Aktuell sind das pro Person 775 Euro/Netto. Wenn von Ar-
mut in den zu entwickelnden Ländern der „Dritten Welt“ die Rede 
ist, von welcher Armutsgrenze ist dort auszugehen?

Die Armutsgrenze in Deutschland ist eine relative Größe. Das 
heißt, das individuelle Einkommen wird im Verhältnis zum Durch-
schnittseinkommen gesetzt. In den Entwicklungsländern wird 
die absolute Armutsgrenze betrachtet. Nach einer Definition der 
Weltbank beträgt diese Grenze 1 US Dollar pro Person und Tag. 
Aktuell leben rund 1,3 Milliarden Menschen unter dieser Armuts-
grenze, sie führen ein Leben am Rand der Existenz. Die größte 
Zahl dieser Menschen lebt in Asien; in Afrika ist allerdings der 
Anteil der Armen an der Bevölkerung noch höher. Armut wird 
weltweit aber nicht rein materiell definiert, sondern im Zusam-
menhang mit wirtschaftlichen, sozialen und politischen Beteili-
gungschancen und mit Zugang zu Ressourcen gesehen. Armut 
hat mit Ausgrenzung von sozialen Diensten und vom wirtschaft-
lichen, öffentlichen und politischen Leben zu tun, mit vorenthal-
tener Teilhabe und vorenthaltenen Rechten. 

2. In Deutschland gibt es Initiativen wie die „Arche“ oder die „Ta-
feln“, mit denen Menschen, die wenig zu Essen haben, gespeist wer-
den. Ist „Brot für die Welt“ ein ähnliches Speiseangebot?

„Brot für die Welt“ verteilt keine Nahrungsmittel. Das ist nicht 
nur nicht nachhaltig, sondern entwürdigend. Es würde arme Men-
schen in Afrika, Asien und Lateinamerika in Ohnmacht und Ab-
hängigkeit halten, statt ihre Selbsthilfefähigkeit zu unterstützen. 
Stattdessen fördern wir nach dem Motto ‚Gib einem Menschen ei-
nen Fisch und er hat einen Tag zu essen. Gib ihm eine Angel und 
lehre ihn angeln, und er kann seine Familie sein ganzes Leben er-
nähren’ in Zusammenarbeit mit lokalen Partnern im Süden Pro-
jekte, die Ernährung sichern helfen: nachhaltige Landwirtschaft 

und Bemühungen der armen Landbevölkerung, Zugang zu Land 
zu bekommen oder für ihre Arbeit auf großen Agrarexportfarmen 
Löhne zu bekommen, die ausreichen, um die Familie zu ernäh-
ren. Der Hunger weltweit ist im wesentlichen eine Frage der Ver-
fügungsmöglichkeiten über und Verteilung von Ressourcen wie 
Land, Wasser etc. 

Was hilft aber die sprichwörtliche Angel, wenn die küstennah-
en Gewässer zur Shrimpproduktion von großen Firmen für den 
Export umgewandelt und damit die traditionellen Fanggründe 
der kleinen Fischer zerstört wurden? Die arme Landbevölkerung 
im Süden ist vielfach gezwungen, unsere Tafeln zu decken, statt 
auf ihrem Land oder in ihren Gewässern Nahrung für den eige-
nen Tisch zu produzieren. Die Berücksichtigung des durch die UN-
Menschenrechtserklärungen verbrieften Rechtes auf Nahrung in 
allen Wirtschafts- und Handelsabkommen etc. ist darum unab-
dingbar, um der Welt Brot zu geben.  

3. Verarmte Menschen werden von der Soziologie auch als „Über-
flüssige“ definiert. Gilt das auch im großen globalen Maßstab?

Wenn der globale Markt darüber zu bestimmen hätte, dann kä-
me man sicher zu diesem zynischen Ergebnis: Regionen, in denen 
es weder durch Produktion mit Billigstkräften noch durch Kon-
sumption etwas zu verdienen gibt, sind für ihn ‚überflüssig’. An-
dere sind nur solange interessant für den Weltmarkt, als hier Roh-
stoffe oder Arbeitskräfte zu Dumpingpreisen zu haben sind. Fin-
det sich ein Land, das die Spirale noch nach unten dreht, ist der 
Absturz in die Überflüssigkeit unaufhaltsam. 

In dem von Ihnen zitierten Sinne gibt es auch in Schwellenlän-
dern wie Brasilien oder Argentinien Diskussionen über den Um-
gang mit ‚überflüssigen’ Menschen: Slumbewohner, Straßenkinder 
etc. Sie werden häufig von Politik und Wirtschaft vernachlässigt, 
und es kommt immer wieder zu Übergriffen gegen sie unter den 
Augen der tatenlosen Polizei oder mit ihrer Mithilfe. Der Zynismus 
gegenüber den Armen nimmt zu, je weiter sich die Wohlstands-
schere in einem Land öffnet.  

4. Welche Ursachen gibt es für die Verarmung der „Dritten Welt“, 
und kann man sie mit den Faktoren vergleichen, die zur sozialen 
Ungerechtigkeit in den Industrienationen führen? 

Armut in ehemaligen Kolonien hat viele Ursachen – nicht weni-
ge davon haben mit einer noch anhaltenden Geschichte interna-
tionaler Ausplünderung von natürlichen und menschlichen Res-
sourcen in diesen Ländern zu tun. Die Korruption spielt eine Rolle, 
die mit dem ‚Kauf’ der Regierungen geostrategisch interessanter 
Länder durch die Kontrahenten des Kalten Krieges begann und 
bis heute ein Entwicklungshemmnis ist. Diese und andere Gründe 
sind nicht übertragbar. Aber etwa die Mechanismen ungleichen 
Zugangs zu, bzw. Ausschlusses ganzer Bevölkerungsgruppen von 
Ressourcen und Märkten und der ungleichen Chancen auf dem 
Markt sind in Nord und Süd ähnliche und hängen zusammen. Der 
neoliberale Zwang zur Deregulierung von Märkten erzwingt zu-
dem weltweit den Abbau sozialer Schutz- und Sicherungsmecha-
nismen für schwache Bevölkerungsgruppen und stürzt weltweit 
die ohnehin schon Armen in größere Armut.  

Die Schere geht im Zuge weltweiter Marktkonzentrati-
onsprozesse im eigenen Land und weltweit auseinander: Die 
reichsten 500 Einzelpersonen der Welt verfügen gemeinsam 
über ein größeres Einkommen als die ärmsten 416 Millionen. 
Und 2,5 Milliarden Menschen –  das sind 40 % der Weltbe-
völkerung, die mit weniger als zwei US Dollar am Tag auskom-

Cornelia Füllkrug-Weitzel
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men müssen –  haben nur einen Anteil von 5 Prozent am welt-
weiten Einkommen.

5. Welche Prinzipien leiten „Brot für die Welt“ als kirchliche Ins-
titution?

„Unser tägliches Brot gib uns heute“ beten Christinnen und Chris-
ten mit den Worten des Vaterunsers. ‚Brot’ steht dabei für mehr 
als Backwerk oder Nahrung: Es steht für alles Lebensnotwendige, 
über das alle Menschen in der Welt, also nicht nur wir selbst, ver-
fügen sollen. Das ist die zentrale Aufgabe und Botschaft von 
„Brot für die Welt“. Hilfe bedeutet vor allem, die Armen darin zu 
unterstützen, für ihr tägliches Brot selbst sorgen zu können: Hilfe 
zur Selbsthilfe. Jeder Mensch ist von Gott mit der gleichen Wür-
de ausgestattet und hat ein Recht auf ein selbstbestimmtes Le-
ben in Würde.

Die Fragen stellte Ortwin Löwa

Glossar 
Ohne Anspruch auf Vollständigkeit haben wir in diesem kleinen 
Glossar die wichtigsten Begriffe aus dem Bereich „Soziale Krise“, 
insbesondere Armutsproblematik und Sozialleistungen, zusammen 
gefasst. 

Arge

Seit 2005 bestehende Arbeitsgemeinschaft der Freien und Hanse-
stadt Hamburg und der Agentur für Arbeit Hamburg. Ziel der Arge 
ist es, die in den Hartz-IV-Gesetzen (SGB II) festgeschriebenen Vorga-
ben umzusetzen. Ca. 1700 Mitarbeiter in 18 Hamburger Job-Centern 
betreuen ca. 190000 Menschen monatlich. 

Armut

wird für die Industriestaaten (im wesentlichen Europa, Nordamerika, 
Australien) für sich gesehen in relative und absolute Armut unterschie-
den. Die EU definiert Einkommen von 60% und weniger des Medians 
des Nettoäquivalenzeinkommens (siehe dort) als Armutsrisiko (auch 
Armuts-gefährtdeter Bereich genannt), 50% und weniger des Durch-
schnittseinkommens einer Population als relative und 40 % als abso-
lute Armut. Weiterhin wird in Einkommens- und Bildungsarmut bzw. 
Armut am Zugang zu gesellschaftlichen Ressourcen unterschieden.
Auf globaler Ebene wird ebenso in relative und absolute Armut unter-
schieden. Armut in der sog. „Dritten Welt“ wird mit einem bestimm-
ten Einkommen pro Tag, z.B. 1 Dollar, als absolut bezeichnet, was ei-
ne ganz andere Dimension von Armut darstellt. So gesehen ist Armut 
in den Industrieländern immer nur relativ.

Armut, extreme

Zumeist dauerhafte Armutslage mit Gefährdung der Sicherheit der 
Grundbedürfnisse. Vielfach auch Mehrfach-Betroffenheit durch Pro-
blemlagen wie Langzeit-Arbeitslosigkeit, Wohnungslosigkeit, Famili-
enkonflikte, Strafentlassung, Suchtmittelgebrauch u.a. Typischer Per-
sonenkreis sind die ca. 300000 (2003) Obdachlosen in Deutschland, 
davon ca. 25 % Frauen und ca. 2 % Kinder.

Armut, verdeckte

Auch „Dunkelziffer der Armut“. „Verdeckt arm“ sind Personen, die aus 
verschiedenen Gründen Hilfe nach dem SGB XII /Sozialhilfe (seltener 
nach SGB II/Hartz IV) nicht in Anspruch nehmen. Man schätzt, dass 
dies ca. 30–50 % der bekannten BeansprucherInnen sind. Die Grün-
de der ausbleibenden Inanspruchnahme staatlicher Sozialleistungen 
werden in Stichproben untersucht. Eine davon nennt Informations-
mangel bei ca. 63 %, Scham oder Ängste bei ca. 25 % , Widerstand 
gegen die „gängige Behördenpraxis“ bei ca. 20 %. Auch soziale Iso-
lation, z.B. durch Analphabetismus, sollen eine Rolle spielen. (Zahlen 
aus der Hamburger Dokumentation „Fehlt Ihnen etwas? Beratung 
kann helfen!“ 2006)

Einkommensarmut

Mindesteinkommen unter der Höhe des sozio-kulturellen Existenzmini-
mums, das lt. Festlegung der Armutsrisikogrenze durch die EU bei 60 
% des Medians des Nettoäquivalenzeinkommens (der europäischen 
Population?) liegt. 2003  waren danach 13,5 % der deutschen Bevöl-
kerung einkommensarm (1973: 8,7 %). Die Gruppe der Einkommens-
armen gilt nicht als manifeste Gruppe, die Grenze nach oben wird 
durch Aufsteigen und Absinken vieler ständig überschritten. Das Ar-
mutsrisiko reicht inzwischen bis in die „Mittelschicht“. 

Geldvermögen

10 % der deutschen Haushalte verfügen über mehr als 50 % des ge-
samten Geldvermögens. 
25 % der deutschen Haushalte verfügen über ein „negatives Ver-
mögen“, d.h. sie haben Schulden. Dies sind Zahlen von 1999. Man 
schätzt, dass sich inzwischen diese Verteilung noch weiter in Richtung 
auf reiche Haushalte verschoben hat.

Gini-Koeffizient

Dazu passt der Gini-Koeffizient. Er bezeichnet die Verteilungsgerech-
tigkeit in einer Population von 0 bis 100 %. Ein Koeffizient von 0 % 
bedeutet völlige Gleichverteilung, von 100 %  das gesamte Vermögen 
oder Einkommen bei einer Person. In der Bundesrepublik hat sich der 
Gini-Koeffizient bei den Brutto-Einkommen aus unselbständiger Arbeit 
von 1973 bei 29,7 % bis 2003 bei 42,3 % stark erhöht. Das heißt, 
dass die Verteilungsungleichheit (-ungerechtigkeit) deutlich größer 
geworden ist. Die Verteilungsgleichheit bei Einkommen aus selbstän-
diger Arbeit ist bei einem Wert um 50% etwa gleich geblieben.

Nettoäquivalenzeinkommen (NÄE)

Ein Begriff, der die Einkommenssituation in Mehrpersonen-Haushal-
ten wertet und dabei die verschiedenen Angehörigen des Haushaltes 
unterschiedlich gewichtet (wegen Einsparungen bei gemeinsamem 
Wirtschaften und dem geringeren Bedarf kleinerer Kinder): Die ers-
te Person im Haushalt erhält die Gewichtung 1, weitere über 14 Jah-
re 0,5,  Kinder unter 14 Jahre alt 0,3. Ein Paar mit zwei kleineren Kin-
dern hat damit eine Gewichtung von 2,1. Durch diese Gewichtung wird 
das Haushaltsnetto-Einkommen dividiert, um das jedem Haushalts-
mitglied zuzuordnende Einkommen zu ermitteln.

Prekariat

Gewissermaßen abgeleitet von dem nicht mehr aktuellen Wort „Pro-
letariat“ umfasst dieser Begriff  Menschengruppen in „prekärer“ sozi-
aler Lage, wodurch auch immer.
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Regelsatz

Im SGB XII fest gelegte Pauschale nach der Regelsatz-Verordnung von 
2004. An sich eine Vorschrift des SGB XII/Sozialhilfe, ist der Regel-
satz als „Eckregelsatz“ auch Grundlage für SGB II/ALG II. Der Regel-
satz beträgt zur Zeit 345 Euro, Wohlfahrtsverbände fordern seit lan-
gem eine Erhöhung auf 415 Euro. Der aktuellen Regelsatz-Berechnung 
wird entgegen gehalten, dass seine Berechnung auf der Grundlage der 
Einkommens- und Verbraucherstatistik von 1998 schon nicht fehlerfrei 
war und dass ein Großteil notwendiger einmaliger Ausgaben in den 
Regelsatz mit eingehen und nicht mehr gesondert bezahlt werden.

Resilienzforschung

Ein Ansatz der „Salutogenese“; übersetzt etwa mit „Unverletzlichkeits-
forschung“, die sich mit protektiven Faktoren – was reduziert Verletz-
barkeit, was stärkt Gesundheit – besonders bei Kindern befasst.

Soziale Krise

Eine global gültige Definition dessen, was die „Soziale Krise“ ist, gibt 
es nicht. Es gibt viele. Hier seien einige Stichworte für die „Soziale Kri-
se“ in Deutschland genannt:

Aufgabe der Einheit von Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik 
und damit Schwächung der bewährten sozialen Sicherungssysteme; 
die Bundesrepublik auf dem Weg in eine andere Wirtschafts- und 
Sozialordnung; Entwicklung von Löhnen und Gehältern im Vergleich 
zu denen der Gewinne extrem unbalanciert, Verlust von Massenkauf-
kraft, Milliardengewinne bei Unternehmen bei gleichzeitiger Entlas-
sungswelle, Effekte der Globalisierung aber auch „hausgemachte“ Ur-
sachen wie Fehler bei der Finanzierung der deutschen Einheit, Miss-
brauch der sozialen Sicherungssysteme, Vernachlässigung der Ar-
beitsmarkt-, Bildungs- und Forschungspolitik; demographische Ent-
wicklung; unklare „Einwanderungspolitik“ u.v.m.
(Stichworte  aus einem Hearing: „Ein Jahr nach Kopenhagen“ 1997, veröffentlicht 

in Digital Bibliothek der Friedrich Ebert Stiftung)

Sozialgeld

Sozialgeld erhalten (noch) nicht erwerbsfähige Kinder und Jugendli-
che unter 15 Jahren nach dem SGB II. Meistens sind dies die Kinder 
der erwerbsfähigen Arbeitslosen Hartz IV-Empfänger. Abgeleitet vom 
Regelsatz sind dies zur Zeit 207 Euro in Hamburg.

Sozialhilfe:

Zahlungen für bedürftige, nicht erwerbstätige Personen nach dem 
SGB XII. 
Sozialhilfeempfänger in Deutschland 2006 ca. 3,3 %, d.h. ca. 2,7 Mio., 
davon ca. 30  % Kinder. Es wird eine Dunkelziffer von ca. 2 Mio. wei-
terer Berechtigter angenommen (siehe „Verdeckte Armut“)

Sozialleistungen

Werden entweder nach dem Prinzip der Versicherungs-technischen 
Äquivalenz und Orientierung an früheren Einkommen, Beiträgen, Bei-
tragsdauer bemessen, z.B. Rentenversicherung, oder als Steuer-finan-
zierte Sozialleistungen nach dem Bedarfsprinzip bemessen, z.B. Sozi-
alhilfe, ALG II u.a.

Statistik

Hier muss ich – gewissermaßen auch zur eigenen Entschuldigung –
eine Kritik an dem oft überaus unübersichtlich und teilweise wider-
sprüchlich dargelegten Zahlenmaterial äußern. Die statistischen An-
sätze unterschiedlicher Wohlfahrtsverbände und -einrichtungen, der 

unsystematische Wechsel zwischen absoluten Zahlen- und Prozent-
zahlen-Angaben, die vielfach unklare Trennlinie zwischen Armuts-
zahlen aus SGB II/Harzt IV und SGB XII/Sozialhilfe und anderes er-
schweren es, zu genauen, allgemein gültigen Zahlen zu kommen. 
Dennoch bleibt erkennbar, bzw. mühsam errechenbar, dass sich viele 
Armutszahlen in Deutschland in einem Bereich von 10–20 % bewe-
gen.   

Unterschicht

Politiker sehen es nicht gern, wenn die Bevölkerung in „Schichten“ 
eingeteilt wird: Dennoch gibt es große Unterschiede bei der Vertei-
lung des Wohlstandes – aus vielerlei Gründen. Mit der „Hartz IV“-Ge-
setzgebung, so eine Studie der SPD-nahen Friedrich-Ebert-Stiftung, ist 
die Armutsproblematik in Deutschland sowohl qualitativ als auch vor 
allem quantitativ vergrößert, es wird daher von „neuer Unterschicht“ 
gesprochen. Dort hätten zwei Drittel ihren Job bereits verloren, ande-
re empfänden ihren Arbeitsplatz nicht mehr als sicher. Viele Betrof-
fene sähen ihr Leben als „gesellschaftlichen Abstieg“. „Unterschicht“-
Probleme seien finanzielle Unsicherheit, wenig Wohneigentum oder 
finanzielle Rücklagen, oft Schulden oder wenig familiärer Rückhalt. 
Das Ergebnis sei oft Hoffnungslosigkeit.

Rüdiger Hagelberg
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(Preise zzgl. MwSt.)
Damit erreichen Sie über 4000 niedergelassene 
Psychotherapeuten und zahlreiche  weitere Mitglieder 
der Szene. Also pro Leser schon ab 3 Cent. 

Zur Buchung einfach anrufen:
 030 – 60 90 29 60  Andreas-M. Selignow
(Anzeigenhotline)
 bvvp-anzeigen@selignow.de
Weitere Informationen in unseren Mediadaten unter:

www.bvvp-magazin.de 

Aufmerksamkeit
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Dienstleistungen

Nutzen Sie die Vorteile als 
Mitglied des 

Bundesverbands der 
Vertragspsycho-

therapeuten!

Werden Sie Kunde* bei
Viking Direkt - Ihrem Fachversand für 

Büromaterial, Büromöbel und 
Computerzubehör. Für Sie haben wir 

über 10.000 Produkte verfügbar.

- schnelle Lieferung: Bestellungen, die bis 17.00 Uhr eingehen, 
sind am nächsten Werktag bei Ihnen 

- 30 Tage Rückgaberecht: Viking Direkt holt Ihre bestellten 
Artikel bei Nichtgefallen kostenlos bei Ihnen ab. 

Ihre Vorteile auf einen Blick

- 3 Jahre Garantie auf alle Produkte, die Sie bei Viking Direkt 
bestellen.

- Porto- und frachtfreie Lieferung einschließlich Verpackung     
im gesamten Bundesgebiet unabhängig vom Bestellwert. 
- Keine Berechnung der üblichen Versicherungspauschale. 
- Keine Mindestbestellmenge. 

Exklusiv für die Mitglieder 
des Bundesverband der 

Vertragspsychotherapeuten - 3 % Skonto erhalten Schnellzahler, die innerhalb 10 Tagen
nach Rechnungslegung bezahlen, oder Sie zahlen nach 30 
Tagen netto.

Viking online - über 10.000 online bestellbare Artikel 

- aktuelle Monatsangebote  

- Restposten 

- individuelle Einkaufslisten 

- Schnellbestellung nach Artikelnummern 

- Produktsuche durch A-Z-Index 

Wollen Sie Ihren Einkauf noch 
schneller und einfacher 

gestalten? 
Dann testen Sie jetzt die 

besonderen Online-Funktionen 
von Viking Direkt unter 

www.Viking.de
(Geschäftskundenbereich)

- Internet-Auftragshistorie 

Die Registrierung
als Mitglied des bvvp

erfolgt ausschließlich über:

bvvp-Dienstleistungen 
c/o Manfred Falke 
Triftstr. 33, 21255 Tostedt 
Tel. 04182/21703 Fax 04182/22927 
falke@bvvp.de
Sowohl Neukunden, als auch bereits aktive Kunden können nach 
der Registrierung von den exklusiven Vorteilen profitieren.

Bei Fragen zur Kooperation
wenden Sie sich bitte an 

Key-Accounts@vikingdirect.com
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Adressen der Regionalverbände

bvvp Baden-Württemberg

Geschäftsstelle: Frau Stickel 
Schwimmbadstr. 22,   79100 Freiburg 
Tel: 0761 70438749/Fax: 0761 7072407
E-Mail: bvvp-bw@bvvp.de
mit den regionalen Verbänden:
Nordbaden (VVPN) 
Geschäftsstelle: Frau Pfeiffer
Otto-Beck-Str. 12,  68165 Mannheim
Tel.: 0621 26183/Fax: 0621 1222590
E-Mail: vvpn-bureau@online.de 
Nordwürttemberg (VVPNW)
Dr. med. Helga Ströhle
c/o Geschäftsstelle Frau Bosch
Blücherstr. 10,  89547 Gerstetten
Tel.: 07323-5695 oder 96160
Fax: 07323-3691
E-Mail: vvpnw@bvvp.de  
Süd-Württemberg (VVPSW) 
Sekretariat: Frau Elisabeth Bosch
Blücherstraße 10,  89547 Gerstetten, 
Tel.: 07323 96160/Fax: 07323 3691
E-Mail: vvpsw@bvvp.de 
Südbaden (VVPS e.V.) 
Geschäftsstelle: Frau B. Stickel
Schwimmbadstraße 22,  79100 Freiburg
Tel.: 0761 7072153/Fax: 0761 7072163
E-Mail: vvps@bvvp.de 

Bayern (BVVP Bayern)

Geschäftsstelle: Frau Sehrer
Nußbaumstraße 4,  80336 München
Tel.: 089 417 686 01/Fax: 089 417 686 02
E-Mail: info@bvvp-bayern.de

Berlin (VVP Berlin)

Geschäftsstelle: Andreas Münstermann 
Heinrich-Roller-Straße 20,  10405 Berlin
Tel.: 030 440 515 60/Fax: 030 440 471 11
E-Mail: info@bvvp-berlin.de 

Brandenburg (BVP Brandenburg)

Geschäftsstelle: Dr. med. Stephan Alder
Stephensonstr. 16,  14482 Potsdam
Tel.: 0331-7409500 Fax: 0331-7409615
E-Mail: Dr.Alder@t-online.de 

Hamburg (bvvp Hamburg) 

Geschäftsstelle: Dipl.-Psych. Beate Glüsing
Klapperhof 2,  21033 Hamburg
Tel.: 040 726 92 778 Fax: 040 726 92 688
Geschäftsstelle: 
E-Mail: bvvp-Hamburg@bvvp.de 

Hessen (VHVP)

Geschäftsstelle: Dr. med. Meinhard Korte
Gluckstraße 10,  63452 Hanau
Tel.: 06181 98 21 86/Fax: 06181 98 21 87 
E-Mail: vhvp@bvvp.de

Mecklenburg-Vorpommern 
(Landesverband M-V im bvvp)

Geschäftsstelle: Dr. Christiane Kirchner
Knieperdamm 7,  18435 Stralsund
Tel.: 03831-304 940/Fax: 03831-304 051
E-Mail: info@kirchner.uhlenhaus.de

Niedersachsen (bvvp Nds)

Geschäftsstelle: Dr. med. Jörg K. Merholz
Bombergallee 1,  31812 Bad Pyrmont
Tel.: 05281-151 172 Fax: 05281-151 171
E-Mail: merholz@bvvp-nds.de    

Nordrhein (RVN)

Geschäftsstelle: Büroservice E. Schumacher 
Charles-Wimar-Str. 57,  53125 Bonn
Tel: 0228-9180244/Fax:  0228 9180245
E-Mail: rvn.buero@arcor.de

Rheinland-Pfalz  
(bvvp Rheinland-Pfalz)

Geschäftsstelle: Jörg Ebert
Am Sportfeld 6,  55124 Mainz 
Tel.: 06131 943191/Fax: 0721 151575924
E-Mail: praxis@dr-joerg-ebert.de

Saarland (VVPSaar)

Geschäftsstelle: Rita Marzell
Neugrabenweg 18,  66123 Saarbrücken
Tel: 0681 390 4580/Fax:  0681 9381 
5307
E-Mail: ritamarzellsaar@t-online.de

Sachsen (bvvp)

Geschäftsstelle: Sabine Schmitt-Drees
Zum Weißiger Kirchsteig 12 
01454 Ullersdorf
Tel.: 03528 410016/Fax:  03528 410016
E-Mail: S.Schmitt-Drees@12move.de

Schleswig-Holstein (BVP SH) 

Geschäftsstelle: Ulla Schüffelgen-Daus
Hohelandstr. 58,   23564 Lübeck
Tel.: 0451 581424/Fax:  0451 7060778
E-Mail: U.Schueffelgen-Daus@gmx.com

Westfalen-Lippe (AGVP)

Geschäftsstelle: Martin Kremser
Bruchstr. 34 32756 Detmold
Tel.: 05231-32220 / Fax: 05231 31033
E-Mail: martin.kremser@freenet.de

AGVP Büro Frau Annegret Floer
Sellen 59, 48565 Burgsteinfurt
Tel.: 02551-82522 Fax: 02551-4954
E-Mail: JA.Floer@t-online.de 
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Für uns gelesen

Chris Jaenicke  
Das Risiko der Verbundenheit

Intersubjektivitätstheorie in der Praxis 
Reihe Leben Lernen 195, Klett-Cotta, Stuttgart 2006 

ISBN 3608890068, 23,00 

Nach einigen Startschwierigkeiten, die neue 
Ideen so an sich haben, – das Buch „Psychoa-
nalytische Behandlung. Ein intersubjektiver An-
satz“ von Strolorow, Brandschaft und Atwood 
erschien ja bereits 1987, also tatsächlich vor 
20(!) Jahren – mehren sich nun die Veröffentli-
chungen zur Intersubjektivitätstheorie. Welche 
soll man empfehlen, welche lesen, wenn man ei-
nen Einstieg in diese analytische Schule finden 
will? Denn inzwischen kann wohl niemand mehr 
an dieser neuen Entwicklungsrichtung der Psy-
choanalyse vorbei schauen. Sie beeinflusst zu-
nehmend das psychoanalytische Denken und, so 
möchte man hinzu fügen, in wünschenswerter 
Weise die Psychotherapie insgesamt.

Wem bisher die Bücher von Orange, Strolo-
row und Atwood zu theoretisch, zu philosophisch 
und wegen der etwas eigenen Begriffswelt teil-
weise auch schwer verständlich waren, dessen 
Stunde ist mit Jaenickes Buch gekommen. Stro-
lorows Bemerkung aus dem Vorwort kann nur 
zugestimmt werden: „Besser als jedes andere mir 
bekannte Buch über die therapeutische Praxis il-
lustriert Jaenickes Werk ‚Das Risiko der Verbun-
denheit – Intersubjektivitätstheorie in der Pra-
xis’, wie ein Analytiker das, was ihm die eigene 
psychoanalytische Praxis vorgibt, praktiziert.“ 
Jaenicke zeigt, dass er nicht nur ein profunder 
Kenner der neuesten theoretischen Entwicklun-
gen in der Psychoanalyse ist, sondern dass er 
es zudem noch versteht, das schwierige Materi-
al gut verdaulich aufzubereiten und unterhalt-
sam darzustellen.

Wie im Titel angekündigt, werden – ganz 
praktisch am Fallmaterial orientiert – in fünf Ka-
piteln wesentliche metapsychologische Konzepte 
mit beeindruckender Offenheit und in kritisch-
konstruktiver Weise besprochen. Kapitel 1: Psy-
choanalytische Mythen (insbesondere der My-
thos von der Neutralität), Kapitel 2: Introspektiv-
empathische Untersuchung; eine intersubjektive 
Alternative zur Neutralität, Kapitel 3: Affekte; der 
Paradigmenwechsel in der Psychoanalyse, Kapi-
tel 4: Trauma, Kapitel 5: Übertragung.

Die Intersubjektivitätstheorie hat uns noch 
einmal nahe gebracht, wie entscheidend die Hal-
tung des Therapeuten für den Verlauf des analy-
tischen, und wir können sagen, jedes psychothe-
rapeutischen Prozesses ist. Jaenicke gelingt es 
hervorragend darzustellen, wie sehr und unwei-
gerlich wir als Therapeuten mit unserer ganzen 
Persönlichkeit in den therapeutischen Prozess in-
volviert sind. So können wir gut nach vollziehen, 
wie sich innerhalb des asymmetrischen Settings 
ein, vielleicht für manchen in diesem Ausmaß un-
erwartet, symmetrisches Beziehungsgeschehen 
entfaltet. Und er zeigt, wie dieses symmetrische 
Beziehungsgeschehen der permanenten, gegen-
seitigen Beeinflussung etwas mit sich bringt, das 
er das „Risiko der Verbundenheit“ nennt, für den 
Patienten und für den Therapeuten. Aber er zeigt 
auch: Wir brauchen uns nicht zu fürchten. Die-
se Arbeit, dieser „unmögliche Beruf“ mit seinen 
täglich neuen Herausforderungen sind möglich. 
Ein überaus lesenswertes und für die alltägliche 
Arbeit bereicherndes Buch, das ich jedem Kolle-
gen ans Herz legen möchte. 

Frank Horzetzky
Vorstandsmitglied bvvp Berlin

Michael Klöpper  
Reifung und Konflikt

Säuglingsforschung, Bindungstheorie und Mentalisie-
rungskonzept in der tiefenpsychologischen Psychothe-
rapie.  
LL Leben Lernen 194, Klett-Cotta, Stuttgart 2006,  
ISBN-13: 978-3-608-89024-2, 24 

Wie es der Titel sagt: Das Buch des Hambur-
ger Psychoanalytikers und Autors Michael Klöp-
per behandelt zwei wesentliche Aspekte des Psy-
chischen, die Entwicklung des Selbst (Reifung) 
und ihre klinisch relevanten Störungen (Kon-
flikt). Er beschreibt beides streng entlang eines 
„roten Fadens“: Ausgehend von den anschau-
lich dargestellten Erkenntnissen der Säuglings-
forschung ( einschl. Hirnforschung u.a.) wird die 
Reifung des Selbst mit den Konzepten einzel-
ner Reifungsaspekte wie der Bindungstheorie, 
dem „impliziten Beziehungswissen“, der Idee des 
„Spielraumes“ oder der „Mentalisierung“ usw. 
vermittelt. In dem ausführlichen Kapitel über die 
Entwicklung unbewusster Konflikte geht der Au-
tor zum klinischen Teil über und beschreibt drei 

Entstehungsmodi des Konfliktes im Selbst, die 
sich – ursprünglich als diadische oder triadische 
d.h. interpersonelle Konflikte entstanden  – zu 
Grundmustern von im (bewussten oder unbe-
wussten) Gedächtnis repräsentierten intra-psy-
chischen Konflikten wandeln.

Schließlich verbindet der Autor seine Darle-
gungen über Reifung und Konflikt mit einem Di-
agnose- und Therapiekonzept für die tiefenpsy-
chologisch fundierte Psychotherapie, um sie – 
ein dankenswertes Anliegen – aus den Unsi-
cherheiten des bisherigen Behandelns zu be-
freien. Danach scheint gerade die Selbst-Patho-
logie mit ihren funktionellen oder strukturellen 
Erkrankungsanteilen eine Domäne der PT. Die 
sog. „frühen Störungen“ z.B. verlieren ihre Un-
klarheiten. 

Wo aber bleiben die klassisch-analytischen 
Vorstellungen vom Konflikt, die lieb gewon-
nenen Strukturvorstellungen vom Es, Ich, Über-
Ich, die Triebtheorie oder die Idee von der Re-
gression auf eine „gelungenere Triebkonflikte-
bene“ usw.? Klöpper und viele im Buch zitierte 
Protagonisten eines neuen Denkens in der Psy-
chotherapie (z.B. Rudolf, Struktur-bezogene PT) 
verwerfen sie nicht, sie laufen gewissermaßen 
ergänzend mit, aber sie erklären nicht die gan-
ze psychische Entwicklungs- und Störungslehre. 
Als „Ort“ von Struktur, Funktion, Abwehr u.a. er-
hält nun das Selbst eine entscheidende Kontu-
rierung und Differenzierung.

Auch wenn ich mich mit der für mich neu-
en „Konfliktlehre des Selbst“ schwer getan ha-
be: Klöppers Buch ist eine gelungene „Herkules-
Arbeit“, reich an gut gegliederten, Lehrbuch-ar-
tigen Informationen, reich an neuen Ideen, sicher 
auch reich an „Material“, das der weiteren Klä-
rung und praktischen Bewährung bedarf. Dass 
der Autor eine Idee von der Zuständigkeit tiefen-
psychologisch fundierter Psychotherapie für Tei-
laspekte der Selbst-Pathologie entwickelt hat, ist 
hervor zu heben. Sein Buch sei daher vor allem 
den tiefenpsychologisch fundiert arbeitenden 
KollegenInnen empfohlen – zur allmählichen 
Umstellung auf veränderte (vielleicht moderni-
sierte) Diagnose- und Therapie-Vorstellungen 
oder zur Ergänzung der alten.

Rüdiger Hagelberg
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Neuerscheinungen  
und  

Bücher zum Schwerpunkt

Beltz
Psychologie der Spiritualität. 
Handbuch. Bucher, A. ISBN: 
9783621276153. 29.90 �

Carl-Auer-Systeme
Ambivalenz, System und Erfolg. 
Provokationen postmoderner Sozial-
arbeit. Kleve, H. ISBN: 
9783896705587. 17.95 �

Einführung in die Praxis der 
systemischen Therapie und Be-
ratung. Klein, R.; Kannicht, A. 
ISBN: 9783896705716. 12.95 �

Einführung in die systemische 
Paartherapie. Welter-Enderlin, R. 
ISBN: 9783896704726. 12.95 �

Hoffnung und Resilienz. Thera-
peutische Strategien von Milton H. 
Erickson. Short, D.; Weinspach, C. IS-
BN: 9783896705723. 29.95 �

Paartherapie – Bewegende In-
terventionen. El-Hachimi, M.; 
Stephan, L. ISBN: 9783896705846. 
19.95 �

Deutscher 
Psychologen Verlag
Das Unbehagen in der (Psycho-
therapie-)Kultur. Sinnverstehende 
Traditionen – Grundlagen und Per-
spektiven. Hein, J.; Hentze, K. ISBN: 
9783931589813. 24.80 �19.80 �

Mein erstes Kinderbuch über 
Spieltherapie. Nemiroff, M.; 
Annunziata, J. ISBN: 
9783931589288. 15.00 �

DGVT-Verlag
Ängste, Depressionen, Psychosoma-
tik, Süchte & Co.. (Wenn die Seele 
streikt _ Psychische Probleme und 
die Lösungen Bd 1). ISBN: 
9783871591013. 16.80 �

Beratung in Bildung, Beruf und 
Beschäftigung. Sickendiek, U.; 
Nestmann, F.; Engel, F.; Bamler, V. 
(Beratung  7). ISBN: 
9783871597077. 24.80 �

Don‘t hope, cope! _ Mut zum 
Leben. Ungerer, T.; Hoellen, B. 
ISBN: 9783871591006. 29.80 �

Emotionsfokussierte Therapie. 
Lernen, mit den eigenen Gefühlen 
umzugehen. Greenberg, L. ISBN: 
9783871590580. 32.00 �

Und sie bewegen sich doch .... 
Aus der Begegnung von Frauenbe-
wegung und Wissenschaft. 
Schmerl, C. ISBN: 9783871590627. 
28.00 �

EHP Verlag Andreas 
Kohlhage
Reflexive Sinnlichkeit. Mensch – 
Umwelt – Gewahrsein. Dreitzel, H. 
ISBN: 9783897970434. 30.00 �

Emotionen im Fokus. Gestaltthera-
peuten im Dialog mit Leslie Green-
berg. Gegenfurtner, N.; Fresser-
Kuby, R. (IGW-Publikationen in der 
EHP). ISBN: 9783897979000. 
30.00 �

Coaching als Methode des Or-
ganisationslernens. Höher, P. 
(EHP – Edition Humanistische Psy-
chologie). ISBN: 9783897970410. 
34.00 �

Sport auf Rezept. Bewegung, 
Krise, Gesundheit. Roessler, K. (EHP-
Praxis). ISBN: 9783897970359. 
19.00 �

Ressourcen der helfenden Bezie-
hung. Modelle dialogischer Praxis 
und ihre Deformationen. Schmidt-
Lellek, C. (EHP – Edition Humanisti-
sche Psychologie). ISBN: 
9783897970403. 30.00 �

Ernst Reinhardt
Der Personzentrierte Ansatz 
und die Neurowissenschaften. 
Lux, M. (Personzentrierte Beratung 
&amp; Therapie  6). ISBN: 
9783497019021. 19.90 �

Katastrophenhilfe und Humani-
täre Hilfe. Treptow, R. ISBN: 
9783497018963. 16.90 �

Was Kinder stärkt. Erziehung 
zwischen Risiko und Resilienz. 
Opp, G.; Fingerle, M. ISBN: 
9783497019083. 29.90 �

Hogrefe
Chronisches Stimmenhören und 
persistierender Wahn. Vauth, R.; 
Stieglitz, R. (Fortschritte der Psycho-
therapie  30). ISBN: 
9783801718619. 19.95 �

Die Wirksamkeit der Syste-
mischen Therapie /Familienthe-
rapie. Sydow, K.; Beher, S.; 
Retzlaff, R.; Schweitzer, J. ISBN: 
9783801720377. 26.95 �

Parkinson. Leplow, B. (Fortschritte 
der Psychotherapie  29). ISBN: 
9783801711580. 19.95 �15.95 �

Ratgeber Panikstörung und 
Agoraphobie. Heinrichs, N. (Rat-
geber zur Reihe Fortschritte der Psy-
chotherapie  14). ISBN: 
9783801719869. 12.95 �

Verhaltenstraining für Schulan-
fänger. Ein Programm zur Förde-
rung sozialer und emotionaler Kom-
petenz. Petermann, F.; Natzke, H.; 
Gerken, N.; Walter, H. ISBN: 
9783801720117. 32.95 �

Klett-Cotta
A bis Z der Interventionen in 
der Paar- und Familietherapie. 
Ein Praxishandbuch. Hansen, H. 
(Leben lernen  196). ISBN: 
9783608890372. 23.00 �

Achtsamkeit in der Körperver-
haltenstherapie. Ein Arbeitsbuch 
mit 20 Proboersituationen aus der 
Jacoby/Gindler-Arbeit. 
Klinkenberg, N. (Leben lernen  197). 
ISBN: 9783608890402. 26.00 �

Supervision als Rollenspiel. Kom-
mentierte Beispiele aus der psycho-
therapeutischen Praxis. Moser, T. 
(Leben lernen  200). ISBN: 
9783608890433. 19.00 �

Trauma und Krise bewältigen. 
Psychotherapie mit TRUST. 
Diegelmann, C. (Leben lernen  198). 
ISBN: 9783608890426. 24.00 �

Wohin entwickelt sich die Trau-
matherapie?. Bewährte Ansätze 
und neue Perspektiven. 
Lamprecht, F. (Leben lernen  199). 
ISBN: 9783608890419. 22.00 �

Klotz
Die Maske der Scham. Die Psy-
choanalyse von Schameffekten und 
Schamkonflikten. Wurmser, L. ISBN: 
9783880744936. 29.80 �

Die Übertragungsanalyse. Theo-
rie und Technik. Gill, M. ISBN: 
9783880745032. 14.90 �

Grundzüge der spirituellen Psy-
chotherapie. Quekelberghe, R. 
ISBN: 9783880745049. 22.00 �

Hören mit dem dritten Ohr. Die 
innere Erfahrung eines Psychoanaly-
tikers. Reik, T. ISBN: 
9783880744837. 24.80 �

Neue Wege in der Psychothera-
pie. Horney, K. ISBN: 
9783880744899. 14.80 �

MWV
Forensische Begutachtung bei 
Persönlichkeitsstörungen. Jahres-
heft für Forensische Psychiatrie. 
Lammel, M.; Felber, W.; Sutarski, S.; 
Lau, S. ISBN: 9783939069300. 
24.95 �

Kindstod und Kindstötung. 
Häßler, F.; Schepker, R.; 
Schläfke, D. ISBN: 
9783939069232. 19.95 �

Plus Kunst minus Therapie. Die 
Soziologie der Kunsttherapie. 
Rech, P. ISBN: 9783939069331. 
19.95 �

Prävention Früherkennung Ent-
wicklungsneurobiologie. XXX. 
Kongress der Deutschen Gesell-
schaft für Kinder- und Jugendpsychi-
atrie, Psychosomatik und Psychothe-
rapie. Die Abstracts. Herpertz-
Dahlmann, H. ISBN: 
9783939069379. 39.95 �

Psychoanalyse, Kunst und Krea-
tivität. Kraft, H. ISBN: 
9783939069270. 34.95 �

Pabst Science
Essstörungen – Klinische Be-
handlungskonzepte und prak-
tische Erfahrungen. 
Vogelgesang, M.; Schuhler, P.; 
Zielke, M. ISBN: 9783899671148. 
20.00 �

Frühe Gefühle. Die Bearbeitung 
der Lebensgeschichte in der Thera-
pie. Rabaioli-Fischer, B. ISBN: 
9783899673562. 20.00 �

Jugendliche Sexualstraftäter. 
Wolff-Dietz, I. ISBN: 
9783899673524. 20.00 �

Psychotherapie der Sucht. Me-
thoden, Komorbidität und klinische 
Praxis. Schuhler, P.; Vogelgesang, M. 
ISBN: 9783899672770. 35.00 �

Risikoerfassung bei Kindesmiss-
handlung und Vernachlässi-
gung. Theorie, Praxis, Materialien. 
Deegener, G.; Körner, W. ISBN: 
9783899673180. 25.00 �

Psychosozial-Verlag
Nach dem bewaffneten Kampf. 
Ehemalige Mitglieder der RAF und 
Bewegung 2. Juni sprechen mit 
Therapeuten über ihre Vergangen-
heit. Berberich, M.; Dellwo, K.; 
Folkerts, K.; Mayer, R.; Rollnik, E.; 
Rosenkötter, I. (Psyche und Gesell-
schaft). ISBN: 9783898065887. 
19.90 �

Schattauer
Burnout bei Ärzten. Arzt sein 
zwischen Lebensaufgabe und Le-
bens-Aufgabe. Bergner, T. ISBN: 
9783794525294. 29.95 �

Die psychosomatisch-psycho-
therapeutische Ambulanz. Kon-
zepte und klinische Praxis. 
Doering, S.; Lampe, A.; Schüßler, G. 
ISBN: 9783794525348. 39.95 �

Gesundheitsökonomie in Psychi-
atrie und Psychotherapie. Ge-
sundheitsökonomische Untersu-

chungen in der psychotherapeu-
tischen und psychiatrischen Versor-
gung. Vogel, H.; Wasem, J. ISBN: 
9783794522583. 89.00 �

Gesundheitsökonomie, Quali-
tätsmanagement und Evidence-
based Medicine. Eine systemati-
sche Einführung. Lauterbach, K.; 
Schrappe, M. ISBN: 
9783794522873. 99.00 �

Handbuch der Körperpsychothe-
rapie. Marlock, G.; Weiss, H. ISBN: 
9783794524730. 99.00 �

Innovationen gestalten den 
demographischen Wandel. IGES 
Institut für Gesundheits- und Sozial-
forschung in Kooperation mit der 
Techniker Krankenkasse. 
Häussler, B.; Klusen, N. (Jahrbuch 
der medizinischen Innovationen Bd 
3). ISBN: 9783794525287. 
29.95 �

Klinikführer. Stationäre psychoso-
matisch-psychotherapeutische Ein-
richtungen. Schauenburg, H.; 
Hildenbrand, G.; Koch, U.; 
Mattke, D.; Neun, H.; Rüddel, H. 
ISBN: 9783794525300. 29.95 �

Objektgestützte Psychodyna-
mische Psychotherapie. In der 
stationären Behandlung von frühge-
störten Patienten. Lettner, F. ISBN: 
9783794525201. 59.00 �

Sexualität: Störungen, Abwei-
chungen, Transsexualität. Vetter, B. 
ISBN: 9783794524631. 34.95 �

Trauma und Justiz. Juristische 
Grundlagen für Psychotherapeuten -
psychotherapeutische Grundlagen für 
Juristen. Stang, K.; Sachsse, U. ISBN: 
9783794525676. 59.00 �

Thieme
Facharztprüfung Psychiatrie 
und Psychotherapie. Klein, H.; 
Pajonk, F. (Facharztprüfungsreihe 
(Thieme)). ISBN: 9783131404718. 
49.95 �

Psychotherapie der dissoziati-
ven Störungen. Krankheitsmodelle 
und Therapiepraxis – störungsspezi-
fisch und schulenübergreifend. 
Reddemann, L.; Hofmann, A.; 
Gast, U. (Lindauer Psychotherapie-
Module). ISBN: 9783131305121. 
39.95 �

Sexuelle Störungen und ihre 
Behandlung. Sigusch, V. ISBN: 
9783131039446. 79.95 �
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Neuerscheinungen und Bücher zum Schwerpunkt

von
bis

Veranstaltung Kontakt

2007-04-19
2007-04-19

Workshop Doktorarbeit: Planung, Auswertung 
u. Bericht empirischer Arbeiten. 5-10 Teil-
nehmer. Gebühr Euro 80,–. Ltg: Dr. Th. Buhl, 
www.zahlenzauber.de

thomas.buhl@zahlenzauber.de
03641 821290, 01803 
551821290

2007-04-20
2007-04-22

Stressbewältigung durch Achtsamkeit: Einfüh-
rungskurs in Freiburg, Dipl.Psych.Susanne Kersig

susanne@kersig.de
www.achtsamkeit.info

2007-04-21
2007-04-22

EMDR und Allergie. Vertiefungsseminar: mit 
Dipl.-Psych. Claudia Erdmann u. Dr. F. Engler in 
Berlin, 16 FE, 296 Euro, info@traumatherapie.de 
030/4642185

Institut für Traumatherapie
www.traumatherapie.de

2007-05-01
2007-07-01

Weiterbildung in Gestalttherapie: Neue Ausbil-
dungsgruppen in Würzburg/Frankfurt, München, 
Zürich u. Wien.

IGW T: 0931 354450
www.igw-gestaltherapie.de

2007-05-04
2007-05-05

Mediation im sozialen Bereich und in der Schule: 
Differenzierte Interventionsmethoden für unter-
schiedliche Konflikte und Eskalationsstufen.

Tel. 06221 54-7818, 
Fax - 818
E-Mail: afw@uni-hd.de

2007-05-05
2007-05-05

ARCHETYPIK U. AKTUALITÄT DER BIBL. MARIA 
MAGDALENA: Vorlesungen und Workshops mit 
Ingrid Riedel, Waltraut Körner, Carl Möller, Sabina 
Hösli Gubler

C.G. Jung-Institut Zürich
cg@junginstitut.ch

2007-05-10
2007-07-10

Fachtherapeut/in für kreative Traumatherapie: 
Qualifizierungsangebot für therapeutische Fach-
kräfte, Therapeut/innen und Studierende nach 
Rücksprache.

www.zukunftswerkstatt-tk.de
02845 944974

2007-05-12
2007-05-13

kkk – Fünftes Kölner Kinderpsychotherapie-Kol-
leg: Multimodale Diagnostik und Therapie psy-
chischer Störungen bei Kindern und Jugendlichen

AKiP Köln
Sandra Schilles

2007-05-13
2007-05-17

Psychoanalyse und Körperpsychotherapie: 
Selbsterfahrung und Supervision. Gisela Worm und 
Tilmann Moser, Staufen

Tel. 0761 60304

2007-05-17
2007-05-20

Jahrestagung der DPG 2007: Die DPG veran-
staltet ihre diesjährige Jahrestagung in Stuttgart: 
Über die (Un)Möglichkeit zu trauern

geschaeftsstelle@dpg-psa.de
www.dpg-psa.de

2007-05-19
2007-05-20

Leibtherapie und Tonarbeit mit Pieter Loomans: 
Die initiatische Leibtherapie nach Graf Dürckheim 
wird erläutert, demonstriert und unter Anleitung 
geübt.

Todtmoos, Tel. 07674 8511
www.ruette-forum.de

2007-05-23
2007-05-23

Horst-Eberhard Richter zu Gast bei Thalia Gie-
ßen: Vortrag: »Die Krise der Männlichkeit« (Psycho-
sozial-Verlag). Ort: Seltersweg 54, 35390 Gießen

Tel.: 0641 9844021
thalia.giessen@thalia.de

2007-06-14
2007-06-15

Berliner Personaltagung zum TVöD/TV-L Kommunales Bildungswerk e.V.
www.kbw.de

2007-07-14
2007-07-15

Effektive Traumabewältigung/SBK: Kognitiv-
behavoirales Behandlungsmodell- Definition, 
Ätiologie, generelle Therapiestrategien. Leitung Dr. 
Georg Pieper

fortbildung1.de

2007-07-17
2007-07-20

Motivational Interviewing – Sommerkurs: Wie 
kann ich Menschen zu einer Veränderung motivie-
ren? 4-tägiger Grundkurs in Heidelberg.

www.gk-quest.de/seminare
++49 (0)6221 739 20 30
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